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Verkaufsbeschrankung

Die Deka Vermégensmanagement GmbH und die in diesem
Verkaufsprospekt beschriebenen Fondsanteile sind und werden
nicht gemaB dem United States Investment Company Act von
1940 in seiner glltigen Fassung registriert. Die durch diesen
Verkaufsprospekt angebotenen Anteile sind aufgrund US-auf-
sichtsrechtlicher Beschréankungen nicht fur den Vertrieb in den
Vereinigten Staaten von Amerika (welcher Begriff auch die Bun-
desstaaten, Territorien und Besitzungen der Vereinigten Staaten
sowie den District of Columbia umfasst) oder an bzw. zugunsten
von US-Personen, wie in Regulation S unter dem United States
Securities Act von 1933 in der geltenden Fassung definiert,
bestimmt und werden nicht registriert.

US-Personen sind nattrliche Personen, die ihren Wohnsitz in den
Vereinigten Staaten von Amerika haben. US-Personen kénnen
auch Personen- oder Kapitalgesellschaften (juristische Personen)
sein, wenn sie etwa gemaR den Gesetzen der Vereinigten Staa-
ten von Amerika bzw. eines US-Bundesstaats, Territoriums oder
einer US-Besitzung gegriindet wurden.

Dementsprechend werden Anteile in den Vereinigten Staaten
von Amerika und an oder fir Rechnung von US-Personen weder
angeboten noch verkauft. Spatere Ubertragungen von Anteilen
in die Vereinigten Staaten von Amerika bzw. an US-Personen
sind unzulassig.

Dieser Verkaufsprospekt darf nicht in den Vereinigten Staaten
von Amerika oder an US-Personen verbreitet werden. Die Vertei-
lung dieses Verkaufsprospektes und das Angebot bzw. der Ver-
kauf der Anteile kénnen auch in anderen Rechtsordnungen
Beschrankungen unterworfen sein.
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. Verkaufsprospekt

Der Kauf und Verkauf von Anteilen an dem
Sondervermégen erfolgt auf der Basis des Verkaufspro-
spekts, des Basisinformationsblatts und der Allgemeinen
Anlagebedingungen in Verbindung mit den Besonderen
Anlagebedingungen in der jeweils geltenden Fassung. Die
Allgemeinen Anlagebedingungen und die Besonderen
Anlagebedingungen sind in Abschnitt Il. im Anschluss an
diesen Verkaufsprospekt abgedruckt.

Der Verkaufsprospekt ist dem am Erwerb eines Anteils an
dem Sondervermdgen Interessierten zusammen mit dem
Basisinformationsblatt, dem letzten veréffentlichten Jah-
resbericht sowie dem gegebenenfalls nach dem Jahresbe-
richt veroffentlichtem Halbjahresbericht kostenlos zur
Verfiigung zu stellen. Der am Erwerb eines Anteils Interes-
sierte ist zudem Uber den jiingsten Nettoinventarwert des
Sondervermégens zu informieren.

Von dem Verkaufsprospekt abweichende Auskiinfte oder
Erkldrungen diirfen nicht abgegeben werden. Jeder Kauf
und Verkauf von Anteilen auf der Basis von Auskiinften
oder Erkldarungen, welche nicht in dem Verkaufsprospekt
bzw. im Basisinformationsblatt enthalten sind, erfolgt
ausschlieBlich auf Risiko des Kaufers. Der Verkaufspro-
spekt wird ergédnzt durch den jeweils letzten Jahresbericht
und dem gegebenenfalls nach dem Jahresbericht verof-
fentlichten Halbjahresbericht.

Wichtigste rechtliche Auswirkungen der Vertragsbezie-
hung

Durch den Erwerb der Anteile wird der Anleger Miteigentiimer
der vom Sondervermdgen gehaltenen Vermogensgegenstande
nach Bruchteilen. Er kann Uber die Vermdgensgegenstande nicht
verfigen. Mit den Anteilen sind keine Stimmrechte verbunden.

Dem Vertragsverhaltnis zwischen Deka Vermdgensmanagement
GmbH und Anleger sowie den vorvertraglichen Beziehungen
wird deutsches Recht zugrunde gelegt. Der Sitz der Deka Ver-
mogensmanagement GmbH ist Gerichtsstand fur Streitigkeiten
aus dem Vertragsverhaltnis, sofern der Anleger keinen allgemei-
nen Gerichtsstand im Inland hat. Samtliche Veroffentlichungen
und Werbeschriften sind in deutscher Sprache abzufassen oder
mit einer deutschen Ubersetzung zu versehen. Die Deka Vermo-
gensmanagement GmbH wird ferner die gesamte Kommunikati-
on mit ihren Anlegern in deutscher Sprache fihren.

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Vorschriften des Kapi-
talanlagegesetzbuchs kénnen Verbraucher die ,Ombudsstelle
fdr Investmentfonds” des BVI Bundesverband Investment und
Asset Management e.V. anrufen.

Die Kontaktdaten der ,,Ombudsstelle fiir Investmentfonds” des
BVI Bundesverband Investment und Asset Management e.V.
lauten:

Biro der Ombudsstelle

BVI Bundesverband Investment und Asset Management e.V.
Unter den Linden 42

10117 Berlin

Telefon: (030) 6449046-0

Telefax: (030) 6449046-29

Email: info@ombudsstelle-investmentfonds.de
www.ombudsstelle-investmentfonds.de

Die Europdische Kommission hat unter www.ec.europa.eu/con-
sumers/odr eine europaische Online-Streitbeilegungsplattform
eingerichtet. Verbraucher kénnen diese flr die auBergerichtliche
Beilegung von Streitigkeiten aus Online-Kaufvertragen oder Onli-
ne-Dienstleistungsvertragen nutzen.! Die E-Mail-Adresse der Ge-
sellschaft lautet: service@deka.de.

Verbraucher sind naturliche Personen, die in den Fonds zu einem
Zweck investieren, der Uberwiegend weder ihrer gewerblichen
noch ihrer selbstandigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet wer-
den kann, die also zu Privatzwecken handeln.

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Kaufvertragen oder
Dienstleistungsvertragen, die auf elektronischem Wege zustande
gekommen sind, kénnen sich Verbraucher auch an die Online-
Streitbeilegungsplattform der EU wenden (www.ec.euro-
pa.eu/consumers/odr).2 Die Plattform ist selbst keine Streitbeile-
gungsstelle, sondern vermittelt den Parteien lediglich den Kon-
takt zu einer zustandigen nationalen Schlichtungsstelle.

Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt hiervon unberthrt.

1.  Grundlagen
Das Sondervermdgen
Deka-Strategieportfolio aktiv

(nachfolgend ,,Fonds"”) ist ein Organismus flr gemeinsame Anla-
gen, der von einer Anzahl von Anlegern Kapital einsammelt, um
es gemal einer festgelegten Anlagestrategie zum Nutzen dieser
Anleger zu investieren (nachfolgend , Investmentvermdgen”).
Der Fonds ist ein Alternatives Investmentvermdgen (nachfolgend
LAIF”) im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuchs (nachfolgend
.KAGB"). Er wird von der Deka Vermdgensmanagement GmbH
— (nachfolgend , Gesellschaft”) verwaltet.

Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Kapital im eigenen
Namen fur gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach dem
Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelas-

T Zum 20. Juli 2025 wird die Online-Streitbeilegungsplattform aufgrund der Ver-
ordnung (EU) 2024/3228 aufgehoben. Anleger konnten bis zum 20. Méarz 2025
neue Beschwerden Uber diese Plattform einreichen.

2 Siehe FuBnote 1.


mailto:service@deka.de

senen Vermogensgegenstanden gesondert vom eigenen Vermo-
gen in Form von Sondervermdgen an. In welche Vermégensge-
genstande die Gesellschaft die Gelder der Anleger anlegen darf
und welche Bestimmungen sie dabei zu beachten hat, ergibt
sich aus dem KAGB, den dazugehérigen Verordnungen und den
Anlagebedingungen, die das Rechtsverhaltnis zwischen den An-
legern und der Gesellschaft regeln. Die Anlagebedingungen
umfassen einen Allgemeinen und einen Besonderen Teil (,, Allge-
meine Anlagebedingungen” und , Besondere Anlagebedingun-
gen”). Anlagebedingungen fir ein Publikums-Investmentverma-
gen mussen vor deren Verwendung von der Bundesanstalt far
Finanzdienstleistungsaufsicht (,BaFin"”) genehmigt werden. Der
Fonds gehért nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft.

Der Verkaufsprospekt, das Basisinformationsblatt, die Anlagebe-
dingungen sowie die aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte
sind kostenlos bei der Gesellschaft, jeder Zahl- und Vertriebsstel-
le und bei der DekaBank Deutsche Girozentrale sowie im Inter-
net auf www.deka.de erhaltlich.

Zusatzliche Informationen Uber die Anlagegrenzen des Risikoma-
nagements dieses Fonds, die Risikomanagementmethoden und
die jingsten Entwicklungen bei den Risiken und Renditen der
wichtigsten Kategorien von Vermdégensgegenstanden sind in
elektronischer oder schriftlicher Form bei der Gesellschaft sowie
der DekaBank Deutsche Girozentrale von montags bis freitags in
der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr unter der Rufnummer (0 69)
- 71 47-6 52 erhaéltlich.

Die Anlagebedingungen sind in Abschnitt Il. im Anschluss an
den Verkaufsprospekt abgedruckt.

Die Anlagebedingungen kénnen von der Gesellschaft gedndert
werden. Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der Ge-
nehmigung durch die BaFin. Anderungen der Anlagebedingun-
gen des Fonds, die als wesentlich im Sinne des § 163 Absatz 4
Satz 2 KAGB fur den Anleger einzustufen sind, bedurfen zusatz-
lich der Zustimmung durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft.
Anderungen der Anlagegrundsatze des Fonds sind nur unter der
Bedingung zuldssig, dass die Gesellschaft den Anlegern anbietet,
ihre Anteile entweder ohne weitere Kosten vor dem Inkrafttre-
ten der Anderungen zuriickzunehmen oder ihre Anteile gegen
Anteile an Investmentvermdgen mit vergleichbaren Anlage-
grundsatzen kostenlos umzutauschen, sofern derartige Invest-
mentvermogen von der Gesellschaft oder einem anderen Unter-
nehmen aus ihrem Konzern verwaltet werden.

Die vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und
dartber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts-
oder Tageszeitung oder im Internet unter www.deka.de bekannt
gemacht.

Wenn die Anderungen Vergitungen und Aufwendungserstat-
tungen, die aus dem Fonds entnommen werden durfen, oder
die Anlagegrundsatze des Fonds oder wesentliche Anlegerrechte

betreffen, werden die Anleger auBerdem Uber ihre depotfihren-
den Stellen in Papierform oder elektronischer Form (sogenannter
.dauerhafter Datentrager”) informiert. Diese Information um-
fasst die wesentlichen Inhalte der geplanten Anderungen, ihre
Hintergriinde, die Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der
Anderung sowie einen Hinweis darauf, wo und wie weitere In-
formationen erlangt werden kénnen.

Die Anderungen treten friihestens am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Anderungen von Regelungen zu den Vergi-
tungen und Aufwendungserstattungen treten frihestens vier
Wochen nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht mit
Zustimmung der BaFin ein friherer Zeitpunkt bestimmt wurde.
Anderungen der bisherigen Anlagegrundsatze des Fonds treten
ebenfalls friihestens vier Wochen nach Bekanntmachung in
Kraft.

2.  Verwaltungsgesellschaft

Der Fonds wird von der am 20. Oktober 1988 gegriindeten De-
ka Vermdgensmanagement GmbH mit Sitz in Lyoner StraBe 13,
60528 Frankfurt am Main verwaltet. Die Gesellschaft ist eine Ka-
pitalverwaltungsgesellschaft im Sinne des KAGB in der Rechts-
form einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH). Bis
zum 10. April 2018 firmierte die als BB-Investment GmbH ge-
grindete Gesellschaft als Landesbank Berlin Investment GmbH.

Nahere Angaben Uber die Geschaftsfiihrung, die Zusammenset-
zung des Aufsichtsrates und den Gesellschafterkreis sowie Uber
die Hohe des gezeichneten und eingezahlten Kapitals finden Sie
am Ende von Abschnitt I. dieses Verkaufsprospekts.

Die Gesellschaft hat die Berufshaftungsrisiken, die sich durch die
Verwaltung von AIF ergeben und auf berufliche Fahrlassigkeit ih-
rer Organe oder Mitarbeiter zurtickzufiihren sind, abgedeckt
durch Eigenmittel in Hohe von wenigstens 0,01 Prozent des
Werts der Portfolios aller verwalteten AlF, wobei dieser Betrag
jahrlich Gberprift und angepasst wird. Diese Eigenmittel sind
von dem angegebenen Kapital umfasst.

3. Verwabhrstelle

Das KAGB sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwah-
rung von Sondervermégen vor. Die Verwahrstelle verwahrt die
Vermdgensgegenstande in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten.
Bei Vermogensgegenstanden, die nicht verwahrt werden kén-
nen, pruft die Verwahrstelle, ob die Verwaltungsgesellschaft Ei-
gentum an diesen Vermdgensgegenstanden erworben hat.

Sie Uberwacht, ob die Verfigungen der Gesellschaft tber die
Vermdgensgegenstande den Vorschriften des KAGB und den
Anlagebedingungen entsprechen. Die Anlage von Vermédgens-
gegenstanden in Bankguthaben bei einem anderen Kreditinstitut
sowie Verflgungen Uber solche Bankguthaben sind nur mit Zu-



stimmung der Verwahrstelle zuldssig. Die Verwahrstelle muss
ihre Zustimmung erteilen, wenn die Anlage bzw. Verfigung mit
den Anlagebedingungen und den Vorschriften des KAGB verein-
bar ist.

Daneben hat die Verwahrstelle insbesondere folgende Aufga-
ben:

®m  Ausgabe und Ricknahme der Anteile des Fonds,

= Sicherzustellen, dass die Ausgabe und Ricknahme der Antei-
le sowie die Anteilwertermittlung den Vorschriften des KAGB
und den Anlagebedingungen des Fonds entsprechen,

m  Sicherzustellen, dass bei den fir gemeinschaftliche Rechnung
der Anleger getatigten Geschaften der Gegenwert innerhalb
der Ublichen Fristen in ihre Verwahrung gelangt,

= Sicherzustellen, dass die Ertrage des Fonds nach den Vor-
schriften des KAGB und nach den Anlagebedingungen ver-
wendet werden,

m  Uberwachung von Kreditaufnahmen durch die Gesellschaft
fir Rechnung des Fonds sowie gegebenenfalls Zustimmung
zur Kreditaufnahme, soweit es sich nicht um kurzfristige
Uberziehungen handelt, die allein durch verzégerte Gut-
schriften von Zahlungseingangen zustande kommen,

m  Sicherzustellen, dass Sicherheiten fur Wertpapierdarlehen
rechtswirksam bestellt und jederzeit vorhanden sind.

3.1 Firma, Rechtsform und Sitz der Verwahrstelle

Fir den Fonds hat die DekaBank Deutsche Girozentrale mit Sitz
in Frankfurt am Main und Berlin und Hauptverwaltung in Grof3e
GallusstraBe 14, 60315 Frankfurt am Main, die Funktion der
Verwahrstelle ibernommen. Die Verwahrstelle ist ein Kreditinsti-
tut nach deutschem Recht.

Die Gesellschaft wird Gberwiegend die Verwahrstelle, zu deren
Konzern sie gehort, mit der Abwicklung von Transaktionen fir
Rechnung des Fonds beauftragen.

3.2 Interessenkonflikte

Interessenkonflikte kénnen aus Aufgaben oder Kontrollfunktio-
nen entstehen, die die Verwahrstelle fir den Fonds, die Anleger
oder die Gesellschaft erbringt.

Die DekaBank Deutsche Girozentrale ist Mutterunternehmen
und alleiniger Gesellschafter der Gesellschaft.

Interessenkonflikte kénnten sich aus der Ubernahme der Ver-
wabhrstellenfunktion fir den Fonds ergeben.

Potentielle Fallgruppen innerhalb der Deka-Gruppe wurden iden-
tifiziert und entsprechende Vorkehrungen zu ihrer Vermeidung
implementiert.

Hierzu zahlen u.a. die organisatorische Trennung der Zustandig-
keiten, Einhaltung von , Best Execution-MaBstaben” und Pri-
fung der Marktgerechtheit beim Erwerb oder VerauBerung von
Vermdgensgegenstanden.

3.3  Unterverwahrung

Die Verwahrstelle Ubertragt die Verwahrung von verwahrfahigen
Vermdgensgegenstanden fir inldndische (Girosammelverwah-
rung) und auslandische (Wertpapierrechnung) Vermdgensgegen-
stdnde an weitere Unterverwahrer. Die Ubertragenen Aufgaben
sind:

= Verwahrung der Wertpapiere,
= Verwaltung der Wertpapiere,

m  Abwicklung der Wertpapierhandelsgeschafte und Ausfah-
rung von Wertpapierlieferungen (Ein- und Ausgange).

Als Unterverwahrer fir die Verwahrstelle sind die
J.P. Morgan SE, Frankfurt, die Clearstream Banking AG, Frank-
furt, sowie die Raiffeisen Bank International AG, Wien tatig.

3.4 Haftung der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle ist grundsatzlich fur alle Vermégensgegen-
stande, die von ihr oder mit ihrer Zustimmung von einer anderen
Stelle verwahrt werden, verantwortlich. Im Falle des Verlustes ei-
nes solchen Vermégensgegenstandes haftet die Verwahrstelle
gegentber dem Fonds und dessen Anleger, es sei denn der Ver-
lust ist auf Ereignisse auBerhalb des Einflussbereichs der Ver-
wabhrstelle zurtickzufihren. Fur Schaden, die nicht im Verlust ei-
nes Vermdgensgegenstandes bestehen, haftet die Verwahrstelle
grundsatzlich nur, wenn sie ihre Verpflichtungen nach den Vor-
schriften des KAGB mindestens fahrlassig nicht erfullt hat.

3.5  Zusatzliche Informationen

Auf Verlangen Ubermittelt die Gesellschaft den Anlegern Infor-
mationen auf dem neuesten Stand zur Verwahrstelle und ihren
Pflichten, zu den Unterverwahrern sowie zu méglichen Interes-
senkonflikten in Zusammenhang mit der Tatigkeit der Verwahr-
stelle oder der Unterverwahrer.

Ebenfalls auf Verlangen Ubermittelt sie den Anlegern Informatio-

nen zu den Griinden, aus denen sie sich fur die DekaBank Deut-
sche Girozentrale als Verwahrstelle des Fonds entschieden hat.

4, Der Fonds

Der Fonds wurde am 15. Juni 2012 fUr unbestimmte Dauer auf-
gelegt.



Die Anleger sind an den Vermogensgegenstanden des Fonds
entsprechend der Anzahl ihrer Anteile als Miteigentimer bzw.
als Glaubiger nach Bruchteilen beteiligt. Alle ausgegebenen
Anteile haben gleiche Rechte. Anteilklassen werden bei dem
Fonds derzeit nicht gebildet. Der Fonds ist nicht Teilfonds einer
Umbrella-Konstruktion. Fondswahrung ist der Euro.

5. Anlageziel, Anlagestrategie, Anlagegrund-
satze und Anlagegrenzen

5.1  Anlageziel

Anlageziel des Fonds ist die Erwirtschaftung eines mittel- bis
langfristigen Kapitalwachstums durch ein breit gestreutes Anla-
geportfolio.

5.2  Anlagegrundsatze

Fir das Fondsvermégen kénnen die nach dem KAGB und den
Anlagebedingungen zulassigen Vermdgensgegenstande erwor-
ben werden. Die Gesellschaft soll fur das Fondsvermégen nur
solche Vermdgensgegenstande erwerben, die Ertrag und/oder
Wachstum erwarten lassen.

Dieser Fonds ber(cksichtigt im Investmentprozess Nachhaltig-
keitsrisiken im Sinne des Artikel 6 der Verordnung (EU)
2019/2088 (Offenlegungsverordnung) sowie die wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren gemaB
Artikel 7 der Verordnung (EU) 2019/2088. Es ist jedoch kein
Anlageziel des Fonds, eine ESG-Anlagestrategie oder ein nach-
haltiges Investitionsziel zu verfolgen.

Nachhaltigkeitsrisiken sind Ereignisse oder Bedingungen aus den
Bereichen Umwelt, Soziales und Unternehmensfiihrung (ESG),
deren Eintreten tatsachlich oder potenziell wesentliche negative
Auswirkungen auf den Wert der Investition des Fonds haben
kénnen. Diese Nachhaltigkeitsrisiken werden mit Blick auf ihre
finanzielle Wirkung kontinuierlich analysiert und die sich hieraus
ergebenden Erkenntnisse zu den Nachhaltigkeitsrisiken einzelner
Emittenten im Rahmen des Investmentprozesses bei der Bewer-
tung der Ertrags- und Risikoeinschatzung beriicksichtigt.

Nachhaltigkeitsrisiken kénnen auf alle bekannten Risikoarten

einwirken und als Faktor zur Wesentlichkeit dieser Risikoarten
beitragen. Die Betroffenheit, Wahrscheinlichkeit und Schwere
von Nachhaltigkeitsrisiken unterscheidet sich je nach Branche,
Geschaftsmodell und Nachhaltigkeitsstrategie des Emittenten.

Die Analyse der Nachhaltigkeitsrisiken erfolgt auf Basis von 6f-
fentlich verfigbaren Informationen der Emittenten (z.B. Ge-
schafts- und Nachhaltigkeitsberichte) oder einem internen Rese-
arch sowie unter Verwendung von Daten und ESG-Ratings von
Research- bzw. Ratingagenturen.

Die Gesellschaft setzt ein Sustainability Risk Committee als Kon-
trollinstrument ein, welches kontinuierlich die Bewertung von

Nachhaltigkeitsrisiken einzelner Emittenten Uberprift und kon-
krete Vorgaben fir das unter Nachhaltigkeitsrisiken investierbare
Anlageuniversum gibt. Hierzu gehéren neben Informationen auf
Einzelemittentenebene ebenso Einschatzungen, welche auf Basis
einer globalen Wirtschaftsanalyse getroffen werden (Einfluss von
Nachhaltigkeitsrisiken auf das Wirtschaftswachstum oder die
soziodemographisch bedingte Nachfragesituation). Weiterhin
erhalten die Mitarbeiter des Fondsmanagements regelmaBig
umfassende Schulungen und Weiterbildungen zum Thema
Nachhaltigkeit.

Dariber hinaus nimmt die Gesellschaft ihre Rolle als Investor
aktiv wahr und setzt sich im Dialog mit den Emittenten fur eine
nachhaltige Unternehmensfihrung ein. Nachhaltigkeitsrisiken
kdnnen sich im Investmentprozess negativ auf die Rendite dieses
Fonds auswirken. Insbesondere kénnen diese zu einer wesentli-
chen Verschlechterung der Finanzlage, der Rentabilitat oder der
Reputation der Emittenten fihren und sich erheblich auf das
Bewertungsniveau der Investition auswirken

Im Rahmen der Berticksichtigung der wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren in den Investitions-
prozessen der Gesellschaft nach Artikel 4 der Verordnung (EU)
2019/2088 werden folglich auch bei diesem Fonds die wichtigs-
ten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren
(nachfolgend auch Principal Adverse Impacts oder PAI) gemal
Artikel 7 der Verordnung (EU) 2019/2088 berticksichtigt. Die
PAI-Berlcksichtigung ist jedoch kein verbindliches Element der
Anlagestrategie dieses Fonds. Diese erfolgt ausschlieBlich zur
Umsetzung der gesetzlichen Sorgfaltspflichten, insbesondere der
Anforderungen an eine ordnungsgemaBe Geschaftsorganisation
und ein angemessenes Risikomanagementsystem. Die PAI-Be-
ricksichtigung der Gesellschaft hat zum Ziel, lediglich die negati-
ven Auswirkungen der (Geschafts-) Tatigkeiten der Unterneh-
men und Staaten, in welche die Gesellschaft im Rahmen des
Fondsmanagements investiert, in Bezug auf Umwelt-, Sozial-
und Arbeitnehmerbelange, die Achtung der Menschenrechte
und die Bekdmpfung von Korruption und Bestechung fur ihre
Offenlegung gemaB Artikel 4 der Verordnung (EU) 2019/2088
ZU begrenzen.

Zur PAI-Bertcksichtigung auf Unternehmensebene wendet die
Gesellschaft systematische Verfahrensweisen zur Messung und
Bewertung sowie MalBBnahmen zum Umgang mit den PAl in den
Investitionsprozessen ihrer Fonds an.

Zu den MaBnahmen zur PAI-Berlcksichtigung gehdrt ein von
der Gesellschaft zur Steuerung ihrer negativen Nachhaltigkeits-
auswirkungen angewandter, die verwalteten Fonds tbergreifend
berlcksichtigender, PAI-Steuerungsmechanismus. Dieser Steue-
rungsmechanismus bewertet Emittenten und Zielfonds auf Basis
ihrer PAI. Abhdngig von der Héhe der PAI, kénnen MaBnahmen
in den Investitionsprozessen der Gesellschaft ergriffen werden,
durch die entweder eine Investition nur noch begriindet erfolgen
kann (bei weniger schwerwiegenden negativen Nachhaltigkeits-



auswirkungen) oder Investitionen in bestimmte Emittenten bzw.
Zielfonds grundsatzlich vermieden werden sollen (bei schwerwie-
genderen Nachhaltigkeitsauswirkungen). Ausnahmen von denen
im PAI-Steuerungsmechanismus festgelegten MaBnahmen kon-
nen sich fir einzelne Investitionsentscheidungen zum Beispiel
aus der Erflllung anderer regulatorischer Anforderungen oder
Unvereinbarkeit mit der Anlagestrategie des Fonds ergeben.

DarUber hinaus kénnen bei der PAI-Beriicksichtigung auf Unter-
nehmensebene PAI von Unternehmen und Staaten, in welche
die Gesellschaft im Rahmen des Managements ihrer Fonds inves-
tiert, im Rahmen der Ausiibung der Mitwirkungspolitik durch die
Gesellschaft berticksichtigt werden. Die Gesellschaft strebt im
Kontext der Erfillung ihrer Sorgfaltspflichten an, mit Vertretern
von Unternehmen und Staaten in Dialog zu ESG-Themen (wie
z.B. Umweltschutz, Korruption und Klimawandel) zu treten, um
auf eine Reduzierung der PAI hinzuwirken, wenn bei diesen
beispielsweise ein Uberschreiten von Schwellenwerten der PAI-
Indikatoren oder anderen ESG- bezogenen Kennzahlen festge-
stellt wird. Die Mitwirkungspolitik der Gesellschaft beinhaltet
auch einen Eskalationsprozess, der als letzte Instanz Emittenten
aus dem Anlageuniversum der Gesellschaft ausschlieBen kann.

Informationen zu den PAIs kénnen auch dem Jahresbericht des
Fonds entnommen werden. Zudem sind Informationen zur PAI-
Berlicksichtigung der Gesellschaft auf der Webseite der Deka-
Gruppe unter ,Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung” verfiig-
bar.

Die diesem Fonds zugrunde liegenden Investitionen bertcksichti-
gen nicht die EU-Kriterien fur 6kologisch nachhaltige Wirt-
schaftsaktivitaten.

Dem Fonds liegt ein aktiver Investmentansatz zugrunde. Der
Investmentprozess basiert auf einer fundamental orientierten
Kapitalmarkteinschatzung. Dabei werden die volkswirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen bewertet. Weitere Auswahlkriterien
(z.B. Bewertung, Liquiditat, Gewinne, Sentiment) flieBen in die
Chance-Risiko-Analyse ein. Auch sind die Auswahlkriterien wie
bspw. Bonitat, Regionen und Sektoren bei der Portfoliokonstruk-
tion maBgebend. Danach werden die erfolgversprechenden
Zielfonds ausgewahlt. Bei der Investition in die Zielfonds orien-
tiert sich das Fondsmanagement hinsichtlich der Auswahl und
Gewichtung an einem Musterportfolio. Dabei wird der Anlage-
betrag auf die zulassigen Anlageklassen verteilt. Je nach Ein-
schatzung der Entwicklungschancen einzelner Anlageklassen
weicht das Management bei der Verteilung des Anlagebetrages
auf die Anlageklassen von der Gewichtung des Musterportfolios
ab. Im Rahmen des Investmentansatzes wird auf die Nutzung
eines Referenzwertes (Index) verzichtet, da die Fondsallokation
nicht mit einem Index vergleichbar ist.

5.3 Vermdgensgegenstdnde
Die Gesellschaft kann fiir Rechnung des Fonds folgende Vermo-
gensgegenstande erwerben:

= \Wertpapiere gemal3 § 193 KAGB

®m  Geldmarktinstrumente gemaB § 194 KAGB

= Bankguthaben gemal3 § 195 KAGB

®m  |nvestmentanteile gemal §§ 196, 218 und 220 KAGB

= Derivate gemadl3 § 197 KAGB

= Sogenannte sonstige Anlageinstrumente gemal3 § 198 KAGB

Einzelheiten zu diesen erwerbbaren Vermdgensgegenstanden und
den hierflr geltenden Anlagegrenzen sind nachfolgend dargestellt.

Dariber hinaus darf die Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds fol-
gende Vermdgensgegenstande weiter halten, soweit diese zulassig
vor Inkrafttreten des KAGB erworben wurden:

= Anteile an Immobilien-Sondervermégen (auch nach deren Um-
stellung auf das KAGB) sowie Anteile oder Aktien an vergleich-
baren EU- oder auslandischen Investmentvermdgen,

= Anteile an Sondervermdgen mit zusatzlichen Risiken (Single-
Hedgefonds) und/oder Aktien an einer entsprechenden Invest-
mentaktiengesellschaft sowie Anteile oder Aktien an mit sol-
chen Investmentvermogen vergleichbaren EU- oder auslandi-
schen Investmentvermdgen (,, Single-Hedgefonds-Anteile”).

Ein Neuerwerb dieser Vermdgensgegenstande ist nicht zuldssig.

5.3.1 Wertpapiere
Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds Wertpapiere in-
und auslandischer Emittenten erwerben,

1. wenn sie an einer Bdrse in einem Mitgliedstaat der Europai-
schen Union (,,EU") oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum
(,EWR") zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staa-
ten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind,

2. wenn sie ausschlieBlich an einer Bérse auBerhalb der Mit-
gliedstaaten der EU oder auBerhalb der anderen Vertrags-
staaten des Abkommens tber den EWR zum Handel zugelas-
sen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, so-
fern die BaFin die Wahl dieser Bérse oder dieses organisier-
ten Marktes zugelassen hat.

Wertpapiere aus Neuemissionen durfen erworben werden, wenn
nach ihren Ausgabebedingungen die Zulassung an oder Einbe-
ziehung in eine der unter 1. und 2. genannten Bérsen oder
organisierten Markte beantragt werden muss, und die Zulassung
oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach Ausgabe erfolgt.
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Als Wertpapiere in diesem Sinne gelten auch

= Anteile an geschlossenen Investmentvermdgen in Vertrags-
oder Gesellschaftsform, die einer Kontrolle durch die Anteils-
eigner unterliegen (sog. Unternehmenskontrolle), d.h. die
Anteilseigner missen Stimmrechte in Bezug auf wesentliche
Entscheidungen haben, sowie das Recht die Anlagepolitik
mittels angemessener Mechanismen zu kontrollieren. Das In-
vestmentvermdgen muss zudem von einem Rechtstrager ver-
waltet werden, der den Vorschriften fir den Anlegerschutz
unterliegt, es sei denn das Investmentvermégen ist in Gesell-
schaftsform aufgelegt und die Tatigkeit der Vermdgensver-
waltung wird nicht von einem anderen Rechtstrager wahrge-
nommen.

= Finanzinstrumente, die durch andere Vermdgenswerte besi-
chert oder an die Entwicklung anderer Vermogenswerte ge-
koppelt sind. Soweit in solche Finanzinstrumente Komponen-
ten von Derivaten eingebettet sind, gelten weitere Anforde-
rungen, damit die Gesellschaft diese als Wertpapiere erwer-
ben darf.

Die Wertpapiere durfen nur unter folgenden Voraussetzungen
erworben werden:

= Der potentielle Verlust, der dem Fonds entstehen kann, darf
den Kaufpreis des Wertpapiers nicht Gbersteigen. Eine Nach-
schusspflicht darf nicht bestehen.

m  Die Liquiditat des vom Fonds erworbenen Wertpapiers darf
nicht dazu fthren, dass der Fonds den gesetzlichen Vorga-
ben Uber die Riicknahme von Anteilen nicht mehr nachkom-
men kann. Dies gilt unter Berlcksichtigung der gesetzlichen
Moglichkeit, in besonderen Féllen die Anteilriicknahme be-
schrénken oder aussetzen zu kdnnen (vgl. den Abschnitt
+Anteile — Ausgabe und Ricknahme von Anteilen sowie —
Beschrankung der Anteilriicknahme bzw. Aussetzung der
Anteilricknahme”).

m  Eine verlassliche Bewertung des Wertpapiers durch exakte,
verlassliche und gangige Preise muss verflgbar sein; diese
mUssen entweder Marktpreise sein oder von einem Bewer-
tungssystem gestellt werden, das von dem Emittenten des
Wertpapiers unabhangig ist.

m  Uber das Wertpapier miissen angemessene Informationen
vorliegen, entweder in Form von regelmaBigen, exakten und
umfassenden Informationen des Marktes Uber das Wertpa-
pier oder in Form eines gegebenenfalls dazugehdrigen Port-
folios.

= Das Wertpapier ist handelbar.

m  Der Erwerb des Wertpapiers steht im Einklang mit den Anla-
gezielen bzw. der Anlagestrategie des Fonds.

= Die Risiken des Wertpapiers werden durch das Risikomana-
gement des Fonds in angemessener Weise erfasst.

Wertpapiere dirfen zudem in folgender Form erworben werden:

m  Aktien, die dem Fonds bei einer Kapitalerhéhung aus Gesell-
schaftsmitteln zustehen.

= Wertpapiere, die in Austibung von zum Fonds gehérenden
Bezugsrechten erworben werden.

Als Wertpapiere in diesem Sinn dirfen fur den Fonds auch Be-
zugsrechte erworben werden, sofern sich die Wertpapiere, aus
denen die Bezugsrechte herriihren, im Fonds befinden kénnen.

Des Weiteren ist auch der Erwerb von verzinslichen Wertpapie-
ren ohne laufende Zinszahlung und Zero-Bonds vorgesehen.
Wegen ihrer regelmaBig langeren Laufzeit und fehlenden lau-
fenden Zinszahlungen widmet die Gesellschaft der Bonitatsbe-
obachtung und Beurteilung der Emittenten von verzinslichen
Wertpapieren ohne laufende Zinszahlung und Zero-Bonds be-
sondere Aufmerksamkeit. In Zeiten steigender Kapitalmarktzin-
sen kann die Handelbarkeit solcher Schuldverschreibungen ein-
geschrankt sein.

Die rechnerischen Ertrdge aus verzinslichen Wertpapieren ohne
laufende Zinszahlung und Zero-Bonds werden alljahrlich abge-
grenzt und in der Ertrags- und Aufwandsrechnung ausgewiesen.

Der Jahresbericht enthalt Erlduterungen in der Rubrik ,Rechtli-
che Hinweise”.

5.3.2 Geldmarktinstrumente

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds in Geldmarktin-
strumente investieren, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt
gehandelt werden, sowie in verzinsliche Wertpapiere, die alter-
nativ

®m  zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fir den Fonds eine Laufzeit
oder Restlaufzeit von hochstens 397 Tagen haben,

®m  zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fir den Fonds eine Laufzeit
oder Restlaufzeit haben, die langer als 397 Tage ist, deren
Verzinsung aber nach den Emissionsbedingungen regelma-
Big, mindestens einmal in 397 Tagen marktgerecht ange-
passt werden muss,

= deren Risikoprofil dem Risikoprofil von Wertpapieren ent-
spricht, die das Kriterium der Restlaufzeit oder das der

Zinsanpassung erflllen.

Fur den Fonds durfen Geldmarktinstrumente erworben werden,
wenn sie
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an einer Borse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Gber den EWR zum
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen ein-
bezogen sind,

ausschlieBlich an einer Bérse auBerhalb der Mitgliedstaaten
der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser
Staaten an einem organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser
Borse oder dieses Marktes zugelassen hat,

von der EU, dem Bund, einem Sondervermégen des Bundes,
einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen
zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskdrper-
schaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats der EU, der
Europaischen Zentralbank oder der Europdischen Investiti-
onsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundes-
staat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von ei-
ner internationalen 6ffentlich-rechtlichen Einrichtung, der
mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehdrt, begeben oder
garantiert werden,

von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpa-
piere auf den unter den Nummern 1 und 2 bezeichneten
Markten gehandelt werden,

von einem Kreditinstitut begeben oder garantiert werden,
das nach dem Recht der EU festgelegten Kriterien einer Auf-
sicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichts-
bestimmungen, die nach Auffassung der BaFin denjenigen
des Rechts der EU gleichwertig sind, unterliegt und diese ein-
halt,

von anderen Emittenten begeben werden und es sich bei
dem jeweiligen Emittenten

um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von mindestens
10 Millionen Euro handelt, das seinen Jahresabschluss nach
der Europaischen Richtlinie Uber den Jahresabschluss von Ka-
pitalgesellschaften erstellt und veroffentlicht, oder

um einen Rechtstrager handelt, der innerhalb einer eine oder
mehrere borsennotierte Gesellschaften umfassenden Unter-
nehmensgruppe fur die Finanzierung dieser Gruppe zustan-
dig ist, oder

um einen Rechtstrager handelt, der Geldmarktinstrumente
emittiert, die durch Verbindlichkeiten unterlegt sind, durch
Nutzung einer von einer Bank eingerdumten Kreditlinie. Dies
sind Produkte, bei denen Kreditforderungen von Banken in
Wertpapieren verbrieft werden (sogenannte Asset Backed
Securities).

Samtliche genannten Geldmarktinstrumente durfen nur erwor-
ben werden, wenn sie liquide sind und sich ihr Wert jederzeit
genau bestimmten lasst. Liquide sind Geldmarktinstrumente, die
sich innerhalb hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten
verauBern lassen. Hierbei ist die Verpflichtung der Gesellschaft
zu bericksichtigen, Anteile am Fonds auf Verlangen der Anleger
zurickzunehmen und hierfr in der Lage zu sein, solche Geld-
marktinstrumente entsprechend kurzfristig verduBern zu kén-
nen. Flr die Geldmarktinstrumente muss zudem ein exaktes und
verlassliches Bewertungssystem existieren, das die Ermittlung des
Nettobestandswerts des Geldmarktinstruments erméglicht und
auf Marktdaten oder Bewertungsmodellen basiert, wie Systeme,
die Anschaffungskosten fortfihren. Das Merkmal der Liquiditat
gilt fur Geldmarktinstrumente als erfillt, wenn diese an einem
organisierten Markt innerhalb des EWR zugelassen oder in die-
sen einbezogen sind oder an einem organisierten Markt auB3er-
halb des EWR zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern
die BaFin die Wahl dieses Marktes zugelassen hat. Dies gilt nicht,
wenn der Gesellschaft Hinweise vorliegen, die gegen die hinrei-
chende Liquiditat der Geldmarktinstrumente sprechen.

Fur Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Bérse notiert oder
an einem geregelten Markt zum Handel zugelassen sind (siehe
oben unter Nr. 3 bis 6), muss zudem die Emission oder der Emit-
tent dieser Instrumente Vorschriften tber den Einlagen- und
Anlegerschutz unterliegen. So mussen fur diese Geldmarktin-
strumente angemessene Informationen vorliegen, die eine ange-
messene Bewertung der mit den Instrumenten verbundenen
Kreditrisiken ermdglichen und die Geldmarktinstrumente mus-
sen frei Ubertragbar sein. Die Kreditrisiken kénnen etwa durch
eine Kreditwirdigkeitsprifung einer Rating-Agentur bewertet
werden.

Fur diese Geldmarktinstrumente gelten weiterhin die folgenden
Anforderungen, es sei denn, sie sind von der Europdischen Zen-
tralbank oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der EU be-

geben oder garantiert worden:

= \Werden sie von folgenden (oben unter Nr. 3 genannten)
Einrichtungen begeben oder garantiert:

— derEU,

— dem Bund,

— einem Sondervermdégen des Bundes,

— einem Land,

— einem anderen Mitgliedstaat,

— einer anderen zentralstaatlichen Gebietskérperschaft,

— der Europaischen Investitionsbank,
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— einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist,
einem Gliedstaat dieses Bundesstaates

— einer internationalen 6ffentlich-rechtlichen Einrichtung,
der mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehort,

mUssen angemessene Informationen Uber die Emission bzw. das
Emissionsprogramm oder Uber die rechtliche und finanzielle
Situation des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstru-
ments vorliegen.

= Werden sie von einem im EWR beaufsichtigten Kreditinstitut
begeben oder garantiert (s.0. unter Nr. 5), so missen ange-
messene Informationen Uber die Emission bzw. das Emissi-
onsprogramm oder Uber die rechtliche und finanzielle Situa-
tion des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstru-
ments vorliegen, die in regelmaBigen Abstéanden und bei si-
gnifikanten Begebenheiten aktualisiert werden. Zudem mus-
sen Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm Daten
(z.B. Statistiken) vorliegen, die eine angemessene Bewertung
der mit der Anlage verbundenen Kreditrisiken ermdglichen.

= Werden sie von einem Kreditinstitut begeben, das auBerhalb
des EWR Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die nach An-
sicht der BaFin den Anforderungen innerhalb des EWR an ein
Kreditinstitut gleichwertig sind, so ist eine der folgenden
Voraussetzungen zu erfillen:

— Das Kreditinstitut unterhalt einen Sitz in einem zur soge-
nannten Zehnergruppe (Zusammenschluss der wichtigs-
ten fahrenden Industrieldnder — G10) gehérenden Mit-
gliedstaat der Organisation fur wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (nachfolgend ,,OECD").

— Das Kreditinstitut verfiigt mindestens Uber ein Rating mit
einer Benotung, die als sogenanntes , Investment-Grade”
qualifiziert.

— Mittels einer eingehenden Analyse des Emittenten kann
nachgewiesen werden, dass die fir das Kreditinstitut gel-
tenden Aufsichtsbestimmungen mindestens so streng
sind wie die des Rechts der EU.

m  Fir die Gbrigen Geldmarktinstrumente, die nicht an einer
Borse notiert oder einem geregelten Markt zum Handel zu-
gelassen sind (siehe oben unter Nr. 4 und 6 sowie die Ubri-
gen unter Nr. 3 genannten), missen angemessene Informa-
tionen Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm sowie
Uber die rechtliche und finanzielle Situation des Emittenten
vor der Emission des Geldmarktinstruments vorliegen, die in
regelmaBigen Abstdnden und bei signifikanten Begebenhei-
ten aktualisiert und durch qualifizierte, vom Emittenten wei-
sungsunabhangige Dritte, geprift werden. Zudem mussen
Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm Daten (z.B.

Statistiken) vorliegen, die eine angemessene Bewertung der
mit der Anlage verbundenen Kreditrisiken ermoglichen.

5.3.3 Anlagegrenzen fiir Wertpapiere, Geldmarktinstru-
mente, Bankguthaben und Investmentanteile auch
unter Einsatz von Derivaten

Bis zu 100 % des Fondsvermogens darf in Wertpapiere und/oder

Geldmarktinstrumente angelegt werden. Die in Pension genom-

menen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente werden auf die

Anlagegrenzen der § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.

Allgemeine Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
desselben Emittenten (Schuldners) bis zu 10 % des Wertes des
Fonds anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente dieser Emittenten (Schuldner) 40 % des
Fonds nicht Gbersteigen. Darlber hinaus darf die Gesellschaft
lediglich jeweils 5 % des Wertes des Fonds in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten anlegen. In Pension
genommene Wertpapiere und Geldmarktinstrumente werden
auf diese Anlagegrenze angerechnet. Die Emittenten von Wert-
papieren und Geldmarktinstrumenten sind auch dann im Rah-
men der genannten Grenzen zu beriicksichtigen, wenn die von
diesen emittierten Wertpapiere und Geldmarktinstrumente mit-
telbar Uber andere im Fonds enthaltenen Wertpapiere, die an
deren Wertentwicklung gekoppelt sind, erworben werden.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 % des Wertes des Fonds in
Bankguthaben bei je einem Kreditinstitut anlegen.

Anlagegrenze fiir Schuldverschreibungen mit besonderer
Deckungsmasse

Die Gesellschaft darf jeweils bis zu 25 % des Wertes des Fonds
anlegen in

= Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen sowie
Schuldverschreibungen, die von Kreditinstituten mit Sitz in
einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Gber den Europai-
schen Wirtschaftsraum vor dem 8. Juli 2022 ausgegeben
worden sind, wenn die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher
Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschrei-
bungen einer besonderen 6ffentlichen Aufsicht unterliegen
und die mit der Ausgabe der Schuldverschreibungen aufge-
nommenen Mittel nach den gesetzlichen Vorschriften in Ver-
maogenswerten angelegt werden, die wahrend der gesamten
Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich aus ihnen erge-
benden Verbindlichkeiten ausreichend decken und die bei ei-
nem Ausfall des Emittenten vorrangig fur die fallig werden-
den Rickzahlungen und die Zahlung der Zinsen bestimmt
sind. Sofern in solche Schuldverschreibungen desselben Emit-
tenten mehr als 5 % des Wertes des Fonds angelegt werden,
darf der Gesamtwert solcher Schuldverschreibungen 80 %
des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen. In Pension genom-
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mene Schuldverschreibungen werden auf diese Anlagegren-
ze angerechnet.

= gedeckte Schuldverschreibungen im Sinne des Artikels 3
Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/2162 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 Uber die
Emission gedeckter Schuldverschreibungen und die 6ffentli-
che Aufsicht Uber gedeckte Schuldverschreibungen und zur
Anderung der Richtlinien 2009/65/EG und 2014/59/EU (ABI.
L 328 vom 18.12.2019, S. 29), die nach dem 7. Juli 2022 be-
geben wurden. Sofern in solche Schuldverschreibungen des-
selben Emittenten mehr als 5 % des Wertes des Fonds ange-
legt werden, darf der Gesamtwert solcher Schuldverschrei-
bungen 80 % des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen. In
Pension genommene Schuldverschreibungen werden auf die-
se Anlagegrenze angerechnet.

Anlagegrenzen fiir 6ffentliche Emittenten

In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmark-
tinstrumente besonderer nationaler und supranationaler 6ffentli-
cher Emittenten darf die Gesellschaft jeweils bis zu 35 % des
Wertes des Fonds anlegen. Zu diesen 6ffentlichen Emittenten
zahlen der Bund, die Bundesldnder, Mitgliedstaaten der EU oder
deren Gebietskdrperschaften, Drittstaaten sowie supranationale
offentliche Einrichtungen, denen mindestens ein EU-Mitglied-
staat angehort. In Pension genommene Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente werden auf diese Anlagegrenze angerechnet.

Kombination von Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf hdchstens 20 % des Wertes des Fonds in
eine Kombination der folgenden Vermdgensgegenstande anle-
gen:

= von ein und derselben Einrichtung begebene Wertpapiere
oder Geldmarktinstrumente,

= Einlagen bei dieser Einrichtung, d.h. Bankguthaben,

m  Anrechnungsbetrage flr das Kontrahentenrisiko der mit die-
ser Einrichtung eingegangenen Geschéfte in Derivaten,
Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschaften.

Bei besonderen 6ffentlichen Emittenten (siehe Abschnitt ,, Anla-
gegrenzen fur ¢ffentliche Emittenten”) darf eine Kombination
der vorgenannten Vermégensgegenstdnde 35 % des Wertes des
Fonds nicht Ubersteigen.

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberihrt.

Anlagegrenzen unter Einsatz von Derivaten

Die Betrage von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten
eines Emittenten, die auf die vorstehend genannten Grenzen
angerechnet werden, kénnen durch den Einsatz von marktge-
genlaufigen Derivaten reduziert werden, welche Wertpapiere
oder Geldmarktinstrumente desselben Emittenten zum Basiswert
haben. Fir Rechnung des Fonds dirfen also Uber die vorgenann-

ten Grenzen hinaus Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente ei-

nes Emittenten erworben werden, wenn das dadurch gesteiger-

te Emittentenrisiko durch Absicherungsgeschafte wieder gesenkt
wird.

5.3.4 Investmentanteile
Die Gesellschaft darf in Anteile oder Aktien an folgenden in- und
auslandischen Investmentvermdgen (Zielfonds) investieren:

= Sondervermogen, die der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW-
Richtlinie) entsprechen, Aktien an entsprechenden Invest-
mentaktiengesellschaften und EU-OGAW,;

= Gemischte Sondervermdgen und Aktien von Investmentakti-
engesellschaften mit veranderlichem Kapital, deren Satzung
eine einem Gemischten Sondervermdgen vergleichbare Anla-
geform vorsieht, sowie Anteile oder Aktien an entsprechen-
den EU-AIF oder auslandischen AlF;

= Sonstige Sondervermégen und Aktien von Investmentaktien-
gesellschaften mit verdnderlichem Kapital, deren Satzung ei-
ne einem Sonstigen Sondervermdgen vergleichbare Anlage-
form vorsieht, sowie Anteile oder Aktien an entsprechenden
EU-AIF oder auslandischen AIF.

Die von der Gesellschaft fir den Fonds erworbenen Anteile oder
Aktien des jeweiligen Zielfonds kénnen die Anleger dem Jahres-
bericht entnehmen.

Die Zielfonds dirfen nach ihren Anlagebedingungen oder ihrer
Satzung héchstens bis zu 10 % in Anteile an anderen offenen

Investmentvermdgen investieren. Diese Beschrankung gilt nicht
fir Gemischte Sondervermégen, die ausschlieBlich in Bankgut-
haben, Geldmarktinstrumente und bestimmte Wertpapiere mit
hoher Liquiditat investieren.

Fur Anteile an Gemischten Sondervermégen gelten dariiber
hinaus folgende Anforderungen:

m  Der Zielfonds muss nach Rechtsvorschriften zugelassen wor-
den sein, die ihn einer wirksamen 6ffentlichen Aufsicht zum
Schutz der Anleger unterstellen, und es muss eine ausrei-
chende Gewabhr fir eine befriedigende Zusammenarbeit zwi-
schen den Aufsichtsbehérden bestehen.

m  Das Schutzniveau der Anleger muss gleichwertig zu dem
Schutzniveau eines Anlegers in einem inlandischen OGAW
sein, insbesondere im Hinblick auf Trennung von Verwaltung
und Verwahrung der Vermdgensgegenstande, fur die Kredit-
aufnahme und -gewahrung sowie fir Leerverkdufe von
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten.

= Die Geschaftstatigkeit des Zielfonds muss Gegenstand von

Jahres- und Halbjahresberichten sein und den Anlegern er-
lauben, sich ein Urteil Gber das Vermdgen und die Verbind-
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lichkeiten sowie die Ertrage und die Transaktionen im Be-
richtszeitraum zu bilden.

= Der Zielfonds muss ein Publikumsfonds sein, bei dem die
Anzahl der Anteile nicht zahlenmaBig begrenzt ist und die
Anleger ein Recht zur Rickgabe der Anteile haben.

Die Gesellschaft darf jeweils vollstandig in Aktien-, Renten- oder
Geldmarktfonds investieren. Die in Pension genommenen Invest-
mentanteile sind auf die Anlagegrenzen des §§ 207 und 210
Absatz 3 KAGB anzurechnen.

.Aktienfonds” sind solche Zielfonds, deren vertraglich festgeleg-
te Anlagepolitik eine hauptsachliche Investition in Aktien vor-
sieht. ,Rentenfonds” sind solche Zielfonds, deren vertraglich
festgelegte Anlagepolitik eine hauptsachliche Investition in fest-
und/oder variabel verzinsliche Wertpapiere vorsieht. ,, Geldmarkt-
fonds” sind solche Zielfonds, deren vertraglich festgelegte Anla-
gepolitik eine hauptsachliche Investition in Geldmarktinstrumen-
te und flussige Mittel vorsieht.

Bei der Auswahl der fir den Fonds zu erwerbenden Vermogens-
gegenstande gemal § 8 Absatz 4 der AAB (Sonstige Sonderver-
maogen und vergleichbare Investmentvermdgen) steht im Vorder-
grund, dass die Zielfonds - nach dem Ausweis des jeweils aktuel-
len Verkaufsprospekts bzw. des letzten Jahres- und/oder Halb-
jahresberichts - Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen.

In Anteile an einem einzigen OGAW- oder Gemischten Sonder-
vermogen dirfen nur bis zu 20 % des Wertes des Fonds ange-
legt werden.

Sonstige Investmentvermdgen im Sinne des KAGB kénnen nach
den folgenden Grundsatzen erworben werden:

e Nach den Anlagebedingungen kénnen die Sonstigen Invest-
mentvermogen folgende Investitionen vorsehen: Wertpapie-
re, Geldmarktinstrumente, Bankguthaben, Sonstige Anlage-
instrumente gemal § 198 KAGB, Anteile an Investmentver-
mogen gemalB § 219 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 KAGB,
Derivate, Edelmetalle und unverbriefte Darlehensforderun-
gen.

e GemaB § 219 Absatz 2 Satz 2 KAGB durfen fur das Sonder-
vermogen nur solche Sonstigen Investmentvermaogen er-
worben werden, die nach ihren Anlagebedingungen oder
Satzungen vorsehen, dass sie selbst ihre Mittel nicht in an-
dere Investmentvermdgen anlegen.

e Sonstige Investmentvermégen dirfen auch erworben wer-
den, wenn sie ihre Mittel unbegrenzt in Bankguthaben,
Geldmarktinstrumenten und/oder Anteilen an Investment-
vermogen im Sinne des § 196 KAGB anlegen durfen, die ih-
rerseits ausschlieBlich in Bankguthaben, Geldmarktinstru-
mente und bestimmte Wertpapiere mit hoher Liquiditat an-

legen durfen. Eine Mindestliquiditat in Form von Bankgut-
haben, Geldmarktinstrumenten oder anderen liquiden Mit-
teln muss in erwerbbaren Sonstigen Investmentvermégen
nicht vorgesehen sein. Der Einsatz von Derivaten, auch zur
Generierung von Leverage, in erwerbbaren Sonstigen In-
vestmentvermdégen kann unbeschrankt erfolgen.

e In den erwerbbaren Sonstigen Investmentvermégen ist,
auch zur Generierung von Leverage, der Einsatz von Wert-
papier-Darlehensgeschaften sowie die Aufnahme kurzfristi-
ger Kredite bis zur Hohe von 20 % des Wertes des Sonder-
vermogens maglich, sofern die Bedingungen der Kreditauf-
nahme marktublich sind und dies in den Anlagebedingun-
gen des erwerbbaren Sonstigen Investmentvermégens vor-
gesehen ist. Die mit einer Kreditaufnahme durch den jewei-
ligen Zielfonds verbundenen Risiken sind im Abschnitt ,,Risi-
ko durch Kreditaufnahme” entsprechend dargestellt.

e  Erwerbbare Sonstige Sondervermdgen dirfen keine Vermo-
gensgegenstande verkaufen, die im Zeitpunkt des Ge-
schaftsabschlusses nicht zum Investmentvermdgen gehdren
(Leerverkaufsverbot).

e Dieses Sondervermdgen darf nicht in mehr als zwei Sonstige
Investmentvermdgen vom gleichen Emittenten oder Fonds-
manager anlegen.

e Dieses Sondervermdgen darf nicht in auslandische Zielfonds
aus Staaten anlegen, die bei der Bekampfung der Geldwa-
sche nicht im Sinne internationaler Vereinbarungen koope-
rieren, und keine Anteile an auslandischen Zielfonds erwer-
ben, die nicht einer staatlichen Aufsicht unterliegen.

e Die Geschaftsleitung der Zielfonds bzw. die Geschaftslei-
tung der (Verwaltungs-)Gesellschaft der Zielfonds unterliegt
Anforderungen, die denen des Unionsrechts an die Ge-
schaftsleitung einer (Verwaltungs-)Gesellschaft entsprechen.

e Bei den Sonstigen Sondervermdgen mussen die Vermogens-
gegenstande von einer Verwahrstelle verwahrt oder die
Funktion der Verwahrstelle von einer anderen vergleichba-
ren Einrichtung (z.B Primebroker) wahrgenommen werden.

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Fonds nicht mehr als 25
% der ausgegebenen Anteile eines Zielfonds erwerben. In Ge-
mischte Sondervermogen oder diesen vergleichbaren Invest-
mentvermdgen sowie Sondervermdgen, die der Richtlinie
2009/65/EG (OGAW-Richtlinie) entsprechen, oder vergleichbaren
Investmentvermdgen kdnnen nur bis insgesamt 30 % des Wer-
tes des Fonds investiert werden.

Die fur den Fonds zu erwerbenden Investmentanteile werden
vornehmlich unter dem Aspekt des Anlagekonzepts des Ziel-
fonds, seiner Kostenstruktur und GroBe sowie der bisherigen
Entwicklung nach den Kriterien Performance, Volatilitat, Sharpe-
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Ratio und Korrelation zur Benchmark ausgewahlt, wobei Anla-

gekonzepte mit weltweiter Streuung der Anlagen, mit Speziali-
sierung auf ein Land oder eine Region, auf einen oder mehrere
Wirtschaftszweige sowie jeglicher anderen Ausrichtung bertick-
sichtigt werden kénnen.

Zielfonds kénnen im gesetzlichen Rahmen zeitweise die Riick-
nahme von Anteilen beschranken oder aussetzen. Dann kann
die Gesellschaft die Anteile an dem Zielfonds nicht oder nur
eingeschrankt bei der Verwaltungsgesellschaft oder Verwahrstel-
le des Zielfonds gegen Auszahlung des Riicknahmepreises zu-
rickgeben (siehe auch den Abschnitt ,Risikohinweise — Risiken
im Zusammenhang mit der Investition in Investmentanteile”).
Auf der Homepage der Gesellschaft ist unter www.deka.de
aufgeflhrt, ob und in welchem Umfang der Fonds Anteile von
Zielfonds halt, die derzeit die Riicknahme von Anteilen ausge-
setzt haben.

5.3.5 Bankguthaben
Das Fondsvermdgen darf vollstandig in Bankguthaben angelegt
werden.

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds nur Bankguthaben
halten, die eine Laufzeit von héchstens zwolf Monaten haben.
Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei Kreditinstituten mit
Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens tber den EWR zu fihren. Sie konnen
auch bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Drittstaat unterhalten
werden, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der
BaFin denjenigen des Rechts der EU gleichwertig sind.

5.3.6 Derivate

Die Gesellschaft darf fiir den Fonds als Teil der Anlagestra-
tegie Geschafte mit Derivaten tatigen. Diese sind aus-
schlieBlich zum Zwecke der Absicherung zulassig.

Ein Derivat ist ein Instrument, dessen Preis von den Kursschwan-
kungen oder den Preiserwartungen anderer Vermogensgegen-
stande (,,Basiswert”) abhangt. Die nachfolgenden Ausfihrungen
beziehen sich sowohl auf Derivate als auch auf Finanzinstrumen-
te mit derivativer Komponente (nachfolgend zusammen ,,Deriva-
te”).

Durch den Einsatz von Derivaten darf sich das Marktrisiko des
Fonds hochstens verdoppeln (,,Marktrisikogrenze”). Marktrisiko
ist das Verlustrisiko, das aus Schwankungen beim Marktwert von
im Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstanden resultiert, die auf
Veranderungen von variablen Preisen bzw. Kursen des Marktes
wie Zinssatzen, Wechselkursen, Aktien- und Rohstoffpreisen
oder auf Veranderungen bei der Bonitat eines Emittenten zu-
rlckzufihren sind. Die Gesellschaft hat die Marktrisikogrenze
laufend einzuhalten. Die Auslastung der Marktrisikogrenze hat
sie taglich nach gesetzlichen Vorgaben zu ermitteln; diese erge-
ben sich aus der Verordnung tber Risikomanagement und Risi-
komessung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen

und Pensionsgeschaften in Investmentvermdgen nach dem Kapi-
talanlagegesetzbuch (nachfolgend , Derivateverordnung”).

Zur Ermittlung der Auslastung der Marktrisikogrenze wendet die
Gesellschaft den sogenannten qualifizierten Ansatz im Sinne der
Derivateverordnung an. Hierzu vergleicht die Gesellschaft das
Marktrisiko des Fonds mit dem Marktrisiko eines virtuellen Ver-
gleichsvermdgens, in dem keine Derivate enthalten sind.

Bei dem derivatefreien Vergleichsvermdgen handelt es sich um
ein virtuelles Portfolio, dessen Wert stets genau dem aktuellen
Wert des Fonds entspricht, das aber keine Steigerungen oder
Absicherungen des Marktrisikos durch Derivate enthalt. Die
Zusammensetzung des Vergleichsvermdgens muss im Ubrigen
den Anlagezielen und der Anlagepolitik entsprechen, die fur den
Fonds gelten. Das derivatefreie Vergleichsvermdgen besteht aus
einer Kombination aus einem Index, der die Wertentwicklung
deutscher Staatsanleihen widerspiegelt, einem weltweiten Ak-
tienindex, der groBe bdrsennotierte Unternehmen umfasst, und
einem Rentenindex aus in Euro denominierten Unternehmensan-
leihen mit Non-Investmentgrade-Rating.

Durch den Einsatz von Derivaten darf der Risikobetrag fiir
das Marktrisiko des Fonds zu keinem Zeitpunkt das Zwei-
fache des Risikobetrags fiir das Marktrisiko des zugehori-
gen derivatefreien Vergleichsvermogens libersteigen.

Das Marktrisiko des Fonds und des derivatefreien Vergleichsver-
maogens wird jeweils mit Hilfe eines geeigneten eigenen Risiko-
modells ermittelt (sog. Value-at-Risk Methode). Die Gesellschaft
erfasst dabei die Marktpreisrisiken aus allen Geschéaften. Sie
quantifiziert durch das Risikomodell die Wertveranderung der im
Fonds gehaltenen Vermégensgegenstdande im Zeitablauf. Der
sogenannte Value-at-Risk gibt dabei eine in Geldeinheiten aus-
gedrlckte Grenze fUr potenzielle Verluste eines Portfolios zwi-
schen zwei vorgegebenen Zeitpunkten an. Diese Wertverande-
rung wird von zufalligen Ereignissen bestimmt, ndmlich den
kinftigen Entwicklungen der Marktpreise, und ist daher nicht
mit Sicherheit vorhersagbar. Das zu ermittelnde Marktrisiko kann
jeweils nur mit einer gentigend groBen Wahrscheinlichkeit abge-
schatzt werden.

Die Gesellschaft darf — vorbehaltlich eines geeigneten Risikoma-

nagementsystems — fir Rechnung des Fonds in jegliche Derivate

investieren. Voraussetzung ist, dass die Derivate von Vermdgens-
gegenstanden abgeleitet sind, die fur den Fonds erworben wer-

den durfen, oder von folgenden Basiswerten:

®m  Zinssdtze

m  Wechselkurse

= Wahrungen
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®  Finanzindices, die hinreichend diversifiziert sind, eine ad-
aquate Bezugsgrundlage fir den Markt darstellen, auf den
sie sich beziehen, sowie in angemessener Weise veréffent-
licht werden.

Hierzu zahlen insbesondere Optionen, Terminkontrakte und
Swaps sowie Kombinationen hieraus.

Terminkontrakte

Terminkontrakte sind fur beide Vertragspartner unbedingt ver-
pflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt,
dem Falligkeitsdatum, oder innerhalb eines bestimmten Zeitrau-
mes, eine bestimmte Menge eines bestimmten Basiswerts zu
einem im Voraus bestimmten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen.
Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds im Rahmen der
Anlagegrundsatze Terminkontrakte auf alle fir den Fonds er-
werbbaren Vermdgensgegenstande, die nach dem KAGB und
den Anlagebedingungen als Basiswerte fur Derivate dienen
kdnnen, abschlieBen.

Optionsgeschafte
Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds im Rahmen der
Anlagegrundsatze am Optionshandel teilnehmen.

Optionsgeschafte beinhalten, dass einem Dritten gegen Entgelt
(Optionspramie) das Recht eingerdumt wird, wahrend einer
bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu
einem von vornherein vereinbarten Preis (Basispreis) die Liefe-
rung oder die Abnahme von Vermdgensgegenstanden oder die
Zahlung eines Differenzbetrags zu verlangen, oder auch entspre-
chende Optionsrechte zu erwerben.

Swaps

Swaps sind Tauschvertrdge, bei denen die dem Geschaft zugrun-
de liegenden Zahlungsstréme oder Risiken zwischen den Ver-
tragspartnern ausgetauscht werden. Die Gesellschaft darf fur
Rechnung des Fonds im Rahmen der Anlagegrundsatze Zinss-
waps, Wahrungsswaps, Zins-Wahrungsswaps, Inflationsswaps,
Varianzswaps und Equity-Swaps abschlieBen.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist das
Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeit-
punkt oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsichtlich
der Konditionen genau spezifizierten Swap einzutreten. Im Ubri-
gen gelten die im Zusammenhang mit Optionsgeschaften darge-
stellten Grundséatze. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des
Fonds nur solche Swaptions abschlieBen, die sich aus den oben
beschriebenen Optionen und Swaps zusammensetzen.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermdglichen, ein
potenzielles Kreditausfallvolumen auf andere zu Ubertragen. Im
Gegenzug zur Ubernahme des Kreditausfallrisikos zahlt der

Verkaufer des Risikos eine Prdmie an seinen Vertragspartner. Im
Ubrigen gelten die Ausfiihrungen zu Swaps entsprechend.

Total Return Swaps

Total Return Swaps sind Kreditderivate, bei denen samtliche
Ertrdge und Wertschwankungen eines Basiswerts gegen eine
fest vereinbarte Zinszahlung getauscht werden. Ein Vertragspart-
ner, der Sicherungsnehmer, transferiert damit das gesamte Kre-
dit- und Marktrisiko fir die Laufzeit des Geschaftes aus dem
Basiswert auf den anderen Vertragspartner, den Sicherungsge-
ber. Im Gegenzug zahlt der Sicherungsnehmer bei Abschluss des
Geschaftes eine Pramie an den Sicherungsgeber. Bei mdglichen
Kursverlusten sind am Ende des Geschaftes (Falligstellung) Aus-
gleichzahlungen vom Sicherungsgeber zu leisten. Statt einer
Zinszahlung kann die Gesamtrendite eines Basiswerts auch ge-
gen die Gesamtrendite eines anderen Basiswerts getauscht wer-
den.

Total Return Swaps werden fir den Fonds getatigt, um sich
gegen Kursverluste und Risiken aus dem Basiswert abzusichern
bzw. an Marktentwicklungen partizipieren zu kénnen ohne den
Basiswert selbst erworben zu haben. Unter anderem kénnen
Aktien, Renten und Wahrungen als Vermogensgegenstande des
Fonds Gegenstand von Total Return Swaps sein. Es dirfen bis zu
20 % des Fondsvermogens Gegenstand solcher Geschéfte sein.
Dies ist ein Orientierungswert der im Einzelfall auch tUberschrit-
ten werden kann. Die Gesellschaft erwartet aber, dass dieser
Wert im Regelfall geringer ausfallt. Den tatsachlichen Wert der
in Total Return Swaps im Fondsvermdgen investiert ist, kann
dem jeweils gultigen Jahres- oder Halbjahresbericht entnommen
werden. Die Ertrdge zuziglich evtl. vereinnahmter Pramien aus
Total Return Swaps flieBen — nach Abzug der Transaktionskosten
— vollstandig dem Fonds zu.

Die Vertragspartner fur Total Return Swaps werden nach den
Grundsatzen der Best-Execution-Policy ausgewahlt und regelma-
Big Uberpruft.

In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente

Die Gesellschaft kann far Rechnung des Fonds die vorstehend
beschriebenen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn diese in
Wertpapieren verbrieft sind. Dabei kédnnen die Geschafte, die
Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur teilweise in
Wertpapieren enthalten sein (z. B. Optionsanleihen). Die Aussa-
gen zu Chancen und Risiken gelten fur solche verbrieften Finan-
zinstrumente entsprechend, jedoch mit der MaBgabe, dass das
Verlustrisiko bei verbrieften Finanzinstrumenten auf den Wert
des Wertpapiers beschrankt ist.

OTC-Derivatgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds sowohl Derivatge-
schafte tatigen, die an einer Borse zum Handel zugelassen oder
an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, als auch auBerborsliche Geschafte, sogenannte
over-the-counter (OTC)-Geschéfte. Derivatgeschafte, die nicht
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zum Handel an einer Borse zugelassen oder an einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
darf die Gesellschaft nur mit geeigneten Kreditinstituten oder Fi-
nanzdienstleistungsinstituten auf der Basis standardisierter Rah-
menvertrage tatigen. Bei auBerbdrslich gehandelten Derivaten
wird das Kontrahentenrisiko beztglich eines Vertragspartners
auf 5 % des Wertes des Fonds beschrankt. Ist der Vertragspart-
ner ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU, in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den EWR
oder einem Drittstaat mit vergleichbarem Aufsichtsniveau, so
darf das Kontrahentenrisiko bis zu 10 % des Wertes des Fonds
betragen. AuBerborslich gehandelte Derivatgeschafte, die mit
einer zentralen Clearingstelle einer Bérse oder eines anderen
organisierten Marktes als Vertragspartner abgeschlossen wer-
den, werden auf die Kontrahentengrenzen nicht angerechnet,
wenn die Derivate einer taglichen Bewertung zu Marktkursen
mit taglichem Margin-Ausgleich unterliegen. Anspriiche des
Fonds gegen einen Zwischenhandler sind jedoch auf die Gren-
zen anzurechnen, auch wenn das Derivat an einer Borse oder an
einem anderen organisierten Markt gehandelt wird.

5.3.7 Sonstige Vermogensgegenstande und deren Anla-
gegrenzen

Bis zu 10 % des Wertes des Fonds darf die Gesellschaft insge-

samt in folgende sonstige Vermdgensgegenstande anlegen:

m  \Wertpapiere, die nicht zum Handel an einer Borse zugelassen
oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind, jedoch grundsatzlich die Kriterien
far Wertpapiere erfillen. Abweichend von den gehandelten
bzw. zugelassenen Wertpapieren muss die verlassliche Be-
wertung fir diese Wertpapiere in Form einer in regelmaBi-
gen Abstanden durchgefiihrten Bewertung verflgbar sein,
die aus Informationen des Emittenten oder aus einer kompe-
tenten Finanzanalyse abgeleitet wird. Angemessene Informa-
tion Uber das nicht zugelassene bzw. nicht einbezogene
Wertpapier muss in Form einer regelmaBigen und exakten
Information durch den Fonds vorliegen oder es muss gege-
benenfalls das zugehorige Portfolio verfligbar sein.

®  Geldmarktinstrumente von Emittenten, die nicht den in Ab-
schnitt , Anlageziele, -strategie, -grundsatze und -grenzen —
Vermodgensgegenstande — Geldmarktinstrumente” genann-
ten Anforderungen gentigen, wenn sie liquide sind und sich
ihr Wert jederzeit genau bestimmten lasst. Liquide sind Geld-
marktinstrumente, die sich innerhalb hinreichend kurzer Zeit
mit begrenzten Kosten verduBern lassen. Hierbei ist die Ver-
pflichtung der Gesellschaft zu berlcksichtigen, Anteile am
Fonds auf Verlangen der Anleger zuriickzunehmen und hier-
fdr in der Lage zu sein, solche Geldmarktinstrumente ent-
sprechend kurzfristig verauBern zu kénnen. Fur die Geld-
marktinstrumente muss zudem ein exaktes und verlassliches
Bewertungssystem existieren, das die Ermittlung des Netto-
bestandswerts des Geldmarktinstruments ermdglicht oder
auf Marktdaten oder Bewertungsmodellen basiert, wie Syste-

me, die Anschaffungskosten fortfihren. Das Merkmal der Li-
quiditat gilt fur Geldmarktinstrumente erfillt, wenn diese an
einem organisierten Markt innerhalb des EWR zugelassen
oder in diesen einbezogen sind oder an einem organisierten
Markt auBerhalb des EWR zugelassen oder in diesen einbe-
zogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieses Marktes zuge-
lassen hat.

Aktien aus Neuemissionen, wenn nach deren Ausgabebedin-
gungen

- deren Zulassung an einer Borse in einem Mitgliedstaat
der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den EWR zum Handel oder deren Zulassung
an einem organisierten Markt oder deren Einbeziehung
in diesen in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem an-
deren Vertragsstaat des Abkommens Gber den EWR nach
den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, oder

- deren Zulassung an einer Bérse zum Handel oder deren
Zulassung an einem organisierten Markt oder die Einbe-
ziehung in diesen auBerhalb der Mitgliedstaaten der EU
oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkom-
mens Uber den EWR nach den Ausgabebedingungen zu
beantragen ist, sofern die Wahl dieser Bérse oder dieses
organisierten Marktes von der BaFin zugelassen ist und

—  die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres
nach der Ausgabe erfolgt.

Schuldscheindarlehen, die nach dem Erwerb fur den Fonds
mindestens zweimal abgetreten werden kénnen und einer
der folgenden Einrichtungen gewahrt wurden:

a) dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes, einem
Land, der EU oder einem Mitgliedstaat der OECD,

b) einer anderen inlandischen Gebietskorperschaft oder ei-
ner Regionalregierung oder ortlichen Gebietskorperschaft
eines anderen Mitgliedstaats der EU oder eines anderen
Vertragsstaats des Abkommens Uber den EWR, sofern die
Forderung nach der Verordnung Gber Aufsichtsanforde-
rungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen in der-
selben Weise behandelt werden kann wie eine Forderung
an den Zentralstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die Regio-
nalregierung oder die Gebietskdrperschaft ansassig ist,

c) sonstigen Korperschaften oder Anstalten des 6ffentlichen
Rechts mit Sitz im Inland oder in einem anderen Mitglied-
staat der EU oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den EWR,

d) Unternehmen, die Wertpapiere ausgegeben haben, die

an einem organisierten Markt innerhalb des EWR zum
Handel zugelassen sind oder die an einem sonstigen ge-
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regelten Markt im Sinne der Richtlinie Gber Markte fur Fi-
nanzinstrumente in der jeweils geltenden Fassung erfiillt,
zum Handel zugelassen sind, oder

e) anderen Schuldnern, sofern eine der in Buchstabe a) bis
) bezeichneten Stellen die Gewahrleistung fur die Ver-
zinsung und Rickzahlung Gbernommen hat.

5.4 Wertpapier-Darlehensgeschafte

Die im Fonds gehaltenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente
und/oder Investmentanteile — sofern zulassige Vermdgensgegen-
stdnde — kdnnen darlehensweise gegen marktgerechtes Entgelt
an Dritte Ubertragen werden. Die Vertragspartner werden nach
den Grundsatzen der Best-Execution-Policy ausgewahlt und
regelmaBig Uberpruft. Hierbei kann der gesamte Bestand des
Fonds an Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und/oder In-
vestmentanteilen nur auf unbestimmte Zeit als Wertpapier-Dar-
lehen an Dritte Gbertragen werden. Die Gesellschaft erwartet,
dass im Regelfall nicht mehr als 60 % des Fondsvermdgens
Gegenstand von Darlehensgeschaften sind. Dies ist jedoch ledig-
lich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden
kann. Die Gesellschaft hat jederzeit die Moglichkeit, das Darle-
hensgeschaft zu kindigen. Es muss vertraglich vereinbart wer-
den, dass nach Beendigung des Darlehensgeschéafts dem Fonds
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile
gleicher Art, GUte und Menge innerhalb der Ublichen Abwick-
lungszeit zurlck Ubertragen werden. Voraussetzung fur die
darlehensweise Ubertragung ist, dass dem Fonds ausreichende
Sicherheiten gewahrt werden. Hierzu kénnen Guthaben abge-
treten bzw. Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente Ubereignet
oder verpfandet werden. Die Ertrage aus der Anlage der Sicher-
heiten stehen dem Fonds zu.

Der Darlehensnehmer ist auBerdem verpflichtet, die Zinsen aus
darlehensweise erhaltenen Wertpapieren, Geldmarktinstrumen-
ten oder Investmentanteilen bei Falligkeit an die Verwahrstelle
far Rechnung des Fonds zu zahlen. Alle an einen einzelnen Dar-
lehensnehmer Gbertragenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumen-
te oder Investmentanteile dirfen 10 % des Wertes des Fonds
nicht tbersteigen.

Die darlehensweise Ubertragenen Vermégensgegenstande wer-
den nach Ermessen des Darlehensnehmers verwahrt.

Die Gesellschaft kann sich eines organisierten Systems zur Ver-
mittlung und Abwicklung von Wertpapier-Darlehen bedienen.
Bei Abwicklung von Wertpapier-Darlehen Uber organisierte
Systeme durfen die an einen Darlehensnehmer Ubertragenen
Wertpapiere 10 % des Wertes des Fonds Ubersteigen.

Die hier beschriebenen Darlehensgeschafte werden getatigt, um
far den Fonds zusatzliche Ertréage in Form des Darlehen-Entgelts
zu erzielen. Die Gesellschaft erhalt gemaB den Besonderen Anla-
gebedingungen eine marktubliche Vergltung in Héhe von maxi-
mal einem Drittel der Bruttoertrage aus diesen Geschaften.

Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten fur Rechnung des
Fonds nicht gewahren.

5.5 Pensionsgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds Pensionsgeschéafte
mit Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten mit einer
Hochstlaufzeit von zwolf Monaten abschlieBen. Dabei kann sie
sowohl Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentan-
teile des Fonds gegen Entgelt auf einen Pensionsnehmer Gber-
tragen (einfaches Pensionsgeschaft), als auch diese im Rahmen
der jeweils geltenden Anlagegrenzen in Pension nehmen (umge-
kehrtes Pensionsgeschéft). Die Gesellschaft hat die Mdglichkeit,
das Pensionsgeschaft jederzeit zu kiindigen; dies gilt nicht fur
Pensionsgeschafte mit einer Laufzeit von bis zu einer Woche. Bei
Kiandigung eines einfachen Pensionsgeschafts ist die Gesell-
schaft berechtigt, die in Pension gegebenen Wertpapiere, Geld-
marktinstrumente oder Investmentanteile zurtickzufordern. Die
Kiandigung eines umgekehrten Pensionsgeschafts kann entwe-
der die Ruckerstattung des vollen Geldbetrags oder des angelau-
fenen Geldbetrags in Hohe des aktuellen Marktwertes zur Folge
haben. Pensionsgeschafte sind nur in Form sogenannter echter
Pensionsgeschafte zulassig. Dabei Gbernimmt der Pensionsneh-
mer die Verpflichtung, die Wertpapiere, Geldmarktinstrumente
oder Investmentanteile zu einem bestimmten oder vom Pensi-
onsgeber zu bestimmenden Zeitpunkt zurlick zu Ubertragen
oder den Geldbetrag samt Zinsen zurlickzuzahlen.

5.6 Sicherheitenstrategien

Im Rahmen von Derivate-, Pensions- und Wertpapier-Darlehens-
geschaften nimmt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds
Sicherheiten entgegen. Die Sicherheiten dienen dazu, das Aus-
fallrisiko des Vertragspartners dieser Geschafte ganz oder teil-
weise zu reduzieren.

5.6.1 Arten der zulassigen Sicherheiten

Zulassige Sicherheiten sind u.a. Barsicherheiten, Aktien, Staats-
anleihen, Anleihen anderer Gebietskdrperschaften und suprana-
tionaler Organisationen, Unternehmensanleihen sowie deutsche
offentliche oder Hypothekenpfandbriefe. Weitere Restriktionen
hinsichtlich zulassiger Wahrungen, Ratinganforderungen an
Emission bzw. Emittent sowie Zugehérigkeit zu ausgewahlten
Indizes (bei Aktien) stellen weiterhin sicher, dass ausschlieBlich
Sicherheiten hoher Qualitat Verwendung finden. Hierbei werden
nur Sicherheiten akzeptiert, die von Emittenten mit einer hohen
Kreditqualitat und Bonitat begeben worden sind. Sollte nicht das
hochste Kreditratingband vorliegen, werden weitere Sicherheits-
margenabschlage vorgenommen.

Alle entgegen genommenen Sicherheiten, die keine Barsicher-
heiten sind, sollen liquide sein und an einem liquiden Markt mit
transparenten Preisfeststellungen gehandelt werden. Ziel ist es
eine kurzfristige VerduBerung garantieren zu kénnen, zu einem
Preis der nahe an der vor dem Verkauf festgestellten Bewertung
liegt.
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Die Sicherheiten sollen mindestens borsentdglich bewertet wer-
den kénnen. Es findet eine tagliche Marktbewertung und ein
taglicher Marginausgleich statt. Vermégensgegenstande, die ei-
ne hohe Preisvolatilitat aufweisen, werden nur dann als Sicher-
heit akzeptiert, wenn geeignete konservative Bewertungsab-
schlage (Haircuts) angewandt werden kénnen.

Die erhaltenen unbaren Sicherheiten werden nicht verauBert,
neu angelegt oder verpfandet.

5.6.2 Umfang der Besicherung
Wertpapier-Darlehensgeschéafte werden in vollem Umfang besi-
chert. Der Kurswert der als Darlehen Ubertragenen Wertpapiere
bildet dabei zusammen mit den zugehorigen Ertrdgen den Siche-
rungswert. Die Leistung der Sicherheiten durch den Darlehens-
nehmer darf den Sicherungswert zuzlglich eines marktiblichen
Aufschlags nicht unterschreiten.

Im Ubrigen miissen Derivate-, Pensions- und Wertpapier-Darle-
hensgeschafte in einem Umfang besichert sein, der sicherstellt,
dass der Anrechnungsbetrag fur das Ausfallrisiko des jeweiligen
Vertragspartners 5 % des Wertes des Fonds nicht Gberschreitet.
Ist der Vertragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den EWR oder in einem Drittstaat, in dem gleich-
wertige Aufsichtsbestimmungen gelten, so darf der Anrech-
nungsbetrag fir das Ausfallrisiko 10 % des Wertes des Fonds
betragen.

5.6.3 Strategie fiir Abschldge der Bewertung (Haircut-
Strategie)
Von den gestellten Sicherheiten werden Abschlage (sog. Hair-
cuts) berechnet, um den Marktpreisrisiken, Wechselkursrisiken
sowie Liquiditatsrisiken der zu Grunde liegenden Sicherheiten
Rechnung zu tragen. Die Gesellschaft verfolgt eine Haircut-Stra-
tegie, in der abhdngig von der Art der jeweiligen Sicherheit
unterschiedliche Haircuts zu bertcksichtigen sind. Die Hohe der
Haircuts ist so gewahlt, dass bei Ausfall eines Kontrahenten
hierdurch innerhalb des Verwertungszeitraums auftretende
Wertschwankungen der Sicherheiten in der Regel abgedeckt
sind.

5.6.4 Anlage von Barsicherheiten

Barsicherheiten in Form von Bankguthaben durfen auf Sperrkon-
ten bei der Verwahrstelle des Fonds oder mit ihrer Zustimmung
bei einem anderen Kreditinstitut gehalten werden. Die Wieder-
anlage darf nur in Staatsanleihen von hoher Qualitat oder in
Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur erfolgen. Zudem
kdnnen Barsicherheiten im Wege eines umgekehrten Pensions-
geschafts mit einem Kreditinstitut angelegt werden, wenn die
Ruckforderung des aufgelaufenen Guthabens jederzeit gewahr-
leistet ist.

5.6.5 Verwahrung von Wertpapieren als Sicherheit

Die Gesellschaft kann fur Rechnung des Fonds im Rahmen von
Derivate-, Pensions- und Wertpapier-Darlehensgeschaften Wert-
papiere als Sicherheit entgegennehmen. Wenn diese Wertpapie-
re als Sicherheit Ubertragen wurden, missen sie bei der Ver-
wabhrstelle verwahrt werden. Hat die Gesellschaft die Wertpapie-
re als Sicherheit verpfandet erhalten, kénnen sie auch bei einer
anderen Stelle verwahrt werden, die einer wirksamen 6ffentli-
chen Aufsicht unterliegt und vom Sicherungsgeber unabhangig
Ist.

5.7 Kreditaufnahme

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten fur gemeinschaftliche
Rechnung der Anleger ist bis zu 10 % des Wertes des Fonds
zulassig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme markttb-
lich sind und die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.

5.8 Hebelwirkung (Leverage)

Leverage bezeichnet das Verhaltnis zwischen dem Risiko des
Fonds und seinem Nettoinventarwert. Jede Methode, mit der die
Gesellschaft den Investitionsgrad des Fonds erhéht (Hebelwir-
kung), wirkt sich auf den Leverage aus. Solche Methoden sind
insbesondere der Abschluss von Wertpapier-Darlehensgeschaf-
ten und Pensionsgeschéaften sowie der Erwerb von Derivaten mit
eingebetteter Hebelfinanzierung. Die Mdglichkeit der Nutzung
von Derivaten und des Abschlusses von Wertpapier-Darlehens-
geschaften sowie Pensionsgeschaften wird im Abschnitt ,, Anla-
geziele, -strategie, -grundsatze und -grenzen — Vermdégensge-
genstande — Derivate bzw. ~-Wertpapier-Darlehensgeschafte und
-Pensionsgeschafte” dargestellt. Die Mdglichkeit zur Kreditauf-
nahme ist im Abschnitt ,, Anlageziele, -strategie, -grundsatze und
-grenzen — Kreditaufnahme” erldutert.

Durch den Einsatz von Derivaten darf sich das Marktrisiko hochs-
tens verdoppeln (vgl. Abschnitt ,, Anlageziele, -strategie, -grund-
satze und -grenzen — Vermdgensgegenstande — Derivate”). Der
Leverage des Fonds wird nach einer Bruttomethode berechnet.
Er bezeichnet die Summe der absoluten Werte aller Positionen
des Fonds, die entsprechend den gesetzlichen Vorgaben bewer-
tet werden. Dabei ist es nicht zuldssig, einzelne Derivatgeschafte
oder Wertpapierpositionen miteinander zu verrechnen (d. h.
keine Berucksichtigung sogenannter Netting- und Hedging-Ver-
einbarungen). Etwaige Effekte aus der Wiederanlage von Sicher-
heiten bei Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschaften wer-
den mit berdcksichtigt. Kurzfristige Kreditaufnahmen, die nach
der Anlagestrategie des Fonds ausschlieBlich zulassig sind, dr-
fen bei der Leverageberechnung auBer Acht gelassen werden.

Die Gesellschaft erwartet, dass der Leverage des Fonds nach
Bruttomethode grundsatzlich unter 5,0 liegen wird. Eine Indika-
tion des Risikogehaltes des Fonds wird dagegen durch die Netto-
methode gegeben, da sie auch den Einsatz von Derivaten zu
Absicherungszwecken angemessen bericksichtigt. Die Gesell-
schaft erwartet, dass der Leverage des Fonds nach Nettometho-
de grundsatzlich unter 2,0 liegen wird. Abhangig von den
Marktbedingungen kann der Leverage variieren und in besonde-
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ren Ausnahmefallen kann es vorkommen, dass der Leverage
auch hoher liegt.

6. Erldauterung des Risikoprofils des Fonds

Unter Berticksichtigung der in Abschnitt 5. genannten Anlage-
grundsatze ergeben sich fiur den Fonds im Wesentlichen solche
Risiken, die mit der Anlage in vorwiegend

= Aktien

= Anleihen

= |nvestmentanteile
verbunden sind.

Hinsichtlich Anlagen in Aktien sind das allgemeine Marktrisiko
sowie unternehmensspezifische Risiken und das Liquiditatsrisiko
Zu nennen.

Bei Anlagen in Anleihen spielen das allgemeine Marktrisiko, das
Adressenausfallrisiko, das Zinsdnderungsrisiko, das Liquiditatsrisi-
ko sowie das Lander- und Transferrisiko eine wesentliche Rolle.

Bezlglich Anlagen in Investmentanteilen sind das Marktrisiko
und das Liquiditatsrisiko zu nennen. Daneben wird insbesondere
auch auf Risiken hingewiesen, die in Verbindung mit den Anla-
gestrategien und Anlagegrundsatzen der eingesetzten Invest-
mentanteile stehen.

Die mit dem Einsatz von Derivaten verbundenen Risiken werden
im Abschnitt ,Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschaf-
ten” beschrieben.

In Bezug auf weitere potenzielle Risiken, die sich fir den Fonds
im Rahmen der Anlagegrundsatze ergeben kénnen, wird auf
den Abschnitt , Risikohinweise” verwiesen.

7. Risikohinweise

Vor der Entscheidung Uber den Kauf von Anteilen an dem Fonds
sollten Anleger die nachfolgenden Risikohinweise zusammen mit
den anderen in diesem Verkaufsprospekt enthaltenen Informa-
tionen sorgfaltig lesen und diese bei ihrer Anlageentscheidung
berlcksichtigen. Der Eintritt eines oder mehrerer dieser Risiken
kann fr sich genommen oder zusammen mit anderen Umstan-
den die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im Fonds gehalte-
nen Vermoégensgegenstande nachteilig beeinflussen und sich
damit auch nachteilig auf den Anteilwert auswirken.

VerauBert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeit-
punkt, in dem die Kurse der in dem Fonds befindlichen Vermo-

gensgegenstande gegeniber dem Zeitpunkt seines Anteiler-
werbs gefallen sind, so erhalt er das von ihm in den Fonds inves-
tierte Kapital nicht oder nicht vollstandig zurtick. Der Anleger
kénnte sein in den Fonds investiertes Kapital teilweise oder sogar
ganz verlieren. Wertzuwachse kdnnen nicht garantiert werden.
Das Risiko des Anlegers ist auf die angelegte Summe beschrankt.
Eine Nachschusspflicht Gber das vom Anleger investierte Kapital
hinaus besteht nicht.

Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des Verkaufspro-
spekts beschriebenen Risiken und Unsicherheiten kann die Wert-
entwicklung des Fonds durch verschiedene weitere Risiken und
Unsicherheiten beeintrachtigt werden, die derzeit nicht bekannt
sind. Die Reihenfolge, in der die nachfolgenden Risiken aufge-
fahrt werden, enthélt weder eine Aussage Uber die Wahrschein-
lichkeit ihres Eintritts noch Gber das Ausmal oder die Bedeutung
bei Eintritt einzelner Risiken.

7.1 Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit einer Anla-
ge in einen AIF typischerweise verbunden sind. Diese Risiken
kdnnen sich nachteilig auf den Anteilwert, auf das vom Anleger
investierte Kapital sowie auf die vom Anleger geplante Haltedau-
er der Fondsanlage auswirken.

Es kann keine Zusicherung gegeben werden, dass die Ziele
der Anlagepolitik tatsachlich erreicht werden.

7.1.1 Schwankung des Fondsanteilwerts

Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert des Fonds,
geteilt durch die Anzahl der in den Verkehr gelangten Anteile.
Der Wert des Fonds entspricht dabei der Summe der Marktwerte
aller Vermdgensgegenstande im Fondsvermogen abziglich der
Summe der Marktwerte aller Verbindlichkeiten des Fonds. Der
Fondsanteilwert ist daher von dem Wert der im Fonds gehalte-
nen Vermogensgegenstande und der Hohe der Verbindlichkei-
ten des Fonds abhangig. Sinkt der Wert dieser Vermdgensge-
genstande oder steigt der Wert der Verbindlichkeiten, so fallt
der Fondsanteilwert.

7.1.2 Anderung der Anlagepolitik oder der Anlagebedin-
gungen
Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen mit Genehmi-
gung der BaFin &ndern. Durch eine Anderung der Anlagebedin-
gungen koénnen auch den Anleger betreffende Regelungen
geandert werden. Die Gesellschaft kann etwa durch eine Ande-
rung der Anlagebedingungen die Anlagepolitik des Fonds &n-
dern oder sie kann die dem Fonds zu belastenden Kosten erhé-
hen. Die Gesellschaft kann die Anlagepolitik zudem innerhalb
des gesetzlich und vertraglich zulassigen Anlagespektrums und
damit ohne Anderung der Anlagebedingungen und deren Ge-
nehmigung durch die BaFin andern. Hierdurch kann sich das mit
dem Fonds verbundene Risiko verandern.

7.1.3 Nachhaltigkeitsrisiken
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Die Wertentwicklung des Fonds kann durch Nachhaltigkeitsrisi-
ken beeinflusst werden. Nachhaltigkeitsrisiken im Sinne der Ver-
ordnung (EU) 2019/2088 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 27. November 2019 Uber nachhaltigkeitsbezogene
Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor sind Ereig-
nisse oder Bedingungen aus den Bereichen Umwelt, Soziales
oder Unternehmensfiihrung, deren Eintreten tatsachlich oder
potenziell wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert der
Investition des Fonds haben kénnten. Nachhaltigkeitsrisiken
kénnen auf alle bekannten Risikoarten einwirken und als Faktor
zur Wesentlichkeit dieser Risikoarten beitragen. Beispielhaft sind
die in den nachfolgenden Abschnitten beschriebenen Risikoarten
Marktrisiko, Liquiditatsrisiko, Kontrahentenrisiko und operatio-
nelles Risiko zu nennen.

7.1.4 Auflésung des Fonds

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwaltung des Fonds
zu klindigen. Die Gesellschaft kann den Fonds nach Kindigung
der Verwaltung ganz auflésen. Das Verfigungsrecht Gber den
Fonds geht nach einer Kiindigungsfrist von sechs Monaten auf
die Verwahrstelle Gber. FUr den Anleger besteht daher das Risi-
ko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren
kann. Bei dem Ubergang des Fonds auf die Verwahrstelle kon-
nen dem Fonds andere Steuern als deutsche Ertragssteuern
belastet werden. Wenn die Fondsanteile nach Beendigung des
Liquidationsverfahrens aus dem Depot des Anlegers ausgebucht
werden, kann der Anleger mit Ertragssteuern belastet werden.

7.1.5 Ubertragung aller Vermdgensgegenstinde des
Fonds auf ein anderes Investmentvermégen (Ver-
schmelzung)

Die Gesellschaft kann samtliche Vermdgensgegenstande des

Fonds auf ein anderes Publikums-Investmentvermogen Ubertra-

gen. Der Anleger kann seine Anteile in diesem Fall (i) zurlckge-

ben, (ii) behalten mit der Folge, dass er Anleger des Uberneh-
menden Investmentvermdgens wird, (iii) oder gegen Anteile an
einem offenen inldndischen Investmentvermdgen mit vergleich-
baren Anlagegrundsatzen umtauschen, sofern die Gesellschaft
oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen ein solches Invest-
mentvermdgen mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen verwal-
tet. Der Anleger muss daher im Rahmen der Ubertragung vorzei-
tig eine erneute Investitionsentscheidung treffen. Bei einer Riick-
gabe der Anteile kénnen Ertragssteuern anfallen. Bei einem

Umtausch der Anteile in Anteile an einem Investmentvermdgen

mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen kann der Anleger mit

Steuern belastet werden, etwa wenn der Wert der erhaltenen

Anteile héher ist als der Wert der alten Anteile zum Zeitpunkt

der Anschaffung.

7.1.6 Ubertragung des Fonds auf eine andere Kapitalver-
waltungsgesellschaft

Die Gesellschaft kann den Fonds auf eine andere Kapitalverwal-

tungsgesellschaft Ubertragen. Der Fonds bleibt dadurch zwar

unverandert, wie auch die Stellung des Anlegers. Der Anleger

muss aber im Rahmen der Ubertragung entscheiden, ob er die

neue Kapitalverwaltungsgesellschaft fir ebenso geeignet halt
wie die bisherige. Wenn er in den Fonds unter neuer Verwaltung
nicht investiert bleiben méchte, muss er seine Anteile zurlickge-
ben. Hierbei kénnen Ertragssteuern anfallen.

7.1.7 Beschrdankung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft darf die Riicknahme der Anteile fir insgesamt
bis zu 15 aufeinander folgende Arbeitstage beschranken, wenn
die Rickgabeverlangen der Anleger an einem Abrechnungs-
stichtag einen zuvor festgelegten Schwellenwert Gberschreiten,
ab dem die Ruckgabeverlangen aufgrund der Liquiditatssituation
des Sondervermdgens nicht mehr im Interesse der Gesamtheit
der Anleger ausgefihrt werden kénnen. Wird der Schwellenwert
erreicht oder Uberschritten, entscheidet die Gesellschaft in
pflichtgemaBem Ermessen, ob sie an diesem Abrechnungs-stich-
tag die Ricknahme beschrankt. EntschlieBt sie sich zur Rticknah-
mebeschrankung, kann sie diese auf Grundlage einer taglichen
Ermessensentscheidung fir bis zu 14 aufeinanderfolgende Ar-
beitstage fortsetzen. Hat die Gesellschaft entschieden, die Riick-
nahme zu beschranken, wird sie Anteile zu dem am Abrech-
nungsstichtag geltenden Ricknahmepreis lediglich anteilig zu-
riicknehmen; im Ubrigen entféllt die Riicknahme-pflicht. Dies
bedeutet, dass jedes Ricknahmeverlangen nur anteilig auf Basis
einer von der Gesellschaft ermittelten Quote ausgefuhrt wird.
Der nicht ausgefuhrte Teil der Order wird auch nicht zu einem
spateren Zeitpunkt ausgefuhrt, sondern verfallt. Fir den Anleger
besteht daher das Risiko, dass seine Order zur Anteilrlickgabe
nur anteilig ausgefthrt wird und die noch offen Restorder er-
neut platzieren muss.

7.1.8 Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft darf die Riicknahme der Anteile zeitweilig aus-
setzen, sofern auBergewdhnliche Umstande vorliegen, die eine
Aussetzung unter BerUcksichtigung der Interessen der Anleger
erforderlich erscheinen lassen. AuBergewdhnliche Umstande in
diesem Sinne kénnen z.B. wirtschaftliche oder politische Krisen,
Ricknahmeverlangen in auBergewdhnlichem Umfang sowie die
SchlieBung von Bérsen oder Markten, Handelsbeschrankungen
oder sonstige Faktoren, die die Ermittlung des Anteilwerts beein-
trachtigen, sein. Daneben kann die BaFin anordnen, dass die
Gesellschaft die Riicknahme der Anteile auszusetzen hat, wenn
dies im Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit erforderlich
ist. Der Anleger kann seine Anteile wahrend dieses Zeitraums
nicht zurlickgeben. Auch im Fall einer Aussetzung der Anteil-
ricknahme kann der Anteilwert sinken, z.B. wenn die Gesell-
schaft gezwungen ist, Vermdgensgegenstande wahrend der
Aussetzung der Anteilricknahme unter Verkehrswert zu verau-
Bern. Der Anteilwert nach Wiederaufnahme der Anteilrticknah-
me kann niedriger liegen, als derjenige vor Aussetzung der Rick-
nahme.

Einer Aussetzung kann ohne erneute Wiederaufnahme der
Rucknahme der Anteile direkt eine Auflésung des Sondervermé-
gens folgen, z.B. wenn die Gesellschaft die Verwaltung des
Fonds kindigt, um den Fonds dann aufzuldsen. Fir den Anleger
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besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedau-
er nicht realisieren kann und ihm wesentliche Teile des investier-
ten Kapitals fir unbestimmte Zeit nicht zur Verfigung stehen.

7.1.9 Rentabilitdt und Erfiillung der Anlageziele des Anle-
gers
Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen ge-
wuinschten Anlageerfolg erreicht. Der Anteilwert des Fonds kann
fallen und zu Verlusten beim Anleger fUhren. Ein bei Erwerb von
Anteilen entrichteter Ausgabeaufschlag bzw. ein bei VerduBe-
rung von Anteilen entrichteter Ricknahmeabschlag kann zu-
dem, insbesondere bei nur kurzer Anlagedauer, den Erfolg einer
Anlage reduzieren oder sogar aufzehren. Anleger kdnnten einen
niedrigeren als den urspriinglich angelegten Betrag zurtickerhal-
ten.

7.1.10 Beeinflussung des individuellen Ergebnisses durch
steuerliche Aspekte
Die steuerliche Behandlung von Kapitalertragen hangt von den
individuellen Verhaltnissen des jeweiligen Anlegers ab und kann
kiinftig Anderungen unterworfen sein. Fur Einzelfragen — insbe-
sondere unter BerUcksichtigung der individuellen steuerlichen
Situation — sollte sich der Anleger an seinen persoénlichen Steuer-
berater wenden.

7.2 Risiken der negativen Wertentwicklung des Fonds
(Marktrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die mit der Anlage
in einzelne Vermogensgegenstande durch den Fonds einherge-
hen. Diese Risiken kénnen die Wertentwicklung des Fonds bzw.
der im Fonds gehaltenen Vermogensgegenstande beeintrachti-
gen und sich damit nachteilig auf den Anteilwert und auf das
vom Anleger investierte Kapital auswirken.

7.2.1 Wertveranderungsrisiken

Die Vermdgensgegenstande, in die die Gesellschaft fur Rech-
nung des Fonds investiert, unterliegen Risiken. So kénnen Wert-
verluste auftreten, indem der Marktwert der Vermdgensgegen-
stande gegentiber dem Einstandspreis fallt oder Kassa- und
Terminpreise sich unterschiedlich entwickeln.

7.2.2 Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten
hangt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmarkte ab,
die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft
sowie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen
in den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf die allgemeine
Kursentwicklung insbesondere an einer Bérse kdnnen auch
irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und Gerlichte
einwirken. Schwankungen der Kurs- und Marktwerte kénnen
auch auf Veranderungen der Zinssatze, Wechselkurse oder der
Bonitat eines Emittenten zurtickzufiihren sein.

7.2.3 Kursdnderungsrisiko von Aktien

Aktien unterliegen erfahrungsgeman starken Kursschwankun-
gen und somit auch dem Risiko von Kursriickgangen. Diese
Kursschwankungen werden insbesondere durch die Entwicklung
der Gewinne des emittierenden Unternehmens sowie die Ent-
wicklungen der Branche und der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung beeinflusst. Das Vertrauen der Marktteilnehmer in das
jeweilige Unternehmen kann die Kursentwicklung ebenfalls
beeinflussen. Dies gilt insbesondere bei Unternehmen, deren
Aktien erst Uber einen kirzeren Zeitraum an der Borse oder
einem anderen organisierten Markt zugelassen sind; bei diesen
kdnnen bereits geringe Verdnderungen von Prognosen zu star-
ken Kursbewegungen fuhren. Ist bei einer Aktie der Anteil der
frei handelbaren, im Besitz vieler Aktionare befindlichen Aktien
(sogenannter Streubesitz) niedrig, so kénnen bereits kleinere
Kauf- und Verkaufsauftrage eine starke Auswirkung auf den
Marktpreis haben und damit zu héheren Kursschwankungen
fahren.

7.2.4 Kursdnderungsrisiko von Wandel- und Optionsan-
leihen
Wandel- und Optionsanleihen verbriefen das Recht, die Anleihe
in Aktien umzutauschen oder Aktien zu erwerben. Die Entwick-
lung des Werts von Wandel- und Optionsanleihen ist daher
abhangig von der Kursentwicklung der Aktie als Basiswert. Die
Risiken der Wertentwicklung der zugrunde liegenden Aktien
kénnen sich daher auch auf die Wertentwicklung der Wandel-
und Optionsanleihe auswirken. Optionsanleihen, die dem Emit-
tenten das Recht einrdumen dem Anleger statt der Rickzahlung
eines Nominalbetrags eine im Vorhinein festgelegte Anzahl von
Aktien anzudienen (Reverse Convertibles), sind in verstarktem
MaBe von dem entsprechenden Aktienkurs abhangig.

7.2.5 Risiken im Zusammenhang mit der Investition in
Investmentanteile
Die Risiken der Anteile an anderen Investmentvermdgen, die fur
den Fonds erworben werden (sogenannte , Zielfonds”), stehen
in engem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Ziel-
fonds enthaltenen Vermogensgegenstéande bzw. der von diesen
verfolgten Anlagestrategien. Da die Manager der einzelnen
Zielfonds voneinander unabhangig handeln, kann es aber auch
vorkommen, dass mehrere Zielfonds gleiche oder einander ent-
gegengesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch kénnen
bestehende Risiken kumulieren, und eventuelle Chancen kénnen
sich gegeneinander aufheben. Es ist der Gesellschaft im Regelfall
nicht moglich, das Management der Zielfonds zu kontrollieren.
Deren Anlageentscheidungen mussen nicht zwingend mit den
Annahmen oder Erwartungen der Gesellschaft Gbereinstimmen.
Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammensetzung der Ziel-
fonds oftmals nicht zeitnah bekannt sein. Entspricht die Zusam-
mensetzung nicht ihren Annahmen oder Erwartungen, so kann
sie gegebenenfalls erst deutlich verzdgert reagieren, indem sie
Zielfondsanteile zurlickgibt.

Die Zielfonds kénnen Uberdies in Vermbgensgegenstande inves-
tiert sein, die nach geltendem Recht nicht mehr erwerbbar sind,
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aber weiter gehalten werden durfen, sofern sie nach dem Invest-
mentgesetz erworben wurden. Hierdurch kénnen sich auf Ebene
des Zielfonds Risiken verwirklichen, die die Wertentwicklung der
Zielfondsanteile und damit die Wertentwicklung des Fonds be-
eintrachtigen.

Offene Investmentvermoégen, an denen der Fonds Anteile er-
wirbt, kénnten zudem zeitweise die Riicknahme der Anteile
beschranken oder aussetzen. Dann ist die Gesellschaft daran
gehindert, die Anteile an dem Zielfonds zu verauBern, indem sie
diese gegen Auszahlung des Ricknahmepreises bei der Verwal-
tungsgesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds zurtickgibt.

Der Fonds darf zudem in Investmentvermdgen investieren, die in
Edelmetalle bzw. unverbriefte Darlehensforderungen investieren.
Diese Vermogensgegenstande darf der Fonds direkt nicht erwer-
ben. Fir den Zielfonds kénnen sich die Risiken dieser Vermo-
gensgegenstande verwirklichen:

= Beim Erwerb unverbriefter Darlehensforderungen wird die
Gesellschaft fir den Fonds Glaubiger einer bereits bestehen-
den Darlehensforderung. Der Ertrag aus den unverbrieften
Darlehensforderungen hangt von der Durchsetzbarkeit der
Forderung gegeniber dem Schuldner bzw. davon ab, ob und
zu welchem Preis die Forderung weiterverduBert werden
kann.

m  Preise von Edelmetallen kénnen starken Schwankungen un-
terliegen. Das Halten, Kaufen oder Verkaufen von Edelmetal-
len kann in manchen Rechtsordnungen behérdlich be-
schrankt werden oder mit zusatzlichen Steuern, Abgaben
oder Gebuhren belastet werden. Der physische Transfer von
Edelmetallen von und in Edelmetalldepots kann durch An-
ordnung von lokalen Behorden oder sonstigen Institutionen
beschrankt werden. Es ist nicht auszuschlieBen, dass das
Edelmetall nur gegen hohe Preiszuschlage, unter zeitlicher
Verzdgerung oder gar nicht lieferbar bzw. Gbertragbar ist.

7.2.6 Risiken im Zusammenhang mit der Investition in
Immobilienfondsanteile
Der Fonds hélt Anteile an inlandischen Publikums-Immobilien-
sondervermoégen (,,Immobilienfonds”). Diese durfte die Gesell-
schaft nach dem Investmentgesetz fir den Fonds erwerben und
darf sie nach geltendem Recht weiter halten. Die Gesellschaft
darf aber solche Vermégensgegenstande fir den Fonds nicht
mehr erwerben. Solange die Gesellschaft diese Vermogensge-
genstdnde flr den Fonds weiter halt, konnen sich die mit diesen
Vermdgensgegenstanden verbundenen Risiken weiter auf die
Wertentwicklung des Fonds auswirken.

Durch die Investition in Immobilienfonds legt der Fonds sein

Vermogen indirekt in Immobilien an. Dies kann auch durch eine
Investition in eine Immobilien-Gesellschaft erfolgen. Damit tragt
der Fonds indirekt die mit einer Anlage in Immobilien verbunde-
nen Risiken. Hierzu zahlen insbesondere im Grundbesitz liegen-

de Risiken wie Leerstande, Mietrickstande und Mietausfélle, die
sich u. a. aus der Verdanderung der Standortqualitdt oder der
Mieterbonitat ergeben kénnen. Verdnderungen der Standort-
qualitat kénnen zur Folge haben, dass der Standort fir die ge-
wahlte Nutzung nicht mehr geeignet ist. Der Gebaudezustand
kann Instandhaltungsaufwendungen erforderlich machen, die
nicht immer vorhersehbar sind.

Ein Immobilienfonds darf die Riicknahme der Anteile zudem
befristet verweigern und aussetzen, wenn bei umfangreichen
Rucknahmeverlangen die liquiden Mittel zur Zahlung des Ruck-
nahmepreises und zur Sicherstellung einer ordnungsgemafen
Bewirtschaftung nicht mehr ausreichen oder nicht sogleich zur
Verfligung stehen. Der Erwerb von Anteilen an Immobilienfonds
ist ferner nicht durch eine Héchstanlagesumme begrenzt. Um-
fangreiche Rickgabeverlangen kénnen daher die Liquiditat des
Fonds beeintrachtigen und eine Aussetzung der Riicknahme der
Anteile erfordern. Im Fall einer Aussetzung der Anteilricknahme
kann der Anteilwert sinken; z. B. wenn die Gesellschaft gezwun-
gen ist, Immobilien und Immobiliengesellschaften wahrend der
Aussetzung der Anteilriicknahme unter Verkehrswert zu verau-
Bern. Der Anteilpreis nach Wiederaufnahme der Anteilriicknah-
me kann niedriger liegen als derjenige vor Aussetzung der Ruck-
nahme. Eine vortibergehende Aussetzung kann Uberdies zu
einer dauerhaften Aussetzung der Anteilricknahme und zu einer
Auflésung des Sondervermédgens flihren, etwa wenn die fir die
Wiederaufnahme der Anteilricknahme erforderliche Liquiditat
durch VerauBerung von Immobilien nicht beschafft werden
kann. Eine Auflésung des Sondervermdgens kann langere Zeit,
ggf. mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Fir den Fonds besteht
daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer an
den Immobilienfonds nicht realisieren kann und ihm ggf. we-
sentliche Teile des investierten Kapitals fir unbestimmte Zeit
nicht zur Verfiigung stehen.

Der Fonds kann Anteile an Immobilienfonds im Wert von bis zu
30.000 Euro je Kalenderhalbjahr zuriickgeben. Dartber hinaus
kann der Fonds Anteile an Immobilienfonds nur nach Einhaltung
einer Mindesthaltedauer von 24 Monaten und mit 12-monatiger
Ruckgabefrist zurtickgeben. Dies kann sich im Falle einer dro-
henden Aussetzung der Riicknahme von Anteilen negativ aus-
wirken.

7.2.7 Konzentrationsrisiko

Erfolgt eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermdgens-
gegenstande oder Mérkte, dann ist der Fonds von der Entwick-
lung dieser Vermdgensgegenstande oder Markte besonders
stark abhangig.

7.2.8 Risiken aus dem Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das KAGB und die Anlagebedingun-
gen vorgegebenen Anlagegrundsatze und -grenzen, die fir den
Fonds einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsachli-
che Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunkt-
maBig Vermogensgegenstdande z.B. nur weniger Branchen,
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Markte oder Regionen/Lander zu erwerben. Diese Konzentration
auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit Risiken (z.B.
Marktenge, hohe Schwankungsbreite innerhalb bestimmter
Konjunkturzyklen) verbunden sein. Uber den Inhalt der Anlage-
politik informiert der Jahresbericht nachtraglich fur das abgelau-
fene Berichtsjahr.

7.2.9 Zinsdnderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die M6g-
lichkeit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau andert, das im
Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht. Steigen die
Marktzinsen gegentber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission,
so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fallt
dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert-
papiere. Diese Kursentwicklung fuhrt dazu, dass die aktuelle
Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen
Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je
nach (Rest-)Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere unter-
schiedlich aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren Laufzei-
ten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere
mit ldangeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirze-
ren Laufzeiten haben demgegentber in der Regel geringere
Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzei-
ten. Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kurzen Lauf-
zeit von maximal 397 Tagen tendenziell geringere Kursrisiken.
Daneben kdnnen sich die Zinssatze verschiedener, auf die glei-
che Wahrung lautender zinsbezogener Finanzinstrumente mit
vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln.

7.2.10 Risiko von negativen Habenzinsen

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahr-
stelle oder anderen Banken fur Rechnung des Fonds an. Fur
diese Bankguthaben ist teilweise ein Zinssatz vereinbart, der dem
European Interbank Offered Rate (Euribor) abzuglich einer be-
stimmten Marge entspricht. Sinkt der Euribor unter die verein-
barte Marge, so fuhrt dies zu negativen Zinsen auf dem entspre-
chenden Konto. Abhdngig von der Entwicklung der Zinspolitik
der Europaischen Zentralbank kénnen sowohl kurz-, mittel- als
auch langfristige Bankguthaben eine negative Verzinsung erzie-
len.

7.2.11 Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschaften
Die Gesellschaft darf fir den Fonds Derivatgeschafte abschlie-
Ben. Der Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss
von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken
verbunden:

= Kursanderungen des Basiswertes kdnnen den Wert eines
Optionsrechts oder Terminkontraktes vermindern. Vermin-
dert sich der Wert bis zur Wertlosigkeit, kann die Gesell-
schaft gezwungen sein, die erworbenen Rechte verfallen zu
lassen. Durch Wertdnderungen des einem Swap zugrunde
liegenden Vermdgenswertes kann der Fonds ebenfalls Ver-
luste erleiden.

m Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des
Fondsvermogens starker beeinflusst werden, als dies beim
unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das Verlust-
risiko kann bei Abschluss des Geschafts nicht bestimmbar
sein.

= Ein liquider Sekundarmarkt fr ein bestimmtes Instrument zu
einem gegebenen Zeitpunkt kann fehlen. Eine Position in De-
rivaten kann dann unter Umstanden nicht wirtschaftlich neu-
tralisiert (geschlossen) werden.

= Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option
nicht ausgelbt wird, weil sich die Preise der Basiswerte nicht
wie erwartet entwickeln, so dass die vom Fonds gezahlte Op-
tionspramie verfallt. Beim Verkauf von Optionen besteht die
Gefahr, dass der Fonds zur Abnahme von Vermdgenswerten
zu einem hoheren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur
Lieferung von Vermdgenswerten zu einem niedrigeren als
dem aktuellen Marktpreis verpflichtet ist. Der Fonds erleidet
dann einen Verlust in Hohe der Preisdifferenz minus der ein-
genommenen Optionspramie.

= Bej Terminkontrakten besteht das Risiko, dass die Gesell-
schaft fir Rechnung des Fonds verpflichtet ist, die Differenz
zwischen dem bei Abschluss zugrunde gelegten Kurs und
dem Marktkurs zum Zeitpunkt der Glattstellung bzw. Fallig-
keit des Geschéftes zu tragen. Damit wirde der Fonds Ver-
luste erleiden. Das Risiko des Verlusts ist bei Abschluss des
Terminkontrakts nicht bestimmbar.

m  Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines Gegenge-
schafts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden.

= Die von der Gesellschaft getroffenen Prognosen Gber die
kinftige Entwicklung von zugrunde liegenden Vermogens-
gegenstanden, Zinssatzen, Kursen und Devisenmarkten kon-
nen sich im Nachhinein als unrichtig erweisen.

= Die den Derivaten zugrunde liegenden Vermdgensgegen-
stdnde kdnnen zu einem an sich glinstigen Zeitpunkt nicht
gekauft bzw. verkauft werden oder missen zu einem un-
glnstigen Zeitpunkt gekauft bzw. verkauft werden.

m  Durch die Verwendung von Derivaten kénnen potenzielle
Verluste entstehen, die unter Umstanden nicht vorhersehbar
sind und sogar die Einschusszahlungen Uberschreiten kon-
nen.

Bei auBerborslichen Geschaften, sogenannten over-the-counter
(OTC)-Geschaften, kdnnen folgende Risiken auftreten:

m  Es kann ein organisierter Markt fehlen, so dass die Gesell-
schaft die fur Rechnung des Fonds am OTC-Markt erworbe-
nen Finanzinstrumente schwer oder gar nicht verauBern
kann.
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m  Der Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstellung) kann
aufgrund der individuellen Vereinbarung schwierig, nicht
maoglich oder mit erheblichen Kosten verbunden sein.

7.2.12 Risiken bei Wertpapier-Darlehensgeschaften
Gewahrt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds ein Darlehen
Uber Wertpapiere, so tbertragt sie diese an einen Darlehensneh-
mer, der nach Beendigung des Geschéfts Wertpapiere in glei-
cher Art, Menge und Gute zuriick Gbertragt (Wertpapierdarle-
hen). Die Gesellschaft hat wahrend der Geschaftsdauer keine
Verflgungsmaoglichkeit Uber verliehene Wertpapiere. Verliert das
Wertpapier wahrend der Dauer des Geschafts an Wert und die
Gesellschaft will das Wertpapier insgesamt verauern, so muss
sie das Darlehensgeschaft kiindigen und den Ublichen Abwick-
lungszyklus abwarten, wodurch ein Verlustrisiko fir den Fonds
entstehen kann.

7.2.13 Risiken bei Pensionsgeschaften

Gibt die Gesellschaft Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder
Investmentanteile in Pension, so verkauft sie diese und verpflich-
tet sich, sie gegen Aufschlag nach Ende der Laufzeit zuriickzu-
kaufen. Der zum Laufzeitende vom Verkdufer zu zahlende Riick-
kaufpreis nebst Aufschlag wird bei Abschluss des Geschaftes
festgelegt. Sollten die in Pension gegebenen Wertpapiere, Geld-
marktinstrumente oder Investmentanteile wahrend der Ge-
schaftslaufzeit an Wert verlieren und die Gesellschaft sie zur
Begrenzung der Wertverluste verauBern wollen, so kann sie dies
nur durch die Ausiibung des vorzeitigen Kiindigungsrechts tun.
Die vorzeitige Kiindigung des Geschafts kann mit finanziellen
EinbuBen fiur den Fonds einhergehen. Zudem kann sich heraus-
stellen, dass der zum Laufzeitende zu zahlende Aufschlag héher
ist als die Ertrage, die die Gesellschaft durch die Wiederanlage
der erhaltenen Barmittel erwirtschaftet hat.

Nimmt die Gesellschaft Wertpapiere, Geldmarktinstrumente
oder Investmentanteile in Pension, so kauft sie diese und muss
sie am Ende einer Laufzeit wieder verkaufen. Der Rickkaufpreis
wird bereits bei Geschéaftsabschluss festgelegt. Die in Pension
genommenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Invest-
mentanteile dienen als Sicherheiten fur die Bereitstellung der
Liquiditat an den Vertragspartner. Etwaige Wertsteigerungen der
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile
kommen dem Fonds nicht zugute.

7.2.14 Risiken im Zusammenhang mit dem Empfang von
Sicherheiten
Die Gesellschaft erhélt fir Derivatgeschafte, Wertpapierdarle-
hens- und Pensionsgeschéfte Sicherheiten. Derivate, verliehene
Wertpapiere oder in Pension gegebene Wertpapiere kénnen im
Wert steigen. Die gestellten Sicherheiten kénnten dann nicht
mehr ausreichen, um den Lieferungs- bzw. Rickubertragungsan-
spruch der Gesellschaft gegentiber dem Kontrahenten in voller
Hohe abzudecken.

Die Gesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperrkonten, in Staats-
anleihen hoher Qualitat oder in Geldmarktfonds mit kurzer Lauf-
zeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem die Bankgutha-
ben verwahrt werden, kann jedoch ausfallen. Staatsanleihen und
Geldmarktfonds kénnen sich negativ entwickeln. Bei Beendi-
gung des Geschafts kénnten die angelegten Sicherheiten nicht
mehr in voller Hohe verfligbar sein, obwohl sie von der Gesell-
schaft fir den Fonds in der urspriinglich gewahrten Hohe wieder
zurlick gewahrt werden missen. Die Gesellschaft kann dann
verpflichtet sein, fir Rechnung des Fonds die Sicherheiten auf
den gewdhrten Betrag aufzustocken und somit den durch die
Anlage erlittenen Verlust auszugleichen.

7.2.15 Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fur alle Vermogens-
gegenstande. Dies gilt auch fir die im Fonds gehaltenen Vermo-
gensgegenstande. Die Inflationsrate kann tber dem Wertzu-
wachs des Fonds liegen.

7.2.16 Wahrungsrisiko

Vermdgenswerte des Fonds kdnnen in einer anderen Wahrung
als der Fondswahrung angelegt sein. Der Fonds erhalt die Ertra-
ge, Ruckzahlungen und Erlése aus solchen Anlagen in der ande-
ren Wahrung. Fallt der Wert dieser Wahrung gegenber der
Fondswahrung, so reduziert sich der Wert solcher Anlagen und
somit auch der Wert des Fondsvermégens.

7.2.17 Risiken im Zusammenhang mit der Investition in
Single-Hedgefonds-Anteilen
Der Fonds halt Anteile an Single-Hedgefonds. Diese durfte die
Gesellschaft nach dem Investmentgesetz fir den Fonds erwer-
ben und darf sie nach geltendem Recht weiter halten. Die Ge-
sellschaft darf aber solche Vermdgensgegenstande fr den
Fonds nicht mehr erwerben. Solange die Gesellschaft diese Ver-
maogensgegenstande flr den Fonds weiter halt, kdnnen sich die
mit diesen Vermdgensgegenstanden verbundenen Risiken weiter
auf die Wertentwicklung des Fonds auswirken. Single-Hedge-
fonds unterliegen keinen gesetzlichen Beschrankungen bei der
Auswahl der erwerbbaren Vermégensgegenstande. Sie kénnen
Vermdgensgegenstande verdauBern, die im Zeitpunkt des Ge-
schaftsabschlusses nicht zum Fonds gehéren (Leerverkauf). Sie
kdnnen zudem Methoden nutzen, mit denen sie den Investiti-
onsgrad des Fonds durch Kreditaufnahme, Wertpapier-Darlehen,
in Derivate eingebettete Hebelfinanzierungen oder auf andere
Weise erhéhen (Hebelwirkung). Hierdurch kénnen die im Fonds
gehaltenen Vermogensgegenstande wertmaBig belastet werden.
Dadurch kénnen im Single-Hedgefonds Verluste in einem Um-
fang erwirtschaftet werden, die die Wertentwicklung des im
Single-Hedgefonds zugrunde liegenden Vermégensgegenstands
weit Ubersteigt.

7.3 Risiken der eingeschrankten oder erhéhten Liquidi-
tat des Fonds (Liquiditatsrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die die Liquiditat

des Fonds beeintrachtigen kénnen. Dies kann dazu fuhren, dass
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der Fonds seinen Zahlungsverpflichtungen vortibergehend oder
dauerhaft nicht nachkommen kann bzw. dass die Gesellschaft
die Ruckgabeverlangen von Anlegern vortibergehend oder dau-
erhaft nicht erfillen kann. Der Anleger kdnnte gegebenenfalls
die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren und ihm kénn-
te das investierte Kapital oder Teile hiervon fir unbestimmte Zeit
nicht zur Verfligung stehen. Durch die Verwirklichung der Liqui-
ditatsrisiken kénnte zudem der Nettoinventarwert des Fonds und
damit der Anteilwert sinken, etwa wenn die Gesellschaft ge-
zwungen ist, bei entsprechender gesetzlicher Zuldssigkeit, Ver-
maogensgegenstande fir den Fonds unter Verkehrswert zu ver-
auBern. Ist die Gesellschaft nicht in der Lage, die Rickgabever-
langen der Anleger zu erfillen, kann dies auBerdem zur Be-
schrankung oder Aussetzung der Riicknahme und im Extremfall
zur anschlieBenden Auflésung des Fonds fuhren.

7.3.1 Risiko aus der Anlage in Vermdgensgegenstinde
Fur den Fonds dirfen auch Vermdgensgegenstande erworben
werden, die nicht an einer Borse zugelassen oder an einem
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezo-
gen sind. Diese Vermdgensgegenstande kdnnen gegebenenfalls
nur mit hohen Preisabschlagen, zeitlicher Verzégerung oder gar
nicht weiterverauBert werden. Auch an einer Bérse zugelassene
Vermogensgegenstande kénnen abhangig von der Marktlage,
dem Volumen, dem Zeitrahmen und den geplanten Kosten
gegebenenfalls nicht oder nur mit hohen Preisabschlagen verdu-
Bert werden. Obwohl fir den Fonds nur Vermégensgegenstande
erworben werden diirfen, die grundsatzlich jederzeit liquidiert
werden kénnen, kann nicht ausgeschlossen werden, dass diese
zeitweise oder dauerhaft nur unter Realisierung von Verlusten
verauBert werden kénnen.

7.3.2 Risiko durch Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds Kredite aufneh-
men. Kredite mit einer variablen Verzinsung kénnen sich durch
steigende Zinssadtze negativ auf das Fondsvermdgen auswirken.
Muss die Gesellschaft einen Kredit zurlickzahlen und kann ihn
nicht durch eine Anschlussfinanzierung oder im Fonds vorhande-
ne Liquiditat ausgleichen, ist sie moglicherweise gezwungen,
Vermogensgegenstande vorzeitig oder zu schlechteren Konditio-
nen als geplant zu verauBern.

7.3.3 Risiken durch vermehrte Riickgaben oder Zeichnun-
gen

Durch Kauf- und Verkaufsauftrage von Anlegern flieBt dem
Fondsvermdgen Liquiditat zu bzw. vom Fondsvermdgen Liquidi-
tat ab. Die Zu- und Abflisse kdnnen nach Saldierung zu einem
Nettozu- oder -abfluss der liquiden Mittel des Fonds fuhren.
Dieser Nettozu- oder -abfluss kann den Fondsmanager veranlas-
sen, Vermdgensgegenstande zu kaufen oder zu verkaufen,
wodurch Transaktionskosten entstehen. Dies gilt insbesondere,
wenn durch die Zu- oder Abflisse eine von der Gesellschaft fir
den Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel Gber- bzw. unter-
schritten wird. Die hierdurch entstehenden Transaktionskosten
werden dem Fondsvermdégen belastet und kénnen die Wertent-

wicklung des Fonds beeintrachtigen. Bei Zuflissen kann sich ei-
ne erhdhte Fondsliquiditat belastend auf die Wertentwicklung
des Fonds auswirken, wenn die Gesellschaft die Mittel nicht zu
adaquaten Bedingungen anlegen kann.

7.4  Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und Forde-
rungsrisiko
Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die sich fr den
Fonds im Rahmen einer Vertragsbindung mit einer anderen
Partei (sogenannte Gegenpartei) ergeben kénnen. Dabei besteht
das Risiko, dass der Vertragspartner seinen Verpflichtungen aus
dem Vertrag nicht mehr nachkommen kann. Diese Risiken kon-
nen die Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen und sich
damit auch nachteilig auf den Anteilwert und das vom Anleger
investierte Kapital auswirken.

7.4.1 Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken (auBBer
zentrale Kontrahenten)
Durch den Ausfall eines Ausstellers (nachfolgend , Emittent”)
oder eines Vertragspartners (Kontrahenten), gegen den der
Fonds Anspriche hat, kdnnen fir den Fonds Verluste entstehen.
Das Emittentenrisiko beschreibt die Auswirkung der besonderen
Entwicklungen des jeweiligen Emittenten, die neben den allge-
meinen Tendenzen der Kapitalmarkte auf den Kurs eines Wert-
papiers einwirken. Auch bei sorgfaltiger Auswahl der Wertpapie-
re kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Ver-
maogensverfall von Emittenten eintreten. Die Partei eines flr
Rechnung des Fonds geschlossenen Vertrags kann teilweise oder
vollstandig ausfallen (Kontrahentenrisiko). Dies gilt fur alle Ver-
trage, die fir Rechnung des Fonds geschlossen werden.

7.4.2 Risiko durch zentrale Kontrahenten

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty — ,,CCP") tritt als
zwischengeschaltete Institution in bestimmte Geschafte fur den
Fonds ein, insbesondere in Geschafte Gber derivative Finanzin-
strumente. In diesem Fall wird er als Kaufer gegentiber dem
Verkaufer und als Verkaufer gegeniber dem Kaufer tatig. Ein
CCP sichert seine Gegenparteiausfallrisiken durch eine Reihe von
Schutzmechanismen ab, die es ihm jederzeit ermdglichen, Ver-
luste aus den eingegangen Geschaften auszugleichen, etwa
durch sogenannte Einschusszahlungen (z.B. Besicherungen). Es
kann trotz dieser Schutzmechanismen nicht ausgeschlossen
werden, dass ein CCP ausfallt, wodurch auch Anspriche der
Gesellschaft fur den Fonds betroffen sein kénnen. Hierdurch
kénnen Verluste fur den Fonds entstehen, die nicht abgesichert
sind.

7.4.3 Adressenausfallrisiken bei Pensionsgeschaften

Bei Pensionsgeschaften erfolgt die Stellung der Sicherheiten
durch die Gegenleistung des Vertragspartners. Bei einem Ausfall
des Vertragspartners wahrend der Laufzeit des Pensionsge-
schafts hat die Gesellschaft ein Verwertungsrecht hinsichtlich der
in Pension genommenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente
oder Investmentanteile bzw. Barmittel. Ein Verlustrisiko fir den
Fonds kann daraus folgen, dass die gestellten Sicherheiten we-
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gen der zwischenzeitlichen Verschlechterung der Bonitat des
Emittenten bzw. steigender Kurse der in Pension gegebenen
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile
nicht mehr ausreichen, um den Ruckibertragungsanspruch der
Gesellschaft der vollen Hohe nach abzudecken.

7.4.4 Adressenausfallrisiken bei Wertpapier-Darlehensge-
schaften
Gewahrt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds ein Darlehen
Gber Wertpapiere, so muss sie sich gegen den Ausfall des Ver-
tragspartners ausreichende Sicherheiten gewahren lassen. Der
Umfang der Sicherheitsleistung entspricht mindestens dem Kurs-
wert der als Wertpapier-Darlehen GUbertragenen Wertpapiere.
Der Darlehensnehmer hat weitere Sicherheiten zu stellen, wenn
der Wert der als Darlehen gewahrten Wertpapiere steigt, die
Qualitat der gestellten Sicherheiten abnimmt oder eine Ver-
schlechterung seiner wirtschaftlichen Verhaltnisse eintritt und
die bereits gestellten Sicherheiten nicht ausreichen. Kann der
Darlehensnehmer dieser Nachschusspflicht nicht nachkommen,
so besteht das Risiko, dass der Ricklbertragungsanspruch bei
Ausfall des Vertragspartners nicht vollumfanglich abgesichert ist.
Werden die Sicherheiten bei einer anderen Einrichtung als der
Verwahrstelle des Fonds verwahrt, besteht zudem das Risiko,
dass diese bei Ausfall des Entleihers gegebenenfalls nicht sofort
bzw. nicht in vollem Umfang verwertet werden kénnen.

7.5 Operationelle und sonstige Risiken des Fonds

Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die sich beispielsweise
aus unzureichenden internen Prozessen sowie aus menschlichem
oder Systemversagen bei der Gesellschaft oder externen Dritten
ergeben kdnnen. Diese Risiken kénnen die Wertentwicklung des
Fonds beeintrachtigen und sich damit auch nachteilig auf den
Anteilwert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswir-
ken.

7.5.1 Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstinde
oder Naturkatastrophen

Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen kriminellen

Handlungen werden. Er kann Verluste durch Fehler von Mitar-

beitern der Gesellschaft oder externer Dritter erleiden oder durch

auBere Ereignisse, wie z.B. Naturkatastrophen oder Pandemien,

geschadigt werden.

7.5.2 Lander- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein auslandischer Schuldner trotz
Zahlungsfahigkeit aufgrund fehlender Transferfahigkeit der
Wahrung oder -bereitschaft seines Sitzlandes, oder aus anderen
Grinden, Leistungen nicht fristgerecht, Gberhaupt nicht oder
nur in einer anderen Wahrung erbringen kann. So kénnen z.B.
Zahlungen, auf die die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds
Anspruch hat, ausbleiben, in einer Wahrung erfolgen, die auf-
grund von Devisenbeschrankungen nicht (mehr) konvertierbar
ist, oder in einer anderen Wahrung erfolgen. Zahlt der Schuldner
in einer anderen Wahrung, so unterliegt diese Position dem
oben dargestellten Wahrungsrisiko.

7.5.3 Rechtliche und politische Risiken

Fur den Fonds dirfen Investitionen in Rechtsordnungen getatigt
werden, bei denen deutsches Recht keine Anwendung findet
bzw. im Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand auBer-
halb Deutschlands ist. Hieraus resultierende Rechte und Pflichten
der Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds kénnen von denen in
Deutschland zum Nachteil des Fonds bzw. des Anlegers abwei-
chen. Politische oder rechtliche Entwicklungen einschlieBlich der
Anderungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in diesen
Rechtsordnungen kénnen von der Gesellschaft nicht oder zu
spat erkannt werden oder zu Beschrankungen hinsichtlich er-
werbbarer oder bereits erworbener Vermogensgegenstande
fahren. Diese Folgen kénnen auch entstehen, wenn sich die
rechtlichen Rahmenbedingungen fir die Gesellschaft und/oder
die Verwaltung des Fonds in Deutschland dndern.

7.5.4 Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen,
steuerliches Risiko
Die steuerlichen Ausfihrungen gehen von der derzeit bekannten
Rechtslage aus. Die Kurzangaben Uber steuerrechtliche Vor-
schriften richten sich an in Deutschland unbeschrankt einkom-
mensteuerpflichtige oder unbeschrankt kdrperschaftsteuerpflich-
tige Personen. Es kann jedoch keine Gewahr daftr Gbernommen
werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetzge-
bung, Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht
andert.

7.5.5 Schliisselpersonenrisiko

Fallt das Anlageergebnis des Fonds in einem bestimmten Zeit-
raum sehr positiv aus, hangt dieser Erfolg moglicherweise auch
von der Eignung der handelnden Personen und damit den richti-
gen Entscheidungen des Managements ab. Die personelle Zu-
sammensetzung des Fondsmanagements kann sich jedoch ver-
andern. Neue Entscheidungstrager kénnen dann maoglicherweise
weniger erfolgreich agieren.

7.5.6 Verwabhrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermégensgegenstanden insbesondere
im Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insolvenz,
Sorgfaltspflichtverletzungen bzw. héherer Gewalt resultieren
kann.

7.5.7 Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen
(Abwicklungsrisiko)

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschaften tber ein elektro-

nisches System besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien

verzogert oder nicht vereinbarungsgemaf zahlt oder die Wert-

papiere nicht fristgerecht liefert.

7.5.8 Risiko aus der Nichteinhaltung steuerlicher Regelun-
gen fiir Investmentfonds

Das Investmentsteuergesetz schreibt vor, dass bis zum Ende des

Geschaftsjahres, das nach dem 22. Juli 2016 endet, die Anlage-

bestimmungen und Kreditaufnahmegrenzen nach dem Invest-

mentgesetz einzuhalten sind, damit eine Besteuerung als Invest-
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mentfonds erfolgt. Fir nach dem 22. Juli 2016 beginnende Ge-
schaftsjahre schreibt das Investmentsteuergesetz eigenstandige
Anlagebestimmungen vor. Die Einhaltung der steuerlichen Anla-
gebestimmungen ist insbesondere davon abhangig, dass der
Fonds im Wesentlichen Anteile an anderen Fonds halt, die selbst
die steuerlichen Anlagebestimmungen einhalten. Es kann nicht
ausgeschlossen werden, dass die Gesellschaft fir den Fonds
gegen die Anlagebestimmungen wesentlich versttBt. Bei einem
wesentlichen VerstoB gegen die Anlagebestimmungen ist der
Fonds steuerlich als Kapital-Investitionsgesellschaft zu qualifizie-
ren mit der Folge, dass auf der Ebene der Kapital-Investitionsge-
sellschaft regelmaBig Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer
anfallen und zusatzlich die Ausschittungen auf der Anlegerebe-
ne der Besteuerung unterliegen. Die Gesamtsteuerbelastung ist
im Fall der Besteuerung als Kapital-Investitionsgesellschaft typi-
scherweise héher als im Fall der Besteuerung als Investment-
fonds. FUr Anleger besteht bei einer Beteiligung an einer Kapital-
Investitionsgesellschaft das Risiko einer vergleichsweise niedrige-
ren Nachsteuerrendite.

8.  Profil des typischen Anlegers

Der Fonds eignet sich besonders fir Anleger mit hoher Risikonei-
gung und erweiterten Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit
Finanzprodukten sowie einem langfristigen Anlagehorizont.
Anleger sollten in der Lage sein, einen vollstandigen finanziellen
Verlust bis zur Hohe des eingesetzten Kapitals tragen zu kénnen.

9. Bewertung
9.1  Allgemeine Regeln fiir die Vermdgensbewertung

9.1.1 An einer Borse zugelassene/ an einem organisierten
Markt gehandelte Vermdgensgegenstande
Vermogensgegenstande, die zum Handel an einer Borse zugelas-
sen sind oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind sowie Bezugsrechte fur den
Fonds werden zum letzten verfligbaren handelbaren Kurs, der
eine verlassliche Bewertung gewahrleistet, bewertet, sofern im
nachfolgenden Abschnitt ,, Besondere Regeln fir die Bewertung
einzelner Vermdgensgegenstande” nicht anders angegeben.

9.1.2 Nicht an Borsen notierte oder an organisierten
Markten gehandelte Vermdgensgegenstande oder
Vermégensgegenstinde ohne handelbaren Kurs

Vermogensgegenstande, die weder zum Handel an Borsen zuge-

lassen sind noch in einem anderen organisierten Markt zugelas-

sen oder in diesen einbezogen sind oder fur die kein handelbarer

Kurs verfugbar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrswert be-

wertet, der bei sorgfaltiger Einschatzung nach geeigneten Be-

wertungsmodellen unter Berlcksichtigung der aktuellen Markt-
gegebenheiten angemessen ist, sofern im nachfolgenden Ab-

schnitt , Besondere Regeln fir die Bewertung einzelner Vermo-
gensgegenstande” nicht anders angegeben.

9.2  Besondere Regeln fiir die Bewertung einzelner Ver-
mogensgegenstiande

9.2.1 Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuld-
scheindarlehen

Fur die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht zum
Handel an einer Borse zugelassen oder an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind (z.B.
nicht notierte Anleihen, Commercial Papers und Einlagenzertifi-
kate), und fur die Bewertung von Schuldscheindarlehen werden
die fur vergleichbare Schuldverschreibungen und Schuldschein-
darlehen vereinbarten Preise und gegebenenfalls die Kurswerte
von Anleihen vergleichbarer Emittenten mit entsprechender
Laufzeit und Verzinsung herangezogen, erforderlichenfalls mit
einem Abschlag zum Ausgleich der geringeren VerauBerbarkeit.

9.2.2 Optionsrechte und Terminkontrakte

Die zu dem Fonds gehdrenden Optionsrechte und Verbindlich-
keiten aus einem Dritten eingerdumten Optionsrechten, die zum
Handel an einer Borse zugelassen oder an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
werden zu dem jeweils letzten verfligbaren handelbaren Kurs,
der eine verlassliche Bewertung gewahrleistet, bewertet.

Das gleiche gilt fur Forderungen und Verbindlichkeiten aus fur
Rechnung des Fonds verkauften Terminkontrakten. Die zu Las-
ten des Fonds geleisteten Einschiisse werden unter Einbeziehung
der am Borsentag festgestellten Bewertungsgewinne und Be-
wertungsverluste zum Wert des Fonds hinzugerechnet.

9.2.3 Bankguthaben, Festgelder, Investmentanteile und
Darlehen

Bankguthaben werden grundséatzlich zu ihrem Nennwert zuziig-

lich zugeflossener Zinsen bewertet.

Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet, sofern das Fest-
geld jederzeit kiindbar ist und die Rickzahlung bei der Kindi-
gung nicht zum Nennwert zuziglich Zinsen erfolgt.

Investmentanteile (Anteile an Zielfonds) werden grundsatzlich
mit ihrem letzten festgestellten Riicknahmepreis angesetzt oder
zum letzten verflgbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche
Bewertung gewahrleistet. Stehen diese Werte nicht zur Verfu-
gung, werden Investmentanteile zu dem aktuellen Verkehrswert
bewertet, der bei sorgfaltiger Einschatzung nach geeigneten
Bewertungsmodellen unter Berlicksichtigung der aktuellen
Marktgegebenheiten angemessen ist.

Fur Ruckerstattungsanspriche aus Darlehensgeschaften ist der

jeweilige Kurswert der als Darlehen Ubertragenen Vermégensge-
genstdnde maBgebend.
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9.2.4 Auf ausléandische Wahrung lautende Vermoégensge-
genstinde

Auf auslandische Wahrung lautende Vermégensgegenstdnde

werden unter Zugrundelegung des Bloomberg-Fixings (BFIX) der

Bloomberg L.P. um 10.00 Uhr der Wahrung in Euro taggleich

umgerechnet.

10. Anteile

Die Rechte der Anleger werden in Anteilscheinen verbrieft oder
als elektronische Anteilscheine begeben. Verbriefte Anteilscheine
werden ausschlieBlich in Sammelurkunden verbrieft. Diese Sam-
melurkunden werden bei einer Wertpapier-Sammelbank ver-
wahrt. Ein Anspruch des Anlegers auf Auslieferung einzelner
Anteilscheine besteht nicht. Der Erwerb von Anteilen ist nur bei
Depotverwahrung maglich. Die Anteilscheine lauten auf den
Inhaber.

10.1 Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

10.1.1 Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatzlich nicht
beschrankt. Die Anteile kénnen bei allen Sparkassen und Lan-
desbanken/Girozentralen, durch Vermittlung anderer Kreditinsti-
tute sowie unter www.deka.de erworben werden. Sie werden
von der Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgegeben, der dem
Netto-Inventarwert pro Anteil (,, Anteilwert") entspricht. Dane-
ben ist der Erwerb Uber die Vermittlung Dritter mdglich, hierbei
kdnnen zusatzliche Kosten entstehen. Die Gesellschaft behalt
sich vor, die Ausgabe von Anteilen voriibergehend oder vollstan-
dig einzustellen.

10.1.2 Riicknahme von Anteilen

Die Anleger kénnen bewertungstaglich die Ricknahme ihrer
Anteile verlangen, sofern die Gesellschaft die Anteilricknahme
nicht beschrankt (siehe Abschnitt ,Beschrankung der Anteilriick-
nahme") oder voribergehend ausgesetzt (siehe Abschnitt , Aus-
setzung der Anteilricknahme”) hat. Riicknahmeorders sind bei
der Verwahrstelle, der Gesellschaft selbst oder gegentber einem
vermittelnden Dritten (z.B. depotfuhrende Stelle) zu stellen. Die
Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zu dem am Abrech-
nungsstichtag geltenden Ricknahmepreis zurtickzunehmen, der
dem an diesem Tag ermittelten Anteilwert — gegebenenfalls
abzuglich eines Ricknahmeabschlages — entspricht. Die Riick-
nahme kann auch durch die Vermittlung Dritter (z.B. depotfih-
rende Stelle) erfolgen, hierbei konnen zuséatzliche Kosten entste-
hen.

10.1.3 Beschrankung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Ricknahme von Anteilen fir insge-
samt bis zu 15 aufeinanderfolgende Arbeitstage beschranken,
wenn die Riicknahmeverlangen der Anleger an einem Abrech-
nungsstichtag mindestens 10 % des Nettoinventarwertes errei-
chen (Schwellenwert). Wird der Schwellenwert erreicht oder

Uberschritten, entscheidet die Gesellschaft im pflichtgemaBen
Ermessen, ob sie an diesem Abrechnungsstichtag die Ricknah-
me beschrankt. Entschlieft sie sich zur Riicknahmebeschran-
kung, kann sie diese auf Grundlage einer taglichen Ermessens-
entscheidung fur bis zu 14 aufeinanderfolgende Arbeitstage
fortsetzen. Die Entscheidung zur Beschrankung der Riicknahme
kann getroffen werden, wenn die Riicknahmeverlangen auf-
grund der Liquiditatssituation des Fonds nicht mehr im Interesse
der Gesamtheit der Anleger ausgefihrt werden kdnnen. Dies
kann beispielsweise der Fall sein, wenn sich die Liquiditat der
Vermdgenswerte des Fonds aufgrund politischer, 6konomischer
oder sonstiger Ereignisse an den Markten verschlechtert und
damit nicht mehr ausreicht, um die Ricknahmeverlangen an
dem Abrechnungsstichtag vollstandig zu bedienen. Die Ruck-
nahmebeschrankung ist in diesem Fall im Vergleich zur Ausset-
zung der Riicknahme als milderes Mittel anzusehen.

Hat die Gesellschaft entschieden, die Riicknahme zu beschran-
ken, wird sie Anteile zu dem am Abrechnungsstichtag geltenden
Rucknahmepreis lediglich anteilig zurtickzunehmen. Im Ubrigen
entfallt die Ricknahmepflicht. Dies bedeutet, dass jede Riicknah-
meorder nur anteilig auf Basis einer von der Gesellschaft zu
ermittelnden Quote ausgefiihrt wird. Die Gesellschaft legt die
Quote im Interesse der Anleger auf Basis der verfligbaren Liqui-
ditat und des Gesamtordervolumens fur den jeweiligen Abrech-
nungsstichtag fest. Der Umfang der verflgbaren Liquiditdt hangt
wesentlich vom aktuellen Marktumfeld ab. Die Quote legt fest,
zu welchem prozentualen Anteil die Rlicknahmeverlangen an
dem Abrechnungsstichtag ausgezahlt werden. Der nicht ausge-
fUhrte Teil der Order (Restorder) wird von der Gesellschaft auch
nicht zu einem spateren Zeitpunkt ausgefiihrt, sondern verfallt
(Pro-Rata-Ansatz mit Verfall der Restorder).

Die Gesellschaft entscheidet bérsentaglich, ob und auf Basis
welcher Quote sie die Rlicknahme beschrankt. Die Gesellschaft
kann maximal an 15 aufeinander folgenden Arbeitstagen die
Rucknahme beschrénken. Die Moglichkeit zur Aussetzung der
Rucknahme bleibt unberthrt.

Die Gesellschaft veroffentlicht Informationen Uber die Beschréan-
kung der Ricknahme der Anteile sowie deren Aufhebung unver-
zlglich auf ihrer Internetseite.

Der Rucknahmepreis entspricht dem an diesem Tag ermittelten
Anteilwert — gegebenenfalls abziglich eines Ricknahmeab-
schlags. Die Rucknahme kann auch durch die Vermittlung Dritter
(z.B. die depotfuhrende Stelle) erfolgen, hierbei kénnen dem
Anleger zusatzliche Kosten entstehen.

10.1.4 Abrechnung bei Anteilausgabe und -riicknahme
Die Gesellschaft tragt dem Grundsatz der Anlegergleichbehand-
lung Rechnung, indem sie sicherstellt, dass sich kein Anleger
durch den Kauf oder Verkauf von Anteilen zu bereits bekannten
Anteilwerten Vorteile verschaffen kann. Sie setzt deshalb einen
taglichen Orderannahmeschluss fest. Die Abrechnung von Aus-

30



gabe- und Ricknahmeorders, die bis zum Orderannahmeschluss
bei der Verwahrstelle oder der Gesellschaft eingehen, erfolgt
spatestens an dem auf den Eingang der Order folgenden
Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermittelten
Anteilwert. Orders, die nach dem Annahmeschluss bei der Ver-
wabhrstelle oder bei der Gesellschaft eingehen, werden spates-
tens am Ubernachsten Wertermittlungstag (=Abrechnungstag)
zu dem dann ermittelten Wert abgerechnet. Der Orderannahme-
schluss fir diesen Fonds ist auf der Homepage der Gesellschaft
unter www.deka.de veroffentlicht. Er kann von der Gesellschaft
jederzeit geandert werden.

Dariber hinaus kénnen Dritte die Anteilausgabe bzw. -rlicknah-
me vermitteln, z.B. die depotfiihrende Stelle. Dabei kann es zu
langeren Abrechnungszeiten kommen. Auf die unterschiedlichen
Abrechnungsmodalitaten der depotfiihrenden Stellen hat die
Gesellschaft keinen Einfluss.

10.1.5 Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Ricknahme der Anteile zeitweilig
aussetzen, sofern auBergewdhnliche Umstande vorliegen, die
eine Aussetzung unter Berlcksichtigung der Interessen der Anle-
ger erforderlich erscheinen lassen. Solche auBergewdhnlichen
Umstande liegen zum Beispiel vor, wenn eine Borse, an der ein
wesentlicher Teil der Wertpapiere des Fonds gehandelt wird,
auBerplanmaBig geschlossen ist, oder wenn die Vermdgensge-
genstdande des Fonds nicht bewertet werden kénnen. Daneben
kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die Rlicknahme
der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im Interesse der Anleger
oder der Offentlichkeit erforderlich ist.

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu
dem dann glltigen Ricknahmepreis zurtickzunehmen oder
umzutauschen, wenn sie unverziglich, jedoch unter Wahrung
der Interessen aller Anleger, Vermdgensgegenstande des Fonds
verauBert hat. Einer voriibergehenden Aussetzung kann ohne
erneute Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile direkt eine
Auflésung des Fonds folgen (siehe hierzu den Abschnitt , Auflo-
sung, Ubertragung und Verschmelzung des Fonds").

Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger und dartber hinaus in hinreichend
verbreiteten Wirtschafts- und Tageszeitungen oder im Internet
auf www.deka.de Uber die Aussetzung und die Wiederaufnah-
me der Rucknahme der Anteile. AuBerdem werden die Anleger
Uber ihre depotfihrenden Stellen in Papierform oder in elektro-
nischer Form informiert.

10.2 Liquiditdtsmanagement

Die Gesellschaft hat folgende Grundsatze und Verfahren festge-
legt, die es ihr ermdglichen, die Liquiditatsrisiken zu Gberwa-
chen:

= Die Gesellschaft legt unter Berlcksichtigung des Liquiditats-
profils und insbesondere der Anlagestrategie eine angemes-

sene Liquiditatshohe des Fonds fest. Die Angemessenheit der
Liquiditatshohe wird regelmaBig Uberpruft.

= Die Liquiditat des Fonds sowie seiner Anlagen wird durch die
von der Gesellschaft festgelegten Liquiditatsmessvorkehrun-
gen taglich Uberprift. Die Liquiditdtsmessvorkehrungen bein-
halten die Betrachtung von sowohl quantitativen als auch
qualitativen Informationen der Anlagen des Fonds. Bei etwai-
gen Anlagen in Zielfonds werden deren Ricknahmebedin-
gungen beriicksichtigt. Um die angemessene Liquiditatshéhe
des Fonds sicherzustellen, fihrt die Gesellschaft ein kontinu-
ierliches Monitoring unter Anwendung eines Limitsystems in
Verbindung mit geeigneten EskalationsmaBnahmen durch.
Die Gesellschaft legt zu diesem Zweck fur den Fonds ad-
aquate Warnschwellen fur die Liquiditat und llliquiditat fest.
Die Verfahren zur Liquiditatssteuerung beinhalten auch die
Berlcksichtigung der Risiken, die aus Anteilsscheinriickgaben
entstehen kénnen.

= Die Gesellschaft fuhrt zudem regelmaBig Stresstests durch,
mit denen sie die Liquiditatsrisiken und insbesondere Sensiti-
vitdten des Fonds bewerten kann. Diese werden auf der
Grundlage zuverlassiger und aktueller quantitativer oder,
falls dies nicht angemessen ist, qualitativer Informationen
durchgefihrt. Hierbei werden die Anlagestrategie, Ricknah-
mefristen, Zahlungsverpflichtungen und Fristen, innerhalb
derer die Vermdgensgegenstande verdufBert werden kénnen,
sowie Informationen in Bezug auf Marktentwicklungen, ins-
besondere Anderungen in Handelsumsatzen, Preisspreads,
Bonitdten sowie qualitativen Kriterien einbezogen.

= Die Gesellschaft Uberprift diese Grundsatze regelmafig und
aktualisiert sie entsprechend.

Die Rlickgaberechte unter normalen und auBergewdhnlichen
Umstanden sowie die Beschrankung oder Aussetzung der Rick-
nahme sind im Abschnitt , Anteile — Ausgabe und Riicknahme
von Anteilen — Beschrankung der Anteilriicknahme bzw. Ausset-
zung der Anteilriicknahme” dargestellt. Die hiermit verbunde-
nen Risiken sind unter ,Risikohinweise — Risiko der Fondsanlage
— Beschrankung bzw. Aussetzung der Anteilriicknahme” sowie
.Risiko der eingeschrankten Liquiditdt des Fonds (Liquiditatsrisi-
ko)" erlautert.

10.3 Borsen und Markte

Die Gesellschaft kann die Anteile des Fonds an einer Borse oder
in organisierten Markten zulassen; derzeit hat die Gesellschaft
von dieser Moglichkeit keinen Gebrauch gemacht.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Anteile auch an
anderen Méarkten gehandelt werden. Ein Dritter kann ohne
Zustimmung der Gesellschaft veranlassen, dass die Anteile in
den Freiverkehr oder einen anderen auBerbérslichen Handel
einbezogen werden.
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Der dem Bérsenhandel oder Handel in sonstigen Markten zu-
grundeliegende Marktpreis wird nicht ausschlieBlich durch den
Wert der im Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande, sondern
auch durch Angebot und Nachfrage bestimmt. Daher kann
dieser Marktpreis von dem von der Gesellschaft bzw. der Ver-
wahrstelle ermittelten Anteilpreis abweichen.

10.4 Faire Behandlung der Anleger und Anteilklassen
Alle ausgegebenen Anteile haben gleiche Ausgestaltungsmerk-
male. Anteilklassen werden derzeit nicht gebildet.

Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds fair zu behandeln. Sie
darf im Rahmen der Steuerung ihres Liquiditatsrisikos und der
Rucknahme von Anteilen die Interessen eines Anlegers oder
einer Gruppe von Anlegern nicht Uber die Interessen eines ande-
ren Anlegers oder einer anderen Anlegergruppe stellen.

Zu den Verfahren, mit denen die Gesellschaft die faire Behand-
lung der Anleger sicherstellt, siehe Abschnitt ,Abrechnung bei
Anteilausgabe und -ricknahme” sowie ,Liquiditdtsmanage-
ment”.

10.5 Ausgabe- und Riicknahmepreise und Kosten

10.5.1 Ausgabe- und Riicknahmepreis

Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Ricknahmepreises
fur die Anteile ermittelt die Gesellschaft unter Kontrolle der
Verwahrstelle bewertungstaglich den Wert der zum Fonds geho-
renden Vermogensgegenstande abzuglich der Verbindlichkeiten
(Nettoinventarwert).

Die Division des Nettoinventarwertes durch die Zahl der ausge-
gebenen Anteilscheine ergibt den , Anteilwert”.

Der Nettoinventarwert, der Anteilwert sowie die Ausgabe- und
Rucknahmepreise werden an Bewertungstagen ermittelt. Bewer-
tungstage sind Montag bis Freitag auBer gesetzliche Feiertage in
Hessen und nachfolgend genannte Tage. Die gesetzlichen Feier-
tage sind Sonntage, der Neujahrstag, der Karfreitag, der Oster-
montag, der 1. Mai, der Himmelfahrtstag, der Pfingstmontag,
der Fronleichnamstag, der Tag der Deutschen Einheit, der 1. und
2. Weihnachtstag. Ferner findet an Samstagen, an Heiligabend
und an Silvester keine Bewertung statt. An den vorgenannten
Tagen, die keine Bewertungstage sind, wird far den Nettoinven-
tarwert, den Anteilwert sowie fir die Ausgabe- und Ricknahme-
preise der jeweils letzte Bewertungstag zugrunde gelegt. In den
Besonderen Anlagebedingungen kénnen darlber hinaus weitere
Tage angegeben sein, die keine Bewertungstage sind.

10.5.2 Aussetzung der Errechnung des Ausgabe- und Riick-
nahmepreises

Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe- und Riick-

nahmepreises zeitweilig unter denselben Voraussetzungen wie

die Anteilricknahme aussetzen. Diese sind im Abschnitt ,, Aus-

setzung der Anteilriicknahme” naher erldutert.

10.5.3 Ausgabeaufschlag

Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert; ein Ausgabeauf-
schlag wird nicht erhoben. Die Ausgabe- und Vertriebskosten
tragt die Gesellschaft aus der ihr zustehenden Verwaltungsver-
gutung (es wird insoweit auf den Abschnitt , Verwaltungs- und
sonstige Kosten” verwiesen).

10.5.4 Veroffentlichung der Ausgabe- und
Riicknahmepreise

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden regelmaBig in hin-

reichend verbreiteten Tages- und Wirtschaftszeitungen oder im

Internet auf www.deka.de bzw. www.deka.de/fondspreise ver-

offentlicht.

10.5.5 Kosten bei Ausgabe und Riicknahme der Anteile
Die Ausgabe und Ricknahme der Anteile durch die Gesellschaft
bzw. durch die Verwahrstelle erfolgt zum Ausgabepreis (Anteil-
wert) bzw. Riicknahmepreis (Anteilwert) ohne Berechnung zu-
satzlicher Kosten.

Werden Anteile Uber Dritte zurlickgegeben, so kénnen Kosten
bei der Riicknahme der Anteile anfallen. Bei Vertrieb von Antei-
len Gber Dritte kdnnen auch hohere Kosten als der Ausgabepreis
berechnet werden.

11. Kosten

11.1  Kosten bei Ausgabe und Riicknahme der Anteile

Zu den Kosten bei Ausgabe und Ricknahme der Anteile, siehe
Abschnitt , Anteile — Kosten bei Ausgabe und Riicknahme der
Anteile”. Erwirbt der Anleger Anteile durch Vermittlung Dritter,
kdnnen diese weitere Kosten berechnen. Gibt der Anleger Antei-
le Gber Dritte zurlick, so kédnnen diese bei der Ricknahme der
Anteile eigene Kosten berechnen.

11.2 Verwaltungs- und sonstige Kosten

Nachfolgend werden die Aufwendungen und die der Gesell-
schaft, der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergitungen,
die dem Fonds belastet werden kénnen, genannt und naher
erlautert. Sofern die Besonderen Anlagebedingungen des Fonds
die Berechnung einer Vergutung auf einer taglichen Basis vorse-
hen, wird die jeweilige Vergitung taglich in Hohe von 1/365 (in
Schaltjahren 1/366) auf Basis des ermittelten Nettoinventarwer-
tes des Fonds berechnet. Eine taglich berechnete Vergltung
wird - soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts
anderes bestimmt ist — von dem ermittelten Nettoinventarwert
des Fonds taglich abgegrenzt. Tagliche Abgrenzung vom Netto-
inventarwert des Fonds im vorgenannten Sinne bedeutet, dass
die bereits ermittelte Vergitung bis zu deren Entnahme als Ver-
bindlichkeit fur die Ermittlung des Nettoinventarwerts bertck-
sichtigt wird. Die Gesellschaft entnimmt dem Fonds die bereits
abgegrenzte Vergltung zu den in den Besonderen Anlagebedin-
gungen angegebenen Zeitpunkten. Der Entnahmezeitpunkt hat
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wegen der taglichen Abgrenzung keinen Einfluss auf die Hohe
der Vergltung und den ermittelten Nettoinventarwert.

Somit werden an jedem Tag, der ein Bewertungstag ist, die
VergUtungen auf Basis des Nettoinventarwertes des vorangegan-
genen Bewertungstages berechnet und als Verbindlichkeit im
Nettoinventarwert des aktuellen Bewertungstages mindernd
berlcksichtigt. An jedem Tag, der kein Bewertungstag ist, wer-
den die Vergitungen auf Basis des Nettoinventarwertes des
vorangegangenen Bewertungstages berechnet und als Verbind-
lichkeit im Nettoinventarwert des nachsten Bewertungstages
mindernd berlcksichtigt.

Die Gesellschaft erhalt fur die Verwaltung des Fonds eine jahrli-
che Vergltung in Héhe von bis zu 1,70 %, derzeit 0,90 %, des
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Fonds in der Abrech-
nungsperiode, der aus den Werten am Ende eines jeden Tages
errechnet wird. Die Vergltung wird monatlich anteilig erhoben.

Die Gesellschaft zahlt den Vertriebsstellen jahrliche Vertriebsver
gltungen in Héhe von bis zu 0,92 % des durchschnittlichen
Nettoinventarwertes des Fonds in der Abrechnungsperiode, der
aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird.
Die Vertriebsvergitungen werden durch die Verwaltungsvergu-
tung abgedeckt und werden dem Fonds nicht gesondert belas-
tet.

Die Verwabhrstelle erhalt eine monatliche Verglitung in Héhe von
1/12 von bis zu 0,0750 % des durchschnittlichen Nettoinventar-
wertes des Sondervermdégens in der Abrechnungsperiode, der
aus den Werten am Ende eines jeden Tages errechnet wird.

Die tatsachlich erhobene gestaffelte Verwahrstellenvergtitung
ergibt sich derzeit wie folgt:

m  0,0750 % flr die ersten 50 Mio. Euro des Netto-Fondsver-
maogens,

= 0,0675 % fur die 50 Mio. Euro Ubersteigenden Betrage bis
zu einem Netto-Fondsvermdgen von 250 Mio. Euro,

m  0,0625 % fir die 250 Mio. Euro Ubersteigenden Betrage bis
zu einem Netto-Fondsvermdgen von 600 Mio. Euro,

= 0,0575 % fir die 600 Mio. Euro Ubersteigenden Betrage des
Netto-Fondsvermdgens.

Neben den vorgenannten Vergitungen gehen die folgenden
Aufwendungen zulasten des Fonds:

®  bankibliche Depot- und Kontogebuhren, ggf. einschlieBlich
der bankdiblichen Kosten fur die Verwahrung auslandischer
Vermdgensgegenstande im Ausland;

m Kosten fir den Druck und Versand der fiir die Anleger be-
stimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen
(Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, Basisin-
formationsblatt);

m  Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresbe-
richte, der Ausgabe- und Ricknahmepreise und ggf. der
Ausschittungen oder Thesaurierungen und des Auflésungs-
berichtes;

= Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertraglich
oder gesetzlich vorgesehenen dauerhaften Datentragers, au-
Ber im Fall der Informationen tber Verschmelzungen von In-
vestmentvermégen und auBer im Fall der Informationen tber
MaBnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzun-
gen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung;

m  Kosten fir die Prifung des Fonds durch den Abschlussprifer
des Fonds;

m Kosten der Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen
und der Bescheinigung, dass die steuerlichen Angaben nach
den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden;

m  Gebihren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug
auf den Fonds erhoben werden;

m Kosten fir Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf den
Fonds;

= Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder
der Verwendung bzw. Nennung eines VergleichsmalBstabes
oder Finanzindizes anfallen kénnen;

m Kosten fir die Beauftragung von Stimmrechtsbevollméachtig-
ten;

= Kosten fir die Analyse des Anlageerfolges des Fonds durch
Dritte;

m Kosten fur die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fiir Rechnung des
Fonds sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zulasten
des Fonds erhobenen Ansprichen;

m  Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb und
der VerauBerung von Vermdgensgegenstanden (Transakti-
onskosten);

m  Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusam-
menhang mit den vorstehend genannten und vom Fonds zu

ersetzenden Aufwendungen.

Die Gesellschaft wird dem Fonds bis zur Héhe von jahrlich
0,10 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Fonds in
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der Abrechnungsperiode, der aus den Werten am Ende eines je-
den Tages errechnet wird, die an Dritte gezahlten Vergitungen
und Entgelte belasten fir

m  die Verwaltung von Sicherheiten fir Derivategeschafte (sog.
Collateral-Management), sowie

m  Leistungen im Rahmen der Erfillung der Verordnung (EU) Nr.

648/2012 (europaische Marktinfrastrukturverordnung — sog.
EMIR), unter anderem fur das zentrale Clearing von OTC-De-
rivaten und Meldungen an Transaktionsregister einschlieBlich
Kosten fur Rechtstrager-Kennungen.

Die VergUtung wird von der Verwaltungsvergitung nicht abge-
deckt und wird somit dem Fonds zusatzlich belastet.

Die Gesellschaft erhalt fur die Anbahnung, Vorbereitung und
Durchfuhrung von Wertpapierdarlehensgeschaften und Wertpa-
pierpensionsgeschaften fir Rechnung des Fonds eine marktibli-
che Vergltung in Héhe von maximal einem Drittel der Bruttoer-
trage aus diesen Geschaften. Die im Zusammenhang mit der
Vorbereitung und Durchfiihrung von solchen Geschéaften ent-
standenen Kosten einschlielich der in Zusammenhang mit die-
sen Geschaften an Dritte zu zahlenden VergUtungen tragt die
Gesellschaft.

11.3 Besonderheiten beim Erwerb von Investmentantei-
len

Neben der Vergtung zur Verwaltung des Fonds wird eine Ver-

waltungsvergltung fur die im Fonds gehaltenen Anteile an

Zielfonds berechnet.

Investiert der Fonds in Investmentanteile, kdnnen die Zielfonds
gegebenenfalls eine erfolgsabhadngige Vergltung erheben. Eine
solche erfolgsabhangige Vergitung kann einen betrachtlichen
Teil der positiven Wertentwicklung eines Zielfonds ausmachen.
Eine erfolgsabhangige Vergiitung kann auch anfallen, wenn die
absolute Wertentwicklung des Fonds negativ ist. Daneben kann
der Zielfonds mit Kosten, Provisionen und sonstigen Aufwen-
dungen belastet werden, die den Wert des Zielfondsvermdgens
mindern. Die fur den Zielfonds anfallenden Kosten kénnen im
Einzelfall Gber den markttblichen Kosten liegen. Sie vermindern
den Nettoinventarwert des Fonds und fallen auch bei einer ne-
gativen Wertentwicklung des Zielfonds an.

Im Zusammenhang mit dem Erwerb von Zielfondsanteilen sind
Ublicherweise mittelbar oder unmittelbar von den Anlegern des
Fonds Gebuhren, Kosten, Provisionen, Steuern, Vergitungen
und sonstige Aufwendungen zu tragen. Hierbei handelt es sich
regelmaBig um folgende Verglitungsbestandteile:

e Vergltung der Verwaltungsgesellschaft der Zielfonds
flr ihre Tatigkeit;
e Vergltung der Verwahrstellen der Zielfonds

e  Kosten fur den Druck und Versand der fur die Anleger
bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsun-
terlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufspro-
spekt, Basisinformationsblatt oder wesentliche Anleger-
informationen);

e  Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjah-
resberichte, der Ausgabe- und Ricknahmepreise und
ggf. der Ausschittungen oder Thesaurierungen und
des Auflésungsberichtes;

e  Kosten der Erstellung und Verwendung eines gesetzlich
vorgesehenen dauerhaften Datentragers, auf3er im Fall
der Informationen Uber Verschmelzungen von Invest-
mentvermogen und auBer im Fall der Informationen
Uber MaBnahmen im Zusammenhang mit Anlage-
grenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der
Anteilwertermittiung;

e  Kosten fir die Prifung des Sondervermdgens durch
den Abschlussprifer des Sondervermégens;

e  Kosten der Bekanntmachung der Besteuerungsgrundla-
gen und der Bescheinigung, dass die steuerlichen An-
gaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts er-
mittelt wurden;

e  Kosten fir die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fiir Rechnung
des Sondervermdgens sowie der Abwehr von gegen
die Gesellschaft zu Lasten des Sondervermdgens erho-
benen Anspriichen;

e  Gebulhren und Kosten, die von staatlichen Stellen in
Bezug auf das Sondervermégen erhoben werden;

e  Kosten fur den Vertrieb;

e  Kosten fir die Rechts- und Steuerberatung im Hinblick
auf das Sondervermdgen;

e  Kosten fir die Analyse des Anlageerfolges des Sonder-
vermoégens durch Dritte;

e  Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Er-
werb und der VerduBerung von Vermdgensgegenstan-
den (Transaktionskosten);

e Kosten fur die Beauftragung von Stimmrechtsbevoll-
machtigten;

e  Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im
Zusammenhang mit den vom Sondervermdgen zu er-
setzenden Aufwendungen.

Die laufenden Kosten fur die im Fonds gehaltenen Zielfondsan-
teile werden bei der Berechnung der Gesamtkostenquote (siehe
Abschnitt , Kosten — Gesamtkostenquote”) berlcksichtigt.

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausgabeaufschlage
und Rucknahmeabschldge offengelegt, die dem Fonds im Be-
richtszeitraum fur den Erwerb und die Ricknahme von Anteilen
an Zielfonds berechnet worden sind. Ferner wird die Vergitung
offengelegt, die dem Fonds von einer in- oder auslandischen
Gesellschaft oder einer Gesellschaft, mit der die Gesellschaft
durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung
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verbunden ist, als Verwaltungsvergltung fir die im Fonds gehal-
tenen Zielfondsanteile berechnet wurde.

11.4 Gesamtkostenquote

Im Jahresbericht werden die im Geschéftsjahr zu Lasten des
Fonds angefallenen Verwaltungskosten offengelegt und als
Quote des durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen (Ge-
samtkostenquote). Die Verwaltungskosten setzen sich zusam-
men aus der VergUtung fir die Verwaltung des Fonds, der Ver-
wahrstellenvergiitung, sofern erhoben der Vertriebsprovision
sowie den Aufwendungen, die dem Fonds zusatzlich belastet
werden kénnen (siehe Abschnitt , Kosten — Verwaltungs- und
sonstige Kosten” sowie ,,—Besonderheiten beim Erwerb von
Investmentanteilen”). Da der Fonds einen erheblichen Anteil
seines Vermogens in andere Investmentvermégen anlegt, wird
dartber hinaus die Gesamtkostenquote dieser Zielfonds berick-
sichtigt. Die Gesamtkostenguote beinhaltet keine Nebenkosten
und Kosten, die beim Erwerb und der VerauBerung von Vermo-
gensgegenstanden entstehen (Transaktionskosten).

11.5 Riickvergiitungen und Vertriebsvergiitungen

Der Gesellschaft kénnen im Zusammenhang mit Geschaften fur
Rechnung des Fonds geldwerte Vorteile (Brokerresearch, Finanz-
analysen, Markt- und Kursinformationssysteme) entstehen, die
im Interesse der Anleger bei den Anlageentscheidungen verwen-
det werden. Der Gesellschaft flieBen keine Ruckvergitungen der
aus dem Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten
Vergltungen und Aufwandserstattungen zu. Die Gesellschaft
gewahrt an Vermittler, z.B. Kreditinstitute, wiederkehrend —
meist jahrlich — Vertriebsvergttungen.

11.6 Abweichender Kostenausweis durch
Vertriebsstellen
Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch Dritte beraten
oder vermitteln diese den Kauf, weisen sie ihm gegebenenfalls
Kosten oder Kostenquoten aus, die nicht mit den Kostenanga-
ben in diesem Prospekt und im Basisinformationsblatt deckungs-
gleich sind und die hier beschriebene Gesamtkostenquote Uber-
steigen kénnen. Grund dafir kann insbesondere sein, dass der
Dritte die Kosten seiner eigenen Tatigkeit (z.B. Vermittlung,
Beratung oder Depotfihrung) zusatzlich berlcksichtigt. Dartber
hinaus berlcksichtigt er gegebenenfalls auch einmalige Kosten
wie Ausgabeaufschlage und benutzt in der Regel andere Berech-
nungsmethoden oder auch Schatzungen fur die auf Fondsebene
anfallenden Kosten, die insbesondere die Transaktionskosten des
Fonds mit umfassen. Abweichungen im Kostenausweis kénnen
sich sowohl bei Informationen vor Vertragsschluss ergeben als
auch bei regelmaBigen Kosteninformationen Uber die bestehen-
de Fondsanlage im Rahmen einer dauerhaften Kundenbezie-
hung.

12. Vergutungspolitik

Die Gesellschaft unterliegt den fir sie geltenden aufsichtsrechtli-
chen Vorgaben im Hinblick auf ihre Vergttungssysteme. DarUber
hinaus gilt die Vergltungsrichtlinie der Deka-Gruppe, die grup-
penweit einheitliche Standards fir die Gestaltung der Vergi-
tungssysteme definiert. Sie enthalt u.a. die Vergitungsgrundsat-
ze, z.B. fur die Ausgestaltung der variablen Vergiitung und die
maBgeblichen Vergitungsparameter. Durch die Umsetzung der
Vergutungsrichtlinie soll der nachhaltigen Ausrichtung der Ver-
gltungssysteme, unter Vermeidung von Fehlanreizen zur Einge-
hung UbermaBiger Risiken, Rechnung getragen werden.

Das VergUtungssystem der Gesellschaft wird mindestens zwei-
mal jéhrlich durch einen unabhangigen Vergitungsausschuss,
das ,Managementkomitee Vergitung (MKV)", auf seine Ange-
messenheit und die Einhaltung aller aufsichtsrechtlichen Vorga-
ben zur Vergltung Uberprift.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergtungspolitik, zur Zusam-
mensetzung des MKV und zur Beschreibung der Berechnung der
Vergutung und der sonstigen Zuwendungen sowie der Identitat
der fir die Zuteilung der Vergiitung und der sonstigen Zuwen-
dungen zustandigen Personen sind in den Jahresberichten des
Fonds und im Vergutungsbericht der Deka-Gruppe auf htt-
ps://www.deka.de/deka-gruppe/investor-relations/publikatio-
nen/verguetungsbericht verdffentlicht. Auf Verlangen werden
die Berichte von der Gesellschaft kostenlos in Papierform zur
Verfligung gestellt.

13. Ermittlung und Verwendung der Ertra-
ge/Geschaftsjahr

13.1 Ermittlung der Ertrage, Ertragsausgleichsverfahren
Der Fonds erzielt Ertrage aus den wahrend des Geschaftsjahres
angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten anteili-
gen Dividenden, Zinsen und sonstigen Ertrdgen. Weitere Ertréage
kénnen aus der VerduBerung von fur Rechnung des Fonds ge-
haltenen Vermogensgegenstanden resultieren.

Die Gesellschaft wendet fur den Fonds ein sog. Ertragsaus-
gleichsverfahren an. Das bedeutet, dass die wahrend des Ge-
schaftsjahres angefallenen anteiligen Ertrage, die der Anteiler-
werber als Teil des Ausgabepreises bezahlen muss und die der
Verkaufer von Anteilscheinen als Teil des Ricknahmepreises ver-
gltet erhalt, fortlaufend verrechnet werden. Bei der Berechnung
des Ertragsausgleichs werden die angefallenen Aufwendungen
berticksichtigt.

Das Ertragsausgleichsverfahren dient dazu, Schwankungen im
Verhéltnis zwischen Ertrdgen und sonstigen Vermdgensgegen-
standen auszugleichen, die durch Nettomittelzuflisse oder Net-
tomittelabflisse aufgrund von Anteilausgaben oder -riickgaben
verursacht werden. Jeder Nettomittelzufluss liquider Mittel wir-
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de andernfalls den Anteil der Ertrdge am Nettoinventarwert des
Fonds verringern, jeder Abfluss ihn vermehren.

Im Ergebnis flhrt das Ertragsausgleichsverfahren dazu, dass der
im Jahresbericht ausgewiesene Ertrag je Anteil nicht durch die
Anzahl der umlaufenden Anteile beeinflusst wird.

13.2 Geschéftsjahr
Das Geschéftsjahr des Fonds endet am 31. Mai eines jeden Jah-
res.

13.3 Ertragsverwendung/Thesaurierung
Die Ertrdge werden nicht ausgeschittet, sondern im Fonds wie-
derangelegt (Thesaurierung).

14. Auflésung, Ubertragung und Verschmel-
zung des Fonds

14.1 Voraussetzungen fiir die Auflésung des Fonds

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflésung des Fonds zu
verlangen. Die Gesellschaft kann ihr Recht zur Verwaltung des
Fonds kundigen unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von min-
destens sechs Monaten durch Bekanntgabe im Bundesanzeiger
und dardber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht. Au-
Berdem werden die Anleger Uber ihre depotfihrenden Stellen
per dauerhaftem Datentrdger in Papierform oder elektronischer
Form Uber die Kiindigung informiert. Mit dem Wirksamwerden
der Kiindigung erlischt das Recht der Gesellschaft, den Fonds zu
verwalten.

Des Weiteren endet das Verwaltungsrecht der Gesellschaft,
wenn das Insolvenzverfahren tber ihr Vermdgen eréffnet wird
oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbeschlusses, durch den der
Antrag auf die Er6ffnung des Insolvenzverfahrens mangels Mas-
se abgewiesen wird.

Mit Erléschen des Verwaltungsrechts der Gesellschaft geht das
Verfligungsrecht Uber den Fonds auf die Verwahrstelle Gber, die
den Fonds abwickelt und den Erlés an die Anleger verteilt, oder
mit Genehmigung der BaFin einer anderen Kapitalverwaltungs-
gesellschaft die Verwaltung Ubertragt.

14.2 Verfahren bei Auflésung des Fonds

Mit dem Ubergang des Verfligungsrechts tiber den Fonds auf
die Verwahrstelle wird die Ausgabe und Ricknahme von Antei-
len eingestellt und der Fonds abgewickelt.

Der Erl6s aus der VerauBerung der Vermdgenswerte des Fonds
abziglich der noch durch den Fonds zu tragenden Kosten und
der durch die Auflésung verursachten Kosten wird an die Anle-
ger verteilt, wobei diese in Hohe ihrer jeweiligen Anteile am
Fonds Anspriiche auf Auszahlung des Liquidationserldses haben.

Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr Verwaltungs-
recht erlischt, einen Auflésungsbericht, der den Anforderungen
an einen Jahresbericht entspricht. Spatestens drei Monate nach
dem Stichtag der Auflésung des Fonds wird der Auflésungsbe-
richt im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Wahrend die Ver-
wabhrstelle den Fonds abwickelt, erstellt sie jahrlich sowie auf
den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Bericht, der
den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht. Diese Be-
richte sind ebenfalls spatestens drei Monate nach dem Stichtag
im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

14.3 Ubertragung des Fonds

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfligungsrecht
Uber den Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft
tibertragen. Die Ubertragung bedarf der vorherigen Genehmi-
gung durch die BaFin. Die genehmigte Ubertragung wird im
Bundesanzeiger und dartber hinaus im Jahresbericht oder Halb-
jahresbericht des Fonds sowie in den in diesem Verkaufsprospekt
bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt ge-
macht. Der Zeitpunkt, zu dem die Ubertragung wirksam wird,
bestimmt sich nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen
der Gesellschaft und der aufnehmenden Kapitalverwaltungsge-
sellschaft. Die Ubertragung darf jedoch frithestens drei Monate
nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam wer-
den. Samtliche Rechte und Pflichten der Gesellschaft in Bezug
auf den Fonds gehen dann auf die aufnehmende Kapitalverwal-
tungsgesellschaft Uber.

14.4 Voraussetzungen fiir die Verschmelzung des Fonds
Alle Vermdgensgegenstande dieses Fonds durfen mit Genehmi-
gung der BaFin auf ein anderes bestehendes oder durch die Ver-
schmelzung neu gegriindetes Investmentvermdgen Ubertragen
werden. Samtliche Vermogensgegenstdande des Fonds durfen
auch auf eine bestehende oder durch die Verschmelzung neu
gegrindete inlandische Investmentaktiengesellschaft mit veran-
derlichem Kapital Gbertragen werden.

Die Ubertragung wird zum Geschéftsjahresende des Fonds
(Ubertragungsstichtag) wirksam, sofern kein anderer Ubertra-
gungsstichtag bestimmt wird.

14.5 Rechte der Anleger bei der Verschmelzung des
Fonds
Die Anleger haben bis fiinf Arbeitstage vor dem geplanten Uber-
tragungsstichtag entweder die Moglichkeit, ihre Anteile ohne
weitere Kosten, mit Ausnahme der Kosten zur Deckung der Auf-
|6sung des Fonds, zurlickzugeben, oder ihre Anteile gegen An-
teile eines anderen offenen Publikums-Investmentvermégens
umzutauschen, das ebenfalls von der Gesellschaft oder einem
Unternehmen desselben Konzerns verwaltet wird und dessen
Anlagegrundsatze mit denen des Fonds vergleichbar sind.

Die depotfihrenden Stellen der Anleger des Fonds tbermitteln

diesen spatestens 30 Tage vor der letztmaligen Moglichkeit, die
Anteile vor der Verschmelzung zurlick zu geben oder in ein an-
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deres offenes Publikums-Investmentvermdgen umzutauschen, in
Papierform oder in elektronischer Form Informationen zu den
Griunden far die Verschmelzung, den potentiellen Auswirkungen
fur die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang mit der Ver-
schmelzung sowie zu maBgeblichen Verfahrensaspekten. Die
Anleger erhalten weiterhin das Basisinformationsblatt fir das In-
vestmentvermdgen, auf das die Vermdgensgegenstande des
Fonds Ubertragen werden.

Am Ubertragungsstichtag werden die Nettoinventarwerte des
Ubertragenden Fonds und des tGibernehmenden Investmentver-
mogens berechnet, das Umtauschverhaltnis wird festgelegt und
der gesamte Umtauschvorgang wird vom Abschlussprifer ge-
pruft. Das Umtauschverhaltnis ermittelt sich nach dem Verhaltnis
der Nettoinventarwerte je Anteil des Fonds und des Gberneh-
menden Investmentvermdgens zum Zeitpunkt der Ubernahme.
Der Anleger erhalt die Anzahl von Anteilen an dem Uberneh-
menden Investmentvermdgen, die dem Wert seiner Anteile an
dem Fonds entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Riickgabe- oder Umtauschrecht
keinen Gebrauch machen, werden sie am Ubertragungsstichtag
Anleger des Gbernehmenden Investmentvermdgens. Die Gesell-
schaft kann gegebenenfalls auch mit der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft des Ubernehmenden Investmentvermdgens festlegen,
dass den Anlegern des Fonds bis zu 10 % des Wertes ihrer An-
teile in bar ausgezahlt werden. Mit der Ubertragung aller Ver-
mogenswerte erlischt der Fonds. Findet die Ubertragung wéh-
rend des laufenden Geschaftsjahres des Fonds statt, muss die
Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag einen Bericht erstel-
len, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht.

Die Gesellschaft macht im Bundesanzeiger und darUber hinaus
in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- und Tageszeitung
oder auf www.deka.de das Wirksamwerden der Ubertragung
bekannt, wenn der Fonds auf ein anderes von der Gesellschaft
verwaltetes Investmentvermdgen verschmolzen wurde und die
Verschmelzung wirksam geworden ist. Sollte der Fonds auf ein
Investmentvermdgen verschmolzen werden, das nicht von der
Gesellschaft verwaltet wird, so Gbernimmt die Verwaltungsge-
sellschaft die Bekanntmachung des Wirksamwerdens der Ver-
schmelzung, die das aufnehmende oder neu gegriindete Invest-
mentvermogen verwaltet.

15. Auslagerung

Die Gesellschaft hat Aufgaben anderen Unternehmen Gbertra-
gen. Die fur den Fonds wesentlichen Ubertragenen Aufgaben
stellen sich wie folgt dar:

an die DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt:

—  Prifung der Marktgerechtheit fir alle Produkte

—  Bankgeschaftsabwicklung

—  Compliance, Bekdmpfung der
Geldwasche

—  Beschwerdemanagement

m  DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt am Main, Nie-
derlassung Luxemburg:

—  Zentrale Fondsabwicklung

— Ausgabe und Rucknahme der Anteile des Fonds

= an die Deka Investment GmbH, Frankfurt am Main:

— Ausfihrung von Kauf- und Verkaufsauftragen fur Fi-
nanzinstrumente (Order Desk) und Abwicklung von
Handelsgeschaften (Geschaftsbestatigungen und Ab-
wicklungsinstruktionen)

—  Verwaltung von Konten und Depots

—  Fondsreporting

—  Fondsadministration (Unterauslagerung an die State
Street Bank International GmbH, Miinchen)

—  Prifung der Marktgerechtheit der Handelsgeschafte
und damit zusammenhadngende Nebendienstleistungen

—  Prifung der Anlagegrenzen
—  Durchfthrung von Wertpapier-Darlehensgeschaften
—  Sicherheitenverwaltung/Collateral Management (teil-
weise Unterauslagerung an die DekaBank Deutsche Gi-
rozentrale, Frankfurt am Main)
Neben den ausgelagerten Tatigkeiten Ubernimmt die DekaBank
Deutsche Girozentrale, Frankfurt auf dauerhafter Vertragsbasis
u.a. den Vertrieb von Fondsanteilen und Aufgaben zur Anbah-
nung, Vorbereitung und Durchfihrung von Wertpapierdarlehen
und Wertpapierpensionsgeschaften.

16. Interessenkonflikte

Bei der Gesellschaft kénnen folgende Interessenskonflikte ent-
stehen:

Die Interessen des Anlegers kdnnen mit folgenden Interessen
kollidieren:
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®m  |nteressen der Gesellschaft und der mit dieser verbundenen
Unternehmen,

m  |nteressen der Mitarbeiter der Gesellschaft oder
m  |nteressen anderer Anleger in diesem oder anderen Fonds.

Umstande oder Beziehungen, die Interessenskonflikte begriin-
den kénnen, umfassen insbesondere:

®  Anreizsysteme fUr Mitarbeiter der Gesellschaft,
= Mitarbeitergeschafte,

®m  Zuwendungen an Mitarbeiter der Gesellschaft,
= Umschichtungen im Fonds,

m  positive Darstellung der Fondsperformance,

m  Geschafte zwischen der Gesellschaft und den von ihr verwal-
teten Investmentvermdgen oder Individualportfolios bzw.

m  Geschafte zwischen von der Gesellschaft verwalteten Invest-
mentvermdgen und/oder Individualportfolios,

= Zusammenfassung mehrerer Orders (,,block trades”),

m  Beauftragung von eng verbundenen Unternehmen und
Personen,

m  Einzelanlagen von erheblichem Umfang,

= hohe Umschlaghaufigkeit von Vermdgensgegenstanden
(,Frequent Trading”),

m  Festlegung der Cut off-Zeit,

m  Aussetzungen der Anteilriicknahme;

m  [PO-Zuteilungen.

Zum Umgang mit Interessenskonflikten setzt die Gesellschaft fol-

gende organisatorische MaBnahmen ein, um Interessenkonflikte

zu vermeiden und ggf. zu minimieren, zu ermitteln, ihnen vorzu-

beugen, sie zu steuern, zu beobachten und sie offenzulegen:

m  Bestehen einer Compliance-Abteilung, die die Einhaltung
von Gesetzen und Regeln Uberwacht und an die Interessens-
konflikte gemeldet werden mssen,

m  Pflichten zur Offenlegung,

= QOrganisatorische MaBnahmen wie

— die Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen fir einzelne
Abteilungen, um dem Missbrauch von vertraulichen In-
formationen vorzubeugen,

— Zuordnung von Zustandigkeit, um unsachgemafe Ein-
flussnahme zu verhindern,

— die Trennung von Eigenhandel und Kundenhandel,

= Verhaltensregeln fir Mitarbeiter in Bezug auf Mitarbeiterge-
schafte, Verpflichtungen zur Einhaltung des Insiderrechts,

= Einrichtung von Vergltungssystemen,

m  Grundsatze zur Berlcksichtigung von Kundeninteressen und
zur anleger- und anlagegerechten Beratung bzw. Beachtung
der vereinbarten Anlagerichtlinien,

m  Grundsdtze zur bestmoglichen Ausfihrung beim Erwerb
bzw. zur VerauBerung von Finanzinstrumenten,

®m  Grundsatze zur Aufteilung von Teilausfihrungen.

17. Kurzangaben lber deutsche steuerrechtli-
che Vorschriften

Allgemeine Besteuerungssystematik

Der Fonds ist als Zweckvermégen grundsatzlich von der Kérper-
schaft- und Gewerbesteuer befreit. Er ist jedoch partiell kdrper-
schaftsteuerpflichtig mit seinen deutschen Beteiligungseinnah-
men und sonstigen deutschen Einklnften im Sinne der be-
schrankten Einkommensteuerpflicht mit Ausnahme von insbe-
sondere Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften. Der Steuersatz betragt 15 %. Soweit die steuer-
pflichtigen Einklinfte des Fonds dem Kapitalertragsteuerabzug
unterliegen, umfasst der Steuersatz von 15 % bereits den Soli-
daritatszuschlag.

Die Ertrdge aus dem Fonds werden bei einem in Deutschland un-
beschrankt steuerpflichtigen Privatanleger als Einktinfte aus Ka-
pitalvermogen der Einkommensteuer unterworfen, soweit diese
zusammen mit sonstigen Kapitalertrdgen den Sparer-Pauschbe-
trag von jahrlich bis zu 1.000,- Euro (fur Alleinstehende oder ge-
trennt veranlagte Ehegatten) bzw. 2.000,- Euro (fir zusammen
veranlagte Ehegatten) Gbersteigen.

Einkinfte aus Kapitalvermdgen unterliegen grundsatzlich einem
Steuerabzug von 25 % (zuzlglich Solidaritatszuschlag und gege-
benenfalls Kirchensteuer). Zu den Einktnften aus Kapitalvermo-
gen gehoren auch die Ertrage aus Investmentfonds (Investmen-
tertrage), d.h. die Ausschittungen des Fonds, die Vorabpauscha-
len und die Gewinne aus der VerduBerung der Fondsanteile. Un-
ter bestimmten Voraussetzungen kdnnen die Anleger einen pau-
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schalen Teil dieser Investmentertrage steuerfrei erhalten (sog.
Teilfreistellung).

Dieser Steuerabzug hat fir den in Deutschland unbeschrankt
steuerpflichtigen Privatanleger grundsatzlich Abgeltungswirkung
(sog. Abgeltungsteuer), so dass die Einkinfte aus Kapitalvermo-
gen regelmaBig nicht in der Einkommensteuererkldrung anzuge-
ben sind. Bei der Vornahme des Steuerabzugs werden durch die
deutsche depotfiihrende Stelle grundsatzlich auch bereits Ver-
lustverrechnungen vorgenommen und aus der Direktanlage
stammende auslandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung,
wenn der personliche Steuersatz geringer ist als der Abgeltungs-
satz von 25 %. In diesem Fall kénnen die Einklnfte aus Kapital-
vermodgen in der Einkommensteuererklarung angegeben wer-
den. Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren persdnlichen
Steuersatz an und rechnet auf die personliche Steuerschuld den
vorgenommenen Steuerabzug an (sog. Gunstigerprifung).

Sofern Einkunfte aus Kapitalvermdgen keinem Steuerabzug un-
terlegen haben (weil z.B. ein Gewinn aus der VerauBerung von
Fondsanteilen in einem nicht in Deutschland gefiihrten Depot er-
zielt wird), sind diese von dem in Deutschland unbeschrankt
steuerpflichtigen Anleger in der Steuererklarung anzugeben. Im
Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einklinfte aus Kapital-
vermogen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von 25 % oder
dem niedrigeren persodnlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermdgen befinden, werden
die Ertrage als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst.

Anteile im Privatvermdgen (Steuerinlander)

Die nachfolgenden Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften
gelten nur fur Anleger, die in Deutschland unbeschrankt steuer-
pflichtig sind. Diese Anleger werden nachfolgend auch als
Steuerinlander bezeichnet.

Ausschiittungen
Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich steuerpflichtig.

Erfullt der Fonds jedoch die steuerlichen Voraussetzungen fiir
einen Aktienfonds, sind 30 % der Ausschittungen steuerfrei. Er-
fallt er die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Mischfonds,
sind 15 % der Ausschittungen steuerfrei.

Die steuerpflichtigen Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem
Steuerabzug von 25 % (zuzlglich Solidaritatszuschlag und gege-
benenfalls Kirchensteuer).

Erfllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Ak-
tienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 % der Ausscht-
tungen steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemafi3
den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als 50 % ihres Wer-
tes bzw. ihres Aktivwvermdgens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15 % der Aus-
schuttungen steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die
gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 %
ihres Wertes bzw. ihres Aktivwvermdégens in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die Ausschit-
tungen keine Teilfreistellung anzuwenden.

Vom Steuerabzug auf Ausschattungen kann Abstand genom-
men werden, wenn der Anleger Steuerinlander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, soweit die Ausschittungen zusam-
men mit sonstigen Kapitalertragen den Sparer-Pauschbetrag von
jahrlich bis zu 1.000,- Euro bei Einzelveranlagung bzw. 2.000,-
Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht Uberstei-
gen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fur
Personen, die voraussichtlich nicht zur Einkommensteuer veran-
lagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung,
nachfolgend ,NV-Bescheinigung”).

Verwahrt der Anleger die Anteile in einem Depot in Deutsch-
land, so nimmt die depotfihrende Stelle als Zahlstelle vom Steu-
erabzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Ausscht-
tungstermin ein in ausreichender Hohe ausgestellter Freistel-
lungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheini-
gung, die vom Finanzamt fur die Dauer von maximal drei Jahren
erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhélt der Anleger die
gesamte Ausschiittung ungekirzt gutgeschrieben.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen
des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basisertrag fur
dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch
Multiplikation des Riicknahmepreises des Anteils zu Beginn eines
Kalenderjahrs mit 70 % des Basiszinses, der aus der langfristig
erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermit-
telt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich
zwischen dem ersten und dem letzten im Kalenderjahr festge-
setzten Ricknahmepreis zuzuglich der Ausschittungen inner-
halb des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile
vermindert sich die Vorabpauschale um ein Zwolftel fur jeden
vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vor-
abpauschale gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjah-
res als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich steuerpflichtig.
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Erfllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Ak-
tienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 % der Vorabpau-
schalen steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemal3
den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als 50 % ihres Wer-
tes bzw. ihres Aktivwvermdgens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfillt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen flr einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15 % der Vorab-
pauschalen steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die ge-
maB den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 % ih-
res Wertes bzw. ihres Aktivwvermdgens in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die Vorabpau-
schale keine Teilfreistellung anzuwenden.

Vom Steuerabzug auf Vorabpauschalen kann Abstand genom-
men werden, wenn der Anleger Steuerinldnder ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, soweit die Vorabpauschalen zusam-
men mit sonstigen Kapitalertragen den Sparer-Pauschbetrag von
jahrlich bis zu 1.000,- Euro bei Einzelveranlagung bzw. 2.000,-
Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht Uberstei-
gen. Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-Bescheini-

gung.

Verwahrt der Anleger die Anteile in einem Depot in Deutsch-
land, so nimmt die depotfihrende Stelle als Zahlstelle vom Steu-
erabzug Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in aus-
reichender Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtli-
chem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt
far die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt
wird. In diesem Fall wird keine Steuer abgefihrt. Andernfalls hat
der Anleger der depotfiihrenden Stelle den Betrag der abzufiih-
renden Steuer zur Verfligung zu stellen. Zu diesem Zweck darf
die depotfihrende Stelle den Betrag der abzufiihrenden Steuer
von einem bei ihr unterhaltenen und auf den Namen des Anle-
gers lautenden Konto ohne Einwilligung des Anlegers einziehen.
Soweit der Anleger nicht vor Zufluss der Vorabpauschale wider-
spricht, darf die depotfihrende Stelle auch insoweit den Betrag
der abzufiihrenden Steuer von einem auf den Namen des Anle-
gers lautenden Konto einziehen, wie ein mit dem Anleger ver-
einbarter Kontokorrentkredit fur dieses Konto nicht in Anspruch
genommen wurde. Soweit der Anleger seiner Verpflichtung, den
Betrag der abzufiihrenden Steuer der depotfiihrenden Stelle zur
Verfligung zu stellen, nicht nachkommt, hat die depotfihrende
Stelle dies dem fr sie zustandigen Finanzamt anzuzeigen. Der
Anleger muss in diesem Fall die Vorabpauschale insoweit in sei-
ner Einkommensteuererklarung angeben.

VerauBerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31. Dezember 2017
verauBert, unterliegt der VerauBerungsgewinn dem Abgeltungs-
satz von 25 %. Dies gilt auch fir Anteile, die nach dem 31. De-
zember 2008 aber vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden

und die zum 31. Dezember 2017 als verauBert und zum 1. Janu-
ar 2018 wieder als angeschafft gelten.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Ak-
tienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 % der VerauBe-
rungsgewinne steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die
gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als 50 % ihres
Wertes bzw. Aktivvermégens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 15 % der Verau-
Berungsgewinne steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds,
die gemaB den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens
25% ihres Wertes bzw. Aktivwermdgens in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die VeraufBe-
rungsgewinne keine Teilfreistellung anzuwenden.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor dem 1. Ja-
nuar 2018 erworben wurden und die zum 31. Dezember 2017
als verauBert und zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft
gelten, ist zu beachten, dass im Zeitpunkt der tatsachlichen Ver-
auBerung auch die Gewinne aus der zum 31. Dezember 2017
erfolgten fiktiven VerduBerung zu versteuern sind, falls die An-
teile tatsachlich nach dem 31. Dezember 2008 erworben wor-
den sind. Wertveranderungen bei vor dem 1. Januar 2009 er-
worbenen Anteilen, die zwischen dem Anschaffungszeitpunkt
und dem 31. Dezember 2017 eingetreten sind, sind steuerfrei.

Sofern die Anteile in einem Depot in Deutschland verwahrt wer-
den, nimmt die depotfiihrende Stelle den Steuerabzug unter Be-
rtcksichtigung etwaiger Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug
von 25 % (zuzlglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines ausreichenden Frei-
stellungsauftrags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden wer-
den. Werden solche Anteile von einem Privatanleger mit Verlust
verauBert, dann ist der Verlust — ggf. reduziert aufgrund einer
Teilfreistellung — mit anderen positiven Einktnften aus Kapital-
vermogen verrechenbar. Sofern die Anteile in einem Depot in
Deutschland verwahrt werden und bei derselben depotfihren-
den Stelle im selben Kalenderjahr positive Einklnfte aus Kapital-
vermogen erzielt wurden, nimmt die depotfiihrende Stelle die
Verlustverrechnung vor.

Bei einer VerauBerung der vor dem 1. Januar 2009 erworbenen
Fondsanteile nach dem 31. Dezember 2017 ist der Gewinn, der
nach dem 31. Dezember 2017 entsteht, bei Privatanlegern
grundsatzlich bis zu einem Betrag von 100.000 Euro steuerfrei.
Dieser Freibetrag kann nur in Anspruch genommen werden,
wenn diese Gewinne gegenlber dem fur den Anleger zustandi-
gen Finanzamt erklart werden.
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Bei der Ermittlung des VerauBerungsgewinns ist der Gewinn um
die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu
mindern.

Anteile im Betriebsvermdgen (Steuerinlander)
Steuerbefreite Anteilklasse

Eine Anteilklasse ist steuerbefreit, soweit die Anteile an einer An-
teilklasse nur von solchen steuerbegtnstigten Anlegern erwor-
ben bzw. gehalten werden dirfen, die eine deutsche Kérper-
schaft, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse, die nach
der Satzung, dem Stiftungsgeschéaft oder der sonstigen Verfas-
sung und nach der tatsachlichen Geschaftsfihrung ausschlieB3-
lich und unmittelbar gemeinnitzigen, mildtatigen oder kirchli-
chen Zwecken dient oder eine Stiftung des 6ffentlichen Rechts,
die ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzigen oder mildta-
tigen Zwecken dient, oder eine juristische Person des &ffentli-
chen Rechts, die ausschlieBlich und unmittelbar kirchlichen Zwe-
cken dient, sind; dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem wirt-
schaftlichen Geschaftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt fur
vergleichbare Anleger mit Sitz und Geschaftsleitung in einem
Amts- und Beitreibungshilfe leistenden auslandischen Staat.

Eine Anteilklasse ist ebenfalls steuerbefreit, soweit die Anteile
hieran nur oder neben den oben genannten steuerbeglnstigten
Anlegern im Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertra-
gen gehalten werden, die nach dem Altersvorsorgevertrage-Zer-
tifizierungsgesetz zertifiziert wurden.

Voraussetzungen fUr die steuerliche Befreiung einer Anteilklasse
sind, dass die Anleger gegentiber dem Fonds ihre Steuerbefrei-
ung entsprechend nachweisen und dass die Anlagebedingungen
nur eine Ruckgabe von Anteilen an einer solchen Anteilklasse an
den Investmentfonds zulassen und die Ubertragung von Invest-
mentanteilen an einer solchen Anteilklasse ausgeschlossen ist.

Ferner setzt die Befreiung von der auf der Fondsebene grund-
satzlich anfallenden Kérperschaftsteuer auf deutsche Dividenden
und Ertrage aus deutschen eigenkapitaldhnlichen Genussrechten
im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und deutsche ei-
genkapitalahnliche Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem
Eigentimer ununterbrochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen
vor und nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage gehal-
ten wurden und in diesen 45 Tagen ununterbrochen Mindest-
wertanderungsrisiken i.H.v. 70 % bestanden.

Steuerliche Befreiungsbetrage? , die die Gesellschaft im Zusam-
menhang mit der Verwaltung des Fonds erhalt und die auf Ertra-
ge oben beschriebener Anteilklassen entfallen, sind grundsatz-
lich den Anlegern dieser Anteilklassen auszuzahlen. Abweichend
hiervon ist die Gesellschaft berechtigt, die Befreiungsbetrage un-
mittelbar dem Fonds zugunsten der Anleger dieser Anteilklasse

38§12 Abs. 1 InvStG

zuzufihren; aufgrund dieser Zufihrung werden keine neuen
Anteile ausgegeben

Erstattung der Kérperschaftsteuer des Fonds

Die auf Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer kann dem
Fonds zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet werden, so-
weit dieser Anleger eine deutsche Kérperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermdgensmasse ist, die nach der Satzung, dem Stif-
tungsgeschaft oder der sonstigen Verfassung und nach der tat-
sachlichen Geschaftsfuhrung ausschlieBlich und unmittelbar ge-
meinnitzigen, mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient oder
eine Stiftung des &ffentlichen Rechts, die ausschlieBlich und un-
mittelbar gemeinnUtzigen oder mildtatigen Zwecken dient, oder
eine juristische Person des ¢ffentlichen Rechts ist, die ausschlieB3-
lich und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient; dies gilt nicht,
wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb ge-
halten werden. Dasselbe gilt fur vergleichbare Anleger mit Sitz
und Geschéftsleitung in einem Amts- und Beitreibungshilfe leis-
tenden auslandischen Staat.

Voraussetzung hierfir ist, dass ein solcher Anleger einen ent-
sprechenden Antrag stellt und die angefallene Kérperschaftsteu-
er anteilig auf seine Besitzzeit entfallt. Zudem muss der Anleger
seit mindestens drei Monaten vor dem Zufluss der kérperschaft-
steuerpflichtigen Ertrdge des Fonds zivilrechtlicher und wirt-
schaftlicher Eigentimer der Anteile sein, ohne dass eine Ver-
pflichtung zur Ubertragung der Anteile auf eine andere Person
besteht. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf die auf der
Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer auf deutsche Divi-
denden und Ertrage aus deutschen eigenkapitaldhnlichen Ge-
nussrechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitaldhnliche Genussrechte vom Fonds als wirt-
schaftlichem Eigentimer ununterbrochen 45 Tage innerhalb von
45 Tagen vor und nach dem Félligkeitszeitpunkt der Kapitalertra-
ge gehalten wurden und in diesen 45 Tagen ununterbrochen
Mindestwertdanderungsrisiken i.H.v. 70 % bestanden (sog. 45-
Tage-Regelung).

Dem Antrag sind Nachweise Uber die Steuerbefreiung und ein
von der depotfiihrenden Stelle in Deutschland ausgestellter In-
vestmentanteil-Bestandsnachweis beizufligen. Der Investmen-
tanteil-Bestandsnachweis ist eine nach amtlichen Muster erstellte
Bescheinigung Uber den Umfang der durchgehend wahrend des
Kalenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile sowie den Zeit-
punkt und Umfang des Erwerbs und der VerduBerung von An-
teilen wahrend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer kann dem
Fonds ebenfalls zur Weiterleitung an einen Anleger erstattet
werden, soweit die Anteile an dem Fonds im Rahmen von Alters-
vorsorge- oder Basisrentenvertragen gehalten werden, die nach
dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wur-
den. Dies setzt voraus, dass der Anbieter eines Altersvorsorge-
oder Basisrentenvertrags dem Fonds innerhalb eines Monats
nach dessen Geschaftsjahresende mitteilt, zu welchen Zeitpunk-
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ten und in welchem Umfang Anteile erworben oder verduBert
wurden. Zudem ist die 0.g. 45-Tage-Regelung zu bertcksichti-
gen.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft, sich die ent-
sprechende Korperschaftsteuer zur Weiterleitung an den Anle-
ger erstatten zu lassen, besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung erscheint die
Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.

Ausschiittungen
Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich einkommen- bzw.
korperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Ak-
tienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60 % der Ausscht-
tungen steuerfrei fiir Zwecke der Einkommensteuer und 30 %
far Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natrli-
chen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fiir steu-
erpflichtige Kérperschaften sind generell 80 % der Ausschittun-
gen steuerfrei fir Zwecke der Korperschaftsteuer und 40 % fur
Zwecke der Gewerbesteuer. Fir Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 des Handelsge-
setzbuchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Be-
triebsvermogen als Umlaufvermégen auszuweisen sind, sind 30
% der Ausschittungen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaft-
steuer und 15 % fur Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds
sind Investmentfonds, die gemaB den Anlagebedingungen fort-
laufend mehr als 50 % ihres Wertes bzw. ihres Aktivwvermégens
in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 % der Aus-
schuttungen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 15
% fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natrli-
chen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fir steu-
erpflichtige Kérperschaften sind generell 40 % der Ausschittun-
gen steuerfrei fir Zwecke der Korperschaftsteuer und 20 % fur
Zwecke der Gewerbesteuer. Fir Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 des Handelsge-
setzbuchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Be-
triebsvermogen als Umlaufvermégen auszuweisen sind, sind 15
% der Ausschittungen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaft-
steuer und 7,5 % fur Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds
sind Investmentfonds, die gemaB den Anlagebedingungen fort-
laufend mindestens 25 % ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermé-
gens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die Ausschit-
tungen keine Teilfreistellung anzuwenden.

Die Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25
% (zuzuglich Solidaritatszuschlag).

Fur Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die steuerlichen Vor-
aussetzungen fir einen Aktien- oder Mischfonds erfiillt werden,
von einer depotfihrenden Stelle in Deutschland einheitlich der
fur Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz angewendet, d.h.
im Falle eines Aktienfonds in Hohe von 30 %, im Falle eines
Mischfonds in Hohe von 15 %.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen
des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den Basisertrag fir die-
ses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Mul-
tiplikation des Ricknahmepreises des Anteils zu Beginn eines Ka-
lenderjahrs mit 70 % des Basiszinses, der aus der langfristig er-
zielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt.
Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwi-
schen dem ersten und dem letzten im Kalenderjahr festgesetz-
ten Rucknahmepreis zuziglich der Ausschittungen innerhalb
des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile ver-
mindert sich die Vorabpauschale um ein Zwoélftel fir jeden vollen
Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpau-
schale gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als
zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen- bzw. kérper-
schaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fur einen Ak-
tienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60 % der Vorabpau-
schalen steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und 30 %
flr Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natdrli-
chen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fiir steu-
erpflichtige Kérperschaften sind generell 80 % der Vorabpau-
schalen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 40 %
far Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Koérperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 des Handelsge-
setzbuchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Be-
triebsvermdgen als Umlaufvermégen auszuweisen sind, sind 30
% der Vorabpauschalen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaft-
steuer und 15 % fur Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds
sind Investmentfonds, die gemaR den Anlagebedingungen fort-
laufend mehr als 50 % ihres Wertes bzw. ihres Aktivvermogens
in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 % der Vorab-
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pauschalen steuerfrei fur Zwecke der Einkommensteuer und 15
% fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von natrli-
chen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fiir steu-
erpflichtige Kérperschaften sind generell 40 % der Vorabpau-
schalen steuerfrei fiir Zwecke der Kérperschaftsteuer und 20 %
far Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Kérperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensionsfonds
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 des Handelsge-
setzbuchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum Be-
triebsvermogen als Umlaufvermégen auszuweisen sind, sind 15
% der Vorabpauschalen steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaft-
steuer und 7,5 % fur Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds
sind Investmentfonds, die gemaB den Anlagebedingungen fort-
laufend mindestens 25 % ihres Wertes bzw. Aktivwvermdgens in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf die Vorabpau-
schale keine Teilfreistellung anzuwenden.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25
% (zuzuglich Solidaritatszuschlag).

Fur Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die steuerlichen Vor-
aussetzungen fur einen Aktien- oder Mischfonds erfullt werden,
von einer depotfihrenden Stelle in Deutschland einheitlich der
flr Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz angewendet, d.h.
im Falle eines Aktienfonds in Hohe von 30 %, im Falle eines
Mischfonds in Hohe von 15 %.

VerduBerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der VerauBerung der Anteile unterliegen grund-
satzlich der Einkommen- bzw. Kérperschaftsteuer und der Ge-
werbesteuer. Bei der Ermittlung des VerauBerungsgewinns ist
der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorab-
pauschalen zu mindern.

Erfillt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen Ak-
tienfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 60 % der VerduBe-
rungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Einkommensteuer und
30 % fir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von na-
tlrlichen Personen im Betriebsvermdgen gehalten werden. Fur
steuerpflichtige Kérperschaften sind generell 80 % der VeraufBe-
rungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und
40 % fur Zwecke der Gewerbesteuer. Fir Kdrperschaften, die
Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensions-
fonds sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die An-
teile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 des
Handelsgesetzbuchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zu-
gangs zum Betriebsvermogen als Umlaufvermdgen auszuweisen
sind, sind 30 % der VerduBerungsgewinne steuerfrei fir Zwecke
der Kérperschaftsteuer und 15 % fur Zwecke der Gewerbesteu-

er. Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemaB den Anlagebe-
dingungen fortlaufend mehr als 50 % ihres Wertes bzw. Aktiv-
vermogens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfallt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen fir einen
Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung, sind 30 % der Verau-
Berungsgewinne steuerfrei fiir Zwecke der Einkommensteuer
und 15 % fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von
natdrlichen Personen im Betriebsvermégen gehalten werden. Fir
steuerpflichtige Kérperschaften sind generell 40 % der VerauBe-
rungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Kérperschaftsteuer und
20 % far Zwecke der Gewerbesteuer. Fur Koérperschaften, die
Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen bzw. Pensions-
fonds sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die An-
teile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 des
Handelsgesetzbuchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zu-
gangs zum Betriebsvermdgen als Umlaufvermégen auszuweisen
sind, sind 15 % der VerduBerungsgewinne steuerfrei fiir Zwecke
der Korperschaftsteuer und 7,5 % fir Zwecke der Gewerbesteu-
er. Mischfonds sind Investmentfonds, die gemafR den Anlagebe-
dingungen fortlaufend mindestens 25 % ihres Wertes bzw. Ak-
tivwvermogens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Im Falle eines VerauBerungsverlustes ist der Verlust in Hohe der
jeweils anzuwendenden Teilfreistellung auf Anlegerebene nicht
abzugsfahig.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraussetzungen fur
einen Aktien- noch fur einen Mischfonds, ist auf den VerauBe-
rungsgewinn keine Teilfreistellung anzuwenden.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor dem 1. Ja-
nuar 2018 erworben wurden und die zum 31. Dezember 2017
als verauBert und zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft
gelten, ist zu beachten, dass im Zeitpunkt der tatsachlichen Ver-
auBerung auch die Gewinne aus der zum 31. Dezember 2017
erfolgten fiktiven VerduBerung zu versteuern sind. Auf diese aus
der fiktiven VerauBerung erzielten Gewinne findet eine etwaige
Teilfreistellung keine Anwendung.

Der Gewinn aus der fiktiven VerdauBerung ist fir Anteile, die
dem Betriebsvermégen eines Anlegers zuzurechnen sind, geson-
dert festzustellen.

Die Gewinne aus der VerauBerung der Anteile unterliegen i.d.R.
keinem Kapitalertragsteuerabzug.

Negative steuerliche Ertrage
Eine Zurechnung negativer steuerlicher Ertrage des Fonds auf
den Anleger ist nicht mdéglich.

Abwicklungsbesteuerung

Waéhrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschittungen ei-
nes Kalenderjahres insoweit als steuerfreie Kapitalrtickzahlung,
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wie der letzte in diesem Kalenderjahr festgesetzte Riicknahme-
preis die fortgefiihrten Anschaffungskosten unterschreitet.

Auslandische Anleger

Auslandische Anleger sind Anleger, die in Deutschland weder
einen Wohnsitz noch ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben und
daher in Deutschland beschrankt steuerpflichtig sind. Diese An-
leger werden nachfolgend auch als Steuerauslander bezeichnet.
Verwahrt ein Steuerausldnder die Fondsanteile im Depot bei ei-
ner depotfihrenden Stelle in Deutschland, wird vom Steuerab-
zug auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinne aus
der VerduBerung der Anteile Abstand genommen, sofern er sei-
ne steuerliche Auslandereigenschaft nachweist. Sofern die Aus-
landereigenschaft der depotfihrenden Stelle nicht bekannt bzw.
nicht rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der auslandische Anle-
ger gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs entsprechend
der Abgabenordnung 4 zu beantragen. Zustandig ist das fur die
depotfihrende Stelle zustdndige Finanzamt.

Solidaritatszuschlag

Auf den auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinne
aus der VerdauBerung von Anteilen abzufihrenden Steuerabzug
ist ein Solidaritatszuschlag in Hohe von 5,5 % zu erheben.

Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer depotfiihrenden
Stelle in Deutschland (Abzugsverpflichteter) durch den Steuerab-
zug erhoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer
nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der
Kirchensteuerpflichtige angehdrt, regelmaBig als Zuschlag zum
Steuerabzug erhoben. Die Abzugsfahigkeit der Kirchensteuer als
Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd be-
ricksichtigt.

Auslandische Quellensteuer

Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird teilweise in den
Herkunftslandern Quellensteuer einbehalten. Diese Quellensteu-
er kann bei den Anlegern nicht steuermindernd berlcksichtigt
werden.

Folgen der Verschmelzung von Investmentfonds

In den Fallen der Verschmelzung eines deutschen/luxemburgi-
schen Investmentfonds auf einen anderen deutschen/luxembur-
gischen Investmentfonds, bei denen derselbe Teilfreistellungssatz
zur Anwendung kommt, kommt es weder auf der Ebene der An-
leger noch auf der Ebene der beteiligten Investmentfonds zu ei-
ner Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist
steuerneutral. Erhalten die Anleger des Ubertragenden Invest-
mentfonds eine im Verschmelzungsplan vorgesehene Barzah-
lung,? ist diese steuerlich wie eine Ausschiittung zu behandeln.

4§37 Abs. 2 AO.
58§ 190 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 2 KAGB.

Weicht der anzuwendende Teilfreistellungssatz des tbertragen-
den von demjenigen des Ubernehmenden Investmentfonds ab,
dann gilt der Investmentanteil des Ubertragenden Investment-
fonds als verduBert und der Investmentanteil des Gbernehmen-
den Investmentfonds als angeschafft. Der Gewinn aus der fikti-
ven VerauBerung gilt erst als zugeflossen, sobald der Investmen-
tanteil des Ubernehmenden Investmentfonds tatsachlich verau-
Bert wird.

Automatischer Informationsaustausch in Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von Informatio-
nen zur Bekdmpfung von grenziberschreitendem Steuerbetrug
und grenzUberschreitender Steuerhinterziehung hat auf interna-
tionaler Ebene in den letzten Jahren stark zugenommen. Die
OECD hat hierfur unter anderem einen globalen Standard fur
den automatischen Informationsaustausch tber Finanzkonten in
Steuersachen veroffentlicht (Common Reporting Standard, im
Folgenden "CRS"). Der CRS wurde Ende 2014 mit der Richtlinie
2014/107/EU des Rates vom 9. Dezember 2014 in die Richtlinie
2011/16/EU bezuglich der Verpflichtung zum automatischen
Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung inte-
griert. Die teilnehmenden Staaten (alle Mitgliedstaaten der EU
sowie etliche Drittstaaten) wenden den CRS mittlerweile an.
Deutschland hat den CRS mit dem Finanzkonten-Informations-
austauschgesetz vom 21. Dezember 2015 in deutsches Recht
umgesetzt.

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im Wesentlichen
Kreditinstitute) dazu verpflichtet, bestimmte Informationen tber
ihre Kunden einzuholen. Handelt es sich bei den Kunden (natir-
liche Personen oder Rechtstrager) um in anderen teilnehmenden
Staaten ansassige meldepflichtige Personen (dazu zahlen nicht
2.B. borsennotierte Kapitalgesellschaften oder Finanzinstitute),
werden deren Konten und Depots als meldepflichtige Konten
eingestuft. Die meldenden Finanzinstitute werden dann fir jedes
meldepflichtige Konto bestimmte Informationen an ihre Heimat-
steuerbehorde Ubermitteln. Diese tGbermittelt die Informationen
dann an die Heimatsteuerbehorde des Kunden.

Bei den zu Ubermittelnden Informationen handelt es sich im We-
sentlichen um die persénlichen Daten des meldepflichtigen Kun-
den (Name; Anschrift; Steueridentifikationsnummer; Geburtsda-
tum und Geburtsort (bei natdrlichen Personen); Ansassigkeits-
staat) sowie um Informationen zu den Konten und Depots (z.B.
Kontonummer; Kontosaldo oder Kontowert; Gesamtbruttobe-
trag der Ertrage wie Zinsen, Dividenden oder Ausschittungen
von Investmentfonds); Gesamtbruttoerldse aus der VerduBerung
oder Ruckgabe von Finanzvermogen (einschlieBlich Fondsantei-
len)).

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, die ein
Konto und/oder Depot bei einem Kreditinstitut unterhalten, das
in einem teilnehmenden Staat ansassig ist. Daher werden deut-
sche Kreditinstitute Informationen Uber Anleger, die in anderen
teilnehmenden Staaten ansassig sind, an das Bundeszentralamt
fur Steuern melden, das die Informationen an die jeweiligen
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Steuerbehdrden der Ansdssigkeitsstaaten der Anleger weiterlei-
ten. Entsprechend werden Kreditinstitute in anderen teilneh-
menden Staaten Informationen Uber Anleger, die in Deutschland
ansassig sind, an ihre jeweilige Heimatsteuerbehérde melden,
die die Informationen an das Bundeszentralamt fur Steuern wei-
terleiten. Zuletzt ist es denkbar, dass in anderen teilnehmenden
Staaten ansassige Kreditinstitute Informationen Gber Anleger,
die in wiederum anderen teilnehmenden Staaten ansassig sind,
an ihre jeweilige Heimatsteuerbehérde melden, die die Informa-
tionen an die jeweiligen Steuerbehérden der Ansassigkeitsstaa-
ten der Anleger weiterleiten.

Allgemeiner Hinweis

Die steuerlichen Ausfiihrungen richten sich an in Deutschland
unbeschrankt einkommensteuerpflichtige oder unbeschrankt
korperschaftsteuerpflichtige Personen (Steuerinléander). Sie sollen
einen Uberblick Uber die deutschen steuerlichen Folgen der
Fondsanlage vermitteln und kénnen nicht alle steuerlichen
Aspekte behandeln, die sich aus der individuellen Situation des
Anlegers ergeben kénnen. Interessierten Anlegern empfehlen
wir, sich durch einen Angehérigen der steuerberatenden Berufe
Uber die steuerlichen Folgen des Fondsinvestments beraten zu
lassen. Die steuerlichen Ausfiihrungen gehen von der derzeit be-
kannten Rechtslage aus. Es kann keine Gewahr dafir tbernom-
men werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetz-
gebung, Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung
nicht andert.

18. Wirtschaftspriifer

Mit der Prafung des Fonds und des Jahresberichtes ist die Deloit-
te GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Europa-Allee 91,
60486 Frankfurt am Main, beauftragt.

Der Wirtschaftsprufer prift den Jahresbericht des Fonds. Bei der
Prifung hat der Wirtschaftsprifer auch festzustellen, ob bei der
Verwaltung des Fonds die Vorschriften des KAGB sowie die Be-
stimmungen der Anlagebedingungen beachtet worden sind. Das
Ergebnis der Prifung hat der Wirtschaftsprifer in einem beson-
deren Vermerk zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem
Wortlaut im Jahresbericht wiederzugeben. Der Wirtschaftsprifer
hat den Bericht Uber die Prifung des Fonds der BaFin auf Verlan-
gen einzureichen.

19. Zahlungen an die Anleger/Verbreitung der
Berichte und sonstige Informationen

19.1 Zahlungen an die Anleger

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist sichergestellt, dass
die Anleger eventuelle Ausschittungen erhalten und Anteile zu-
rickgenommen werden.

19.2 Verbreitung der Berichte

Der jeweils letzte Jahresbericht und gegebenenfalls der Halbjah-
resbericht, der aktuelle Verkaufsprospekt mit der geltenden Fas-
sung der Anlagebedingungen sowie das Basisinformationsblatt
werden von der Gesellschaft auf Anforderung kostenfrei zugelei-
tet. Diese Unterlagen sind auch bei der Verwahrstelle sowie im
Internet unter www.deka.de erhaltlich.

19.3 Sonstige Informationen

Wichtige Informationen an die Anleger werden im Bundesanzei-
ger und darUber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirt-
schafts- oder Tageszeitung oder im Internet unter www.deka.de
bekannt gemacht.

Informationen zu dem prozentualen Anteil der schwer liquidier-
baren Vermdgensgegenstande, neuen Regelungen zum Liquidi-
tatsmanagement, zum jeweils aktuellen Risikoprofil und zur
Steuerung dieser Risiken eingesetzten Risikomanagementsyste-
men, Anderungen des maximalen Umfangs des Leverage und
zur Gesamthohe des Leverage enthalt der Jahresbericht.

20. Weitere von der Gesellschaft verwaltete
Investmentvermogen

Die Gesellschaft verwaltet folgende Publikums-Investmentverma-
gen:

Investmentvermdgen gemaB der OGAW-Richtlinie
(OGAW)

Astralos Global Balanced

Connect-Aktien

Connect-Aktien Gesellschaftlicher Wandel
Connect-Aktien Gesundheit
Connect-Aktien Komfort

Connect Aktien Technologie
Connect-Renten

Connect-Perspektive Aktien
Connect-Perspektive Aktien 1
Connect-Perspektive Aktien 2
Connect-Perspektive Aktien 3
Connect-Perspektive Aktien Komfort
Connect-Perspektive Renten
Deka-BasisAnlage konservativ
Deka-BasisAnlage moderat
Deka-BasisAnlage ausgewogen
Deka-BasisAnlage offensiv
Deka-BasisAnlage dynamisch
Deka-BasisAnlage ZielStruktur offensiv 2025
Deka-BoutiqueSelect offensiv
Deka-GenerationenPortfolio
Deka-Multimanager ausgewogen
Deka-Multimanager defensiv
Deka-ManagerSelect Perspektive

Deka-PB ManagerMandat
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Deka-PB ManagerMandat offensiv
Deka-PB Multimanager ausgewogen
Deka-PB Multi Asset Selection
Deka-PortfolioSelect ausgewogen
Deka-PortfolioSelect dynamisch
Deka-PortfolioSelect moderat

Leipziger Vermdgensstrategie Balance
Leipziger Vermdgensstrategie Potenzial
Leipziger Vermdgensstrategie Substanz
LINGOHR-ASIEN-SYSTEMATIC- INVEST
Lingohr-Emerging Markets-INVEST
LINGOHR-EUROPA-SYSTEMATIC- INVEST
LINGOHR-SYSTEMATIC- INVEST
MARS-5 MultiAsset INVEST

MBS Invest 2

MBS Invest 2 Perspektive

MBS Invest 3

MBS Invest 3 Perspektive

Mittelbayern Portfolio Chance
Mittelbayern Portfolio Ertrag

1842 Potential

1842 Fundament

Private Banking Premium Chance
Private Banking Struktur

Rheinischer Kirchenfonds

UC Multimanager Global — INVEST

Nur Uber spezielle Vertriebspartner
angeboten

1842 Vermdgen flexibel

1842 Vermdgen offensiv

Hamburger Stiftungsfonds

Hamburger ESG Fonds - Best in Progress
Sparkasse Duisburg INVEST

Sparkasse Hanau Grimmfonds

Sparkasse HRV PremiumPlus

Sparkasse Pforzheim Calw Top Select
ES-DividendenStrategie

ES-InvestSelect: Aktien offensiv
ES-InvestSelect: Stiftungsfonds

Fonds Selektion Perspektive

Kreissparkasse Heilbronn: Select Global
Kreissparkasse Heilbronn: Substanz und Dividende
Kreissparkasse Heilbronn: Stiftung
Kreissparkasse Heilbronn: Stiftung 50
Rosenheim TopSelect

SANFOR RV Perspektive

Sparkasse Karlsruhe — Premium Fonds
Sparkasse Kraichgau Select

Sparkasse Kraichgau Wachstum Select
Stiftungsportfolio Ulm ESG

Sparkasse Offenburg/Ortenau Fonds Selektion
Oberland Weltinvest

VM BC Anleihen Global ESG

VM BC Ausschittungsconcept Regional ESG

VM BC BasisStrategie Global ESG
KSK Dynamik

KSK Stiftungen Dividende

KSK Stiftungen Zins

Alternative Investmentvermdgen (AIF)

Gemischte Investmentvermdgen
Deka-Strategieportfolio aktiv
DekaStruktur: 5 ErtragPlus
DekaStruktur: 5 Wachstum
DekaStruktur: 5 Chance
DekaStruktur: 5 ChancePlus
PrivatDepot 1

PrivatDepot 2

PrivatDepot 3

PrivatDepot 4

Private Banking Premium Ertrag

Nur Uber spezielle Vertriebspartner
angeboten

BW Zielfonds 2025

BW Zielfonds 2030

21. Nahere Angaben iiber die
Verwaltungsgesellschaft

Deka Vermdgensmanagement GmbH
Lyoner Strafe 13

60528 Frankfurt am Main

Postfach 11 05 23

60040 Frankfurt am Main

Handelsregister
Amtsgericht Frankfurt am Main
Handelsregister-Nummer: HRB 112 372

Eigenkapital

(Stand: 31.12.2023)

Gezeichnetes und eingezahltes Kapital: EUR 10,2 Mio.
Eigenmittel: EUR 29,7 Mio.

Alleingesellschafterin
DekaBank Deutsche Girozentrale
GrolBe GallusstraBe 14

60315 Frankfurt am Main

Aufsichtsrat
Dr. Matthias Danne (Vorsitzender)
Stellvertretender Vorsitzender des Vorstandes der DekaBank

Deutsche Girozentrale, Frankfurt am Main

Birgit Dietl-Benzin (stellvertretende Vorsitzende)
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Mitglied des Vorstandes der DekaBank Deutsche Girozentrale,
Frankfurt am Main

Rita Geyermann,
Direktorin KfW-Bankengruppe, Frankfurt am Main

Wolfgang Drr,
Trier

Sabine Schmittroth,
Geschaftsfihrende Gesellschafterin der sajos GmbH, Frankfurt
am Main

Victor Moftakhar,
Bad Nauheim

Geschaftsfithrung

Dirk Degenhardt

Vorsitzender

Mitglied des Aufsichtsrates der bevestor GmbH, Frankfurt am
Main

Dirk Heuser

Thomas Ketter

Mitglied der Geschaftsfiihrung der Deka Investment GmbH,
Frankfurt am Main

Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates der IQAM In-
vest GmbH, Salzburg

Thomas Schneider

Mitglied der Geschaftsfihrung der Deka Investment GmbH,
Frankfurt am Main

Vorsitzender des Aufsichtsrates der Deka International S.A., Lu-
xemburg

Die vorstehenden Angaben werden in den Jahres- und Halb-
jahresberichten jeweils aktualisiert.

22. Recht des Kaufers zum Widerruf nach
§ 305 KAGB (AuBerhalb von Geschéftsrau-
men geschlossene Vertrage)

1. Ist der Kdufer von Anteilen an dem Fonds durch mundliche
Verhandlungen auBerhalb der stdndigen Geschaftsraume
desjenigen, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermit-
telt hat, dazu bestimmt worden, eine auf den Kauf gerichte-
te Willenserklarung abzugeben, so ist er an diese Erklarung
nur gebunden, wenn er sie nicht der Gesellschaft gegentber

binnen einer Frist von zwei Wochen in Textform widerruft;
dies gilt auch dann, wenn derjenige, der die Anteile verkauft
oder den Verkauf vermittelt, keine standigen Geschaftsrau-
me hat. Bei Fernabsatzvertragen i. S. d. § 312c Absatz 1 des
Birgerlichen Gesetzbuchs (nachfolgend "BGB"), bei denen
es sich um Finanzdienstleistungen handelt, deren Preis auf
dem Finanzmarkt Schwankungen unterliegt — wie z.B.
Dienstleistungen im Zusammenhang mit Anteilen an offenen
Investmentvermdgen — besteht ein Widerrufsrecht nicht, so-
fern die Parteien nichts anderes vereinbart haben

(§ 312g Absatz 2 Nr. 8 BGB).

. Zur Wahrung der Frist gentgt die rechtzeitige Absendung

der Widerrufserklarung. Die Widerrufsfrist beginnt erst zu
laufen, wenn die Durchschrift des Antrags auf Vertragsab-
schluss dem Kaufer ausgehandigt oder ihm eine Kaufabrech-
nung Ubersandt worden ist und darin eine Belehrung Uber
das Widerrufsrecht enthalten ist, die den Anforderungen des
Artikels 246 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Einflihrungsgesetzes
zum Burgerlichen Gesetzbuch gendigt. Ist streitig, ob oder zu
welchem Zeitpunkt die Durchschrift des Antrags auf Ver-
tragsabschluss dem Kaufer ausgehandigt oder ihm eine Kau-
fabrechnung Ubersandt worden ist, trifft die Beweislast den
Verkaufer.

Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der Verkaufer
nachweist, dass

der Kaufer kein Verbraucher ist (Verbraucher ist jede natrli-
che Person, die ein Rechtsgeschaft zu Zwecken abschliel3t,
die Uberwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selb-
standigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet werden kénnen)
oder

er den Kaufer zu den Verhandlungen, die zum Verkauf der
Anteile gefthrt haben, aufgrund vorhergehender Bestellung
gemaR § 55 Absatz 1 der Gewerbeordnung aufgesucht hat.

Ist der Widerruf wirksam erfolgt und hat der Kaufer bereits
Zahlungen geleistet, so sind ihm von der Gesellschaft gege-
benenfalls Zug um Zug gegen Ricklbertragung der erwor-
benen Anteile, die bezahlten Kosten und ein Betrag auszu-
zahlen, der dem Wert der bezahlten Anteile am Tage nach

dem Eingang der Widerrufserklarung entspricht.

. Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet werden.

Die vorstehenden Erlauterungen gelten entsprechend fur den
Verkauf der Anteile durch den Anleger.
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Il. Anlagebedingungen

Allgemeine Anlagebedingungen

zur Regelung des Rechtsverhaltnisses zwischen den Anlegern
und der Deka Vermdgensmanagement GmbH, Frankfurt am
Main, (,,Gesellschaft”) fir die von der Gesellschaft verwalteten
Gemischten Sondervermégen, die nur in Verbindung mit den far
das jeweilige Sondervermogen aufgestellten , Besonderen Anla-
gebedingungen” gelten.

§ 1 Grundlagen

1. Die Gesellschaft ist eine Kapitalverwaltungsgesellschaft und
unterliegt den Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs
(KAGB).

2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen
Namen fur gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach
dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB
zugelassenen Vermogensgegenstanden gesondert vom eige-
nen Vermoégen in Form von Sondervermégen an. Der Ge-
schaftszweck des Gemischten Sondervermdégens ist auf die
Kapitalanlage gemaf einer festgelegten Anlagestrategie im
Rahmen einer kollektiven Vermogensverwaltung mittels der
bei ihm eingelegten Mittel beschrankt; eine operative Tatig-
keit und eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der
gehaltenen Vermdgensgegenstande ist ausgeschlossen.

3. Das Rechtsverhaltnis zwischen der Gesellschaft und dem
Anleger richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingun-
gen (AAB) und Besonderen Anlagebedingungen (BAB) des
Sondervermoégens und dem KAGB.

§ 2 Verwahrstelle

1. Die Gesellschaft bestellt fir das Sondervermdgen eine Ein-
richtung im Sinne des § 80 Absatz 2 KAGB als Verwabhrstelle;
die Verwahrstelle handelt unabhangig von der Gesellschaft
und ausschlieBlich im Interesse der Anleger.

2. Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich
nach dem mit der Gesellschaft geschlossenen Verwahrstel-
lenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebedingungen.

3. Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach MaBgabe
des § 82 KAGB auf ein anderes Unternehmen (Unterverwah-
rer) auslagern. Naheres hierzu enthalt der Verkaufsprospekt.

4. Die Verwahrstelle haftet gegentiber dem Sondervermogen
oder gegentiber den Anlegern fur das Abhandenkommen ei-
nes verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 81 Absatz
1 Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle oder durch einen Un-

terverwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten
nach § 82 Absatz 1 KAGB Ubertragen wurde. Die Verwahr-
stelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Ab-
handenkommen auf duBere Ereignisse zuriickzufihren ist,
deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegenmaf-
nahmen unabwendbar waren. Weitergehende Anspriiche,
die sich aus den Vorschriften des burgerlichen Rechts auf
Grund von Vertragen oder unerlaubten Handlungen erge-
ben, bleiben unberthrt. Die Verwahrstelle haftet auch ge-
geniber dem Sondervermdgen oder den Anlegern fir samt-
liche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass die
Verwahrstelle fahrlassig oder vorsatzlich ihre Verpflichtungen
nach den Vorschriften des KAGB nicht erfillt. Die Haftung
der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertragung der
Verwahraufgaben nach Absatz 3 Satz 1 unberihrt.

§ 3 Fondsverwaltung

1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermdgensgegen-
stdnde im eigenen Namen flr gemeinschaftliche Rechnung
der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit,
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben unabhangig von der Verwahrstelle
und ausschlieBlich im Interesse der Anleger.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern
eingelegten Geld die Vermdgensgegenstande zu erwerben,
diese wieder zu verauBern und den Erlés anderweitig anzule-
gen; sie ist ferner ermachtigt, alle sich aus der Verwaltung
der Vermogensgegenstande ergebenden sonstigen Rechts-
handlungen vorzunehmen.

3. Die Gesellschaft darf fir gemeinschaftliche Rechnung der
Anleger weder Gelddarlehen gewahren noch Verpflichtun-
gen aus einem Burgschafts- oder einem Garantievertrag ein-
gehen; sie darf keine Vermdgensgegenstande nach MafBga-
be der §§ 193, 194 und 196 KAGB verkaufen, die im Zeit-
punkt des Geschaftsabschlusses nicht zum Sondervermdgen
gehdren. § 197 KAGB bleibt unberihrt.

§ 4 Anlagegrundsatze

Das Sondervermdgen wird unmittelbar oder mittelbar nach dem
Grundsatz der Risikomischung angelegt. Die Gesellschaft soll far
das Sondervermdgen nur solche Vermdgensgegenstande erwer-
ben, die Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie be-
stimmt in den BAB, welche Vermdgensgegenstande fur das
Sondervermégen erworben werden dirfen.
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§ 5 Wertpapiere

Sofern die BAB keine weiteren Einschréankungen vorsehen,
darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fir Rech-
nung des Sondervermogens Wertpapiere nur erwerben,
wenn

sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zuge-
lassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

sie ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der Mitgliedstaa-
ten der Europaischen Union oder auBerhalb der anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens Uber den Européischen Wirt-
schaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser
Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Borse
oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt far
Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist’,

ihre Zulassung an einer Bérse in einem Mitgliedstaat der
Europaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum
Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt
oder ihre Einbeziehung in diesen Markt in einem Mitglied-
staat der Europaischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen
ist, sofern die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpa-
piere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

ihre Zulassung an einer Bérse zum Handel oder ihre Zulas-
sung an einem organisierten Markt oder die Einbeziehung in
diesen Markt auBerhalb der Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten
des Abkommens tber den Européaischen Wirtschaftsraum
nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die
Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der
Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulassung oder Einbe-
ziehung dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ihrer
Ausgabe erfolgt,

sie Aktien sind, die dem Sondervermégen bei einer Kapitaler-
hohung aus Gesellschaftsmitteln zustehen,

sie in Auslbung von Bezugsrechten, die zum Sondervermé-
gen gehodren, erworben werden,

1 Die , Liste der zugelassenen Bérsen und der anderen organisierten Markte gemaf
§ 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB" wird auf der Internetseite der Bundesanstalt
verdffentlicht (http://Awww.bafin.de).

sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 193 Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten Kriterien erfullen,

sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Absatz 1 Satz 1
Nr. 8 KAGB genannten Kriterien erfillen.

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis
d) darf nur erfolgen, wenn zusatzlich die Voraussetzungen
des § 193 Absatz 1 Satz 2 KAGB erfllt sind. Erwerbbar sind
auch Bezugsrechte, die aus Wertpapieren herrtihren, welche
ihrerseits nach diesem § 5 erwerbbar sind.

§ 6 Geldmarktinstrumente

Sofern die BAB keine weiteren Einschrankungen vorsehen,
darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fir Rech-
nung des Sondervermdgens Instrumente, die tblicherweise
auf dem Geldmarkt gehandelt werden, sowie verzinsliche
Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fur das Son-
dervermdgen eine restliche Laufzeit von héchstens 397 Ta-
gen haben, deren Verzinsung nach den Ausgabebedingun-
gen wahrend ihrer gesamten Laufzeit regelmaBig, mindes-
tens aber einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird
oder deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere
entspricht (Geldmarktinstrumente), erwerben.

Geldmarktinstrumente durfen fur das Sondervermégen nur
erworben werden, wenn sie

an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Uni-
on oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zuge-
lassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zu-
gelassen oder in diesen einbezogen sind,

ausschlieBlich an einer Bérse auBerhalb der Mitgliedstaaten
der Europaischen Union oder auBerhalb der anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens Uber den Europdischen Wirt-
schaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbe-
zogen sind, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organi-
sierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen istZ,

von der Europdischen Union, dem Bund, einem Sonderver-
maogen des Bundes, einem Land, einem anderen Mitglied-
staat oder einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder
lokalen Gebietskorperschaft oder der Zentralbank eines Mit-
gliedstaates der Europaischen Union, der Europdaischen Zen-
tralbank oder der Europdischen Investitionsbank, einem Dritt-
staat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Glied-
staat dieses Bundesstaates oder von einer internationalen 6f-

2 Siehe FuBnote 1
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fentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitglied-
staat der Europaischen Union angehért, begeben oder ga-
rantiert werden,

d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpa-
piere auf den unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten
Markten gehandelt werden,

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Europai-
schen Union festgelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt
ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen,
die nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des
Rechts der Europaischen Union gleichwertig sind, unterliegt
und diese einhalt, begeben oder garantiert werden, oder

f) von anderen Emittenten begeben werden und diese den
Anforderungen des § 194 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB ent-
sprechen.

2. Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 diirfen nur
erworben werden, wenn sie die jeweiligen Voraussetzungen
des § 194 Absatz 2 und 3 KAGB erfullen.

§ 7 Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sondervermégens Bank-
guthaben halten, die eine Laufzeit von héchstens zwolf Mona-
ten haben. Die auf Sperrkonten zu fihrenden Guthaben kénnen
bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterhalten wer-
den; die Guthaben kénnen auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz
in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffas-
sung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Europaischen
Union gleichwertig sind, gehalten werden. Sofern in den BAB
nichts anderes bestimmt ist, kénnen die Bankguthaben auch auf
Fremdwahrung lauten.

§ 8 Investmentanteile

1. Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft fir Rechnung des Sondervermdgens Anteile
an Investmentvermdgen gemaR der Richtlinie 2009/65/EG
(OGAW-Richtlinie) erwerben. Anteile an anderen inlandi-
schen Sondervermdégen und Investmentaktiengesellschaften
mit veranderlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF
und auslandischen offenen AIF, kbnnen erworben werden,
sofern sie die Anforderungen des § 196 Absatz 1 Satz 2
KAGB erflllen.

2. Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft dartiber hinaus Anteile an Publikums-Son-
dervermdgen nach MaBgabe der §§ 218 und 219 KAGB

(Gemischte Sondervermogen), Aktien von Investmentaktien-
gesellschaften mit verdnderlichem Kapital, deren Satzung ei-
ne einem Gemischten Sondervermégen vergleichbare Anla-
geform vorsieht, sowie Anteile oder Aktien an vergleichbaren
EU- oder auslandischen AIF erwerben.

. Anteile an Investmentvermégen gemal den Absatzen 1 und

2 darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn diese nach den
Anlagebedingungen oder der Satzung der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft, der Investmentaktiengesellschaft mit ver-
anderlichem Kapital, des EU-Investmentvermdgens, der EU-
Verwaltungsgesellschaft oder des auslandischen AIF oder der
auslandischen AlF-Verwaltungsgesellschaft insgesamt hochs-
tens 10 % des Wertes ihres Vermogens in Anteilen an ande-
ren inlandischen Sondervermdgen, Investmentaktiengesell-
schaften mit veranderlichem Kapital, offenen EU-Investment-
vermogen oder auslandischen offenen AIF anlegen. Diese
Grenze gilt nicht fir Anteile oder Aktien an anderen inlandi-
schen, EU- oder auslandischen offenen Publikumsinvest-
mentvermogen im Sinne des § 196 KAGB sowie flr Anteile
oder Aktien an offenen Spezialinvestmentvermégen, sofern
diese nach den jeweiligen Anlagebedingungen ausschlieBlich
investieren dirfen in Bankguthaben, Geldmarktinstrumente
und Wertpapiere nach MaBgabe des § 219 Absatz 3 Nr. 3
KAGB.

Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft zusatzlich Anteile an offenen Publikums-
Sondervermoégen nach MaBgabe der §§ 220 bis 224 KAGB
(Sonstige Sondervermégen), Aktien von Investmentaktienge-
sellschaften mit veranderlichem Kapital, deren Satzung eine
einem Sonstigen Sondervermdgen vergleichbare Anlageform
vorsieht, sowie Anteile oder Aktien an vergleichbaren EU-
oder auslandischen AIF erwerben.

. Anteile oder Aktien an Investmentvermégen gemalB Absatz 4

darfen nur erworben werden, wenn deren Vermogensge-
genstande von einer Verwahrstelle verwahrt werden oder die
Funktionen der Verwahrstelle von einer anderen vergleichba-
ren Einrichtung wahrgenommen werden und soweit diese
Investmentvermoégen ihre Mittel nach ihren Anlagebedingun-
gen nicht ihrerseits in Anteile oder Aktien anderer Invest-
mentvermogen anlegen dirfen. Satz 1 letzter Halbsatz gilt
nicht fir Anteile oder Aktien an anderen inlandischen, EU-
oder auslandischen offenen Publikumsinvestmentvermdgen
im Sinne des § 196 KAGB sowie fur Anteile oder Aktien an
offenen Spezialinvestmentvermégen, sofern diese nach den
jeweiligen Anlagebedingungen ausschlieBlich investieren
dirfen in Bankguthaben, Geldmarktinstrumente und Wert-
papiere nach MaBgabe des § 219 Absatz 3 Nr. 3 KAGB. Die
Gesellschaft darf nicht in Anteile an auslandischen offenen
Investmentvermogen aus Staaten anlegen, die bei der Be-
kédmpfung der Geldwasche nicht im Sinne internationaler
Vereinbarungen kooperieren.
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6.

DarUber hinaus darf das Sondervermogen Anteile oder Akti-
en an folgenden Investmentvermdgen weiter halten, soweit
diese zulassig vor dem 22. Juli 2013 nach den unten stehen-
den Regelungen erworben wurden:

Immobilien-Sondervermdgen gemal §8§ 66 bis 82 des Invest-
mentgesetzes in der bis zum 21. Juli 2013 geltenden Fassung
(Inv@) (auch nach deren Umstellung auf das KAGB) sowie
mit solchen Sondervermégen vergleichbaren EU- oder aus-
landischen Investmentvermdgen und

Sondervermégen mit zusatzlichen Risiken nach § 112 InvG
und/oder Aktien von Investmentaktiengesellschaften, deren
Satzung eine nach dem § 112 InvG vergleichbare Anlage-
form vorsieht (auch nach deren Umstellung auf das KAGB)
sowie mit solchen Investmentvermdgen vergleichbaren EU-
oder auslandischen Investmentvermégen.

§ 9 Derivate

1.

Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann
die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des Sonderver-
maogens Derivate gemal § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB und Fi-
nanzinstrumente mit derivativer Komponente gemaf § 197
Absatz 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf — der Art und dem
Umfang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente
mit derivativer Komponente entsprechend — zur Ermittlung
der Auslastung der nach § 197 Absatz 2 KAGB festgesetzten
Marktrisikogrenze fur den Einsatz von Derivaten und Finanz-
instrumenten mit derivativer Komponente entweder den ein-
fachen oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemaB §
197 Absatz 3 KAGB erlassenen ,,Verordnung Uber Risikoma-
nagement und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten,
Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschaften in Investment-
vermogen nach dem Kapitalanlagegesetzbuch” (DerivateV)
nutzen; das Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie
regelmaBig nur Grundformen von Derivaten und Finanzin-
strumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen
aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente sowie gemaB § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zu-
|assigen Basiswerten im Sondervermdgen einsetzen. Komple-
xe Derivate mit gemaB § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zulassi-
gen Basiswerten dirfen nur zu einem vernachlassigbaren An-
teil eingesetzt werden. Der nach MaBgabe von § 16 Deriva-
teV zu ermittelnde Anrechnungsbetrag des Sondervermé-
gens fur das Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den Wert
des Sondervermdgens Ubersteigen

Grundformen von Derivaten sind:

Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1
Satz 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach
§ 196 KAGB;

Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197
Absatz 1 Satz 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentan-
teilen nach § 196 KAGB und auf Terminkontrakte nach
Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigenschaften aufwei-
sen:

aa) eine Austbung ist entweder wahrend der gesamten
Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit moglich und

bb) der Optionswert hangt zum Ausibungszeitpunkt linear
von der positiven oder negativen Differenz zwischen Basis-
preis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn
die Differenz das andere Vorzeichen hat;

Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

Optionen auf Swaps nach Buchstabe ¢), sofern sie die in
Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschriebenen
Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert
beziehen (Single Name Credit Default Swaps).

Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf
sie — vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsys-
tems — in jegliche Finanzinstrumente mit derivativer Kompo-
nente oder Derivate investieren, die von einem gemal3 § 197
Absatz 1 Satz 1 KAGB zuldssigen Basiswert abgeleitet sind.

Hierbei darf der dem Sondervermégen zuzuordnende poten-
zielle Risikobetrag fur das Marktrisiko ("Risikobetrag") zu
keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobe-
trags fur das Marktrisiko des zugehérigen Vergleichsvermo-
gens gemaR § 9 der DerivateV Ubersteigen. Alternativ darf
der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 % des Wertes des
Sondervermogens Ubersteigen.

Unter keinen Umstanden darf die Gesellschaft bei diesen
Geschaften von den in den Anlagebedingungen oder von
den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsétzen und
-grenzen abweichen.

Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit
derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, der
effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusat-
zertragen einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse
der Anleger fur geboten halt.

Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fir den Einsatz von
Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Kompo-
nente darf die Gesellschaft jederzeit gemaB § 6 Satz 3 der
DerivateV zwischen dem einfachen und dem qualifizierten
Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmi-
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gung durch die Bundesanstalt, die Gesellschaft hat den
Wechsel jedoch unverziglich der Bundesanstalt anzuzeigen
und im ndchstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht be-
kannt zu machen.

Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit
derivativer Komponente wird die Gesellschaft die DerivateV
beachten.

§ 10 Sonstige Anlageinstrumente

Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die
Gesellschaft fir Rechnung des Sondervermdgens bis zu 10 %
des Wertes des Sondervermdgens in Sonstige Anlageinstrumen-
te gemal § 198 KAGB anlegen.

§ 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen

1.

Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der
DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten
Grenzen und Beschréankungen zu beachten.

. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschlieBlich der in

Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstru-
mente desselben Emittenten dirfen tUber den Wertanteil von
5 % hinaus bis zu 10 % des Wertes des Sondervermdgens
erworben werden; dabei darf der Gesamtwert der Wertpa-
piere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 % des
Wertes des Sondervermdgens nicht Ubersteigen. Die Emit-
tenten von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten sind
auch dann im Rahmen der in Satz 1 genannten Grenzen zu
berlcksichtigen, wenn die von diesen emittierten Wertpapie-
re und Geldmarktinstrumente mittelbar Uber andere im Son-
dervermdgen enthaltenen Wertpapiere, die an deren Wert-
entwicklung gekoppelt sind, erworben werden.

Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuld-
scheindarlehen und Geldmarktinstrumente, die vom Bund,
einem Land, der Europaischen Union, einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union oder seinen Gebietskdrperschaften,
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder von einer
internationalen Organisation, der mindestens ein Mitglied-
staat der Europdischen Union angehdrt, ausgegeben oder
garantiert worden sind, jeweils bis zu 35 % des Wertes des
Sondervermdgens anlegen.

Die Gesellschaft darf jeweils bis zu 25 % des Wertes des
Sondervermdgens anlegen in

Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen sowie
Schuldverschreibungen, die von Kreditinstituten mit Sitz in
einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder in einem

anderen Vertragsstaat des Abkommens GUber den Europai-
schen Wirtschaftsraum vor dem 8. Juli 2022 ausgegeben
worden sind, wenn die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher
Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschrei-
bungen einer besonderen 6ffentlichen Aufsicht unterliegen
und die mit der Ausgabe der Schuldverschreibungen aufge-
nommenen Mittel nach den gesetzlichen Vorschriften in Ver-
maogenswerten angelegt werden, die wahrend der gesamten
Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich aus ihnen erge-
benden Verbindlichkeiten ausreichend decken und die bei ei-
nem Ausfall des Emittenten vorrangig fur die fallig werden-
den Rickzahlungen und die Zahlung der Zinsen bestimmt
sind. Legt die Gesellschaft mehr als 5 % des Wertes des Son-
dervermdgens in Schuldverschreibungen desselben Emitten-
ten nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert dieser Schuldver-
schreibungen 80 % des Wertes des Sondervermdgens nicht
Ubersteigen.

gedeckte Schuldverschreibungen im Sinne des Artikels 3
Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/2162 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 Uber die
Emission gedeckter Schuldverschreibungen und die 6ffentli-
che Aufsicht tGber gedeckte Schuldverschreibungen und zur
Anderung der Richtlinien 2009/65/EG und 2014/59/EU (ABI.
L 328 vom 18.12.2019, S. 29), die nach dem 7. Juli 2022 be-
geben wurden. Legt die Gesellschaft mehr als 5 % des Wer-
tes des Sondervermdgens in Schuldverschreibungen dessel-
ben Emittenten nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert die-
ser Schuldverschreibungen 80 % des Wertes des Sonderver-
maogens nicht Ubersteigen.

Die Grenze in Absatz 3 darf fiir Wertpapiere und Geldmarkt-
instrumente desselben Emittenten nach MaB3gabe von § 206
Absatz 2 KAGB Uberschritten werden, sofern die BAB dies
unter Angabe der betreffenden Emittenten vorsehen. In die-
sen Fallen mussen die fur Rechnung des Sondervermdgens
gehaltenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus min-
destens sechs verschiedenen Emissionen stammen, wobei
nicht mehr als 30 % des Wertes des Sondervermdgens in ei-
ner Emission gehalten werden ddrfen.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 % des Wertes des Son-
dervermdgens in Bankguthaben nach Mal3gabe des § 195
KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen.

Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination
aus:

Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein und
derselben Einrichtung begeben werden,

Einlagen bei dieser Einrichtung und

Anrechnungsbetragen fur das Kontrahentenrisiko der mit
dieser Einrichtung eingegangenen Geschéfte,
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20 % des Wertes des Sondervermdgens nicht Ubersteigt.
Satz 1 gilt fur die in Absatz 3 und 4 genannten Emittenten
und Garantiegeber mit der MaBgabe, dass die Gesellschaft
sicherzustellen hat, dass eine Kombination der in Satz 1 ge-
nannten Vermogensgegenstande und Anrechnungsbetrage
35 % des Wertes des Sondervermdgens nicht Ubersteigt. Die
jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in beiden Fallen unbe-
rahrt.

Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen,
Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente werden bei
der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von

40 % nicht bertcksichtigt. Die in den Absatzen 2 bis 4 und
Absatzen 6 und 7 genannten Grenzen durfen abweichend
von der Regelung in Absatz 7 nicht kumuliert werden.

Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Invest-
mentvermogen nach MaBgabe des § 196 Absatz 1 KAGB
insgesamt nur in H&he von bis zu 20 % des Wertes des Son-
dervermdgens anlegen. Die Gesellschaft darf fir Rechnung
des Sondervermégens nicht mehr als 25 % der ausgegebe-
nen Anteile eines anderen offenen inlandischen, EU- oder
auslandischen Investmentvermégens, das nach dem Grund-
satz der Risikomischung in Vermdgensgegenstande im Sinne
der §§ 192 bis 198 KAGB angelegt ist, erwerben.

. Die Gesellschaft darf in Anteile oder Aktien nach § 8 Absatz

4 insgesamt nur bis zu 10 % des Wertes des Sondervermé-
gens anlegen. Auf diese Grenze sind Investmentvermogen
mit zusatzlichen Risiken die das Sondervermégen gemal § 8
Absatz 6 b) halt, anzurechnen.

. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sondervermdgens

nicht in mehr als zwei Investmentvermdgen in Form von
Sonstigen Sondervermdgen vom gleichen Emittenten oder
Fondsmanager investieren.

§ 12 Verschmelzung

1.

Die Gesellschaft darf nach MalBBgabe der §§ 181 bis 191
KAGB

samtliche Vermogensgegenstdnde und Verbindlichkeiten
dieses Sondervermogens auf ein anderes bestehendes oder
ein neues, dadurch gegriindetes Sondervermdgen oder eine
Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital
Ubertragen;

samtliche Vermogensgegenstdnde und Verbindlichkeiten
eines anderen Sondervermogens oder einer Investmentakti-
engesellschaft mit veranderlichem Kapital in das Sonderver-
maogen aufnehmen.

2.

Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zu-
standigen Aufsichtsbehérde. Die Einzelheiten des Verfahrens
ergeben sich aus den §§ 182 bis 191 KAGB.

§ 13 Wertpapier-Darlehen

1.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sondervermégens
einem Wertpapier-Darlehensnehmer gegen ein marktgerech-
tes Entgelt nach Ubertragung ausreichender Sicherheiten ge-
maB § 200 Absatz 2 KAGB ein jederzeit kiindbares Wertpa-
pier-Darlehen gewahren. Der Kurswert der zu Ubertragenden
Wertpapiere darf zusammen mit dem Kurswert der fir Rech-
nung des Sondervermogens demselben Wertpapier-Darle-
hensnehmer einschlieBlich konzernangehériger Unterneh-
men im Sinne des § 290 Handelsgesetzbuch (HGB) bereits als
Wertpapier-Darlehen Ubertragenen Wertpapiere 10 % des
Wertes des Sondervermdgens nicht tGbersteigen.

Werden die Sicherheiten fir die Gbertragenen Wertpapiere
vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Guthaben erbracht,
mussen die Guthaben auf Sperrkonten gemaB § 200 Absatz
2 Satz 3 Nr. 1 KAGB unterhalten werden. Alternativ darf die
Gesellschaft von der Méglichkeit Gebrauch machen, diese
Guthaben in der Wahrung des Guthabens in folgende Ver-
mogensgegenstande anzulegen:

in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualitat aufweisen
und die vom Bund, einem Land, der Europaischen Union, ei-
nem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder seinen Ge-
bietskodrperschaften, einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum oder ei-
nem Drittstaat ausgegeben worden sind,

in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entsprechend
den von der Bundesanstalt auf Grundlage des § 4 Absatz 2
KAGB erlassenen Richtlinien oder

im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschafts mit einem
Kreditinstitut, das die jederzeitige Rickforderung des aufge-
laufenen Guthabens gewahrleistet.

Die Ertrage aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem Son-
dervermdgen zu.

Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapier-
sammelbank organisierten Systems zur Vermittlung und Ab-
wicklung der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den
Anforderungen nach § 200 Absatz 1 Satz 3 KAGB abweicht,
wenn von dem jederzeitigen Kiindigungsrecht nach Absatz 1
nicht abgewichen wird.

Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf

die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug auf
Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewahren so-
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fern diese Vermégensgegenstande fir das Sondervermdgen
erwerbbar sind. Die Regelungen der Absatze 1 bis 3 gelten
hierfir sinngemap.

§ 14 Pensionsgeschafte

N

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sondervermogens
jederzeit kiindbare Wertpapier-Pensionsgeschafte im Sinne
von § 340b Absatz 2 HGB gegen Entgelt mit Kreditinstituten
oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grundlage stan-
dardisierter Rahmenvertrage abschlieBen.

Die Pensionsgeschafte missen Wertpapiere zum Gegenstand
haben, die nach den Anlagebedingungen fir das Sonderver-
maogen erworben werden dirfen.

Die Pensionsgeschafte durfen héchstens eine Laufzeit von
zwolf Monaten haben.

Sofern in den BAB nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf
die Gesellschaft Pensionsgeschafte auch in Bezug auf Geld-
marktinstrumente und Investmentanteile abschlieBen, sofern
diese Vermogensgegenstande fur das Sondervermdgen er-
werbbar sind. Die Regelungen der Absatze 1 bis 3 gelten
hierfir sinngemap.

§ 15 Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anle-
ger kurzfristige Kredite bis zur Héhe von 10 % des Wertes des
Sondervermoégens aufnehmen, wenn die Bedingungen der Kre-
ditaufnahme marktublich sind und die Verwahrstelle der Kredit-
aufnahme zustimmt.

§ 16 Anteile

Die Anteile am Sondervermdégen lauten auf den Inhaber und
werden in Anteilscheinen verbrieft oder als elektronische An-
teilscheine begeben.

Verbriefte Anteilscheine werden in einer Sammelurkunde
verbrieft, die Ausgabe von Einzelurkunden ist ausgeschlos-
sen. Mit dem Erwerb eines Anteils am Sondervermégen er-
wirbt der Anleger einen Miteigentumsanteil an der Samme-
lurkunde. Dieser ist Ubertragbar, soweit in den BAB nichts
Abweichendes geregelt ist.

Die Anteile kdnnen verschiedene Ausgestaltungsmerkmale,
insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausga-
beaufschlags, des Riicknahmeabschlags, der Wahrung des
Anteilwertes, der Verwaltungsvergltung, der Mindestanlage-

summe oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklas-
sen) haben. Die Einzelheiten sind in den BAB festgelegt.

§ 17 Ausgabe und Riicknahme von Anteilen, Beschréankung
und Aussetzung der Riicknahme

1. Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatzlich nicht
beschrankt. Die Gesellschaft behalt sich vor, die Ausgabe von
Anteilen voribergehend oder vollstdndig einzustellen.

2. Die Anteile kénnen bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle
oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die BAB
kdnnen vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern
erworben und gehalten werden durfen.

3. Die Anleger kdnnen von der Gesellschaft die Riicknahme der
Anteile verlangen. Die BAB kénnen Ruckgabefristen vorse-
hen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils
geltenden Rucknahmepreis fiir Rechnung des Sonderverméo-
gens zurlickzunehmen. Rucknahmestelle ist die Verwahrstel-
le.

4. Soweit in den BAB nichts Abweichendes geregelt ist, bleibt
der Gesellschaft jedoch vorbehalten, die Riicknahme von An-
teilen fur bis zu 15 Arbeitstage zu beschranken, wenn die
Ruckgabeverlangen der Anleger einen Schwellenwert errei-
chen, ab dem die Ruckgabeverlangen aufgrund der Liquidi-
tatssituation der Vermdgensgegenstande des Sondervermo-
gens nicht mehr im Interesse der Gesamtheit der Anleger
ausgefuhrt werden kénnen. Der Schwellenwert ist in den
BAB festgelegt. Er beschreibt das Riickgabeverlangen pro-
zentual zum Nettoinventarwert des Sondervermdgens. In
diesem Fall wird die Gesellschaft dem Rickgabeverlangen je
Anleger nur anteilig entsprechen, im Ubrigen entféllt die
Rucknahmepflicht. Dies bedeutet, dass jede Riicknahmeorder
nur anteilig ausgefuhrt wird. Der nicht ausgefuhrte Teil der
Order (Restorder) wird von der Gesellschaft auch nicht zu ei-
nem spateren Zeitpunkt ausgefihrt, sondern verfallt (Pro-Ra-
ta-Ansatz mit Verfall der Restorder). Weitere Einzelheiten
zum Verfahrensablauf der Ricknahmebeschrankung sind
dem Verkaufsprospekt zu entnehmen. Die Gesellschaft hat
die Beschrankung der Ricknahme der Anteile sowie deren
Aufhebung unverzlglich auf ihrer Internetseite zu veréffent-
lichen.

5. Der Gesellschaft bleibt zudem vorbehalten, die Ricknahme
der Anteile gemalB § 98 Absatz 2 KAGB auszusetzen, wenn
auBergewdhnliche Umstande vorliegen, die eine Aussetzung
unter Berlcksichtigung der Interessen der Anleger erforder-
lich erscheinen lassen.

6. Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im

Bundesanzeiger und dartber hinaus in einer hinreichend ver-
breiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den in dem
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Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informations-
medien Uber die Aussetzung gemal Absatz 5 und die Wie-
deraufnahme der Ricknahme zu unterrichten. Die Anleger
sind Uber die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rick-
nahme der Anteile unverziglich nach der Bekanntmachung
im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datentragers
zu unterrichten.

§ 18 Ausgabe- und Riicknahmepreise

1. Soweit in den BAB nichts Abweichendes geregelt ist, werden
zur Ermittlung des Ausgabe- und Ricknahmepreises der An-
teile die Verkehrswerte der zu dem Sondervermdégen geho-
renden Vermdgensgegenstande abzlglich der aufgenomme-
nen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten (Nettoinventar-
wert) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile
geteilt (, Anteilwert”). Werden gemaf § 16 Absatz 3 unter-
schiedliche Anteilklassen fur das Sondervermdégen einge-
fahrt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und Riicknah-
mepreis fur jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln.

Die Bewertung der Vermdgensgegenstande erfolgt gemali
§8§ 168 und 169 KAGB und der Kapitalanlage-Rechnungsle-
gungs- und Bewertungsverordnung (KARBV).

2. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am Sonderver-
mogen gegebenenfalls zuzlglich eines in den BAB festzuset-
zenden Ausgabeaufschlags gemaB § 165 Absatz 2 Nr. 8
KAGB. Der Rucknahmepreis entspricht dem Anteilwert am
Sondervermégen gegebenenfalls abziglich eines in den BAB
festzusetzenden Ricknahmeabschlags gemal § 165 Absatz
2 Nr. 8 KAGB.

3. Der Abrechnungsstichtag fir Anteilerwerbs- und Riicknah-
meauftrage ist spatestens der auf den Eingang des Anteilser-
werbs- bzw. Riicknahmeauftrags folgende Wertermittlungs-
tag, soweit in den BAB nichts anderes bestimmt ist.

4. Der Nettoinventarwert, der Anteilwert sowie die Ausgabe-
und Rucknahmepreise werden an Bewertungstagen ermit-
telt. Bewertungstage sind Montag bis Freitag auBer gesetzli-
che Feiertage in Hessen und nachfolgend genannte Tage.
Die gesetzlichen Feiertage sind Sonntage, der Neujahrstag,
der Karfreitag, der Ostermontag, der 1. Mai, der Himmel-
fahrtstag, der Pfingstmontag, der Fronleichnamstag, der Tag
der Deutschen Einheit, der 1. und 2. Weihnachtstag. Ferner
findet an Samstagen, an Heiligabend und an Silvester keine
Bewertung statt. An den vorgenannten Tagen, die keine Be-
wertungstage sind, wird fir den Nettoinventarwert, den An-
teilwert sowie fur die Ausgabe- und Ricknahmepreise der je-
weils letzte Bewertungstag zugrunde gelegt. In den BAB
kénnen dardber hinaus weitere Tage angegeben sein, die
keine Bewertungstage sind.

§ 19 Kosten

In den BAB werden die Aufwendungen und die der Gesellschaft,
der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergitungen, die
dem Sondervermdgen belastet werden kénnen, genannt. Fir
VergUtungen im Sinne von Satz 1 ist in den BAB darUber hinaus
anzugeben, nach welcher Methode, in welcher Hohe und auf-
grund welcher Berechnung sie zu leisten sind.

Sofern die BAB des Sondervermdgens die Berechnung einer
Vergltung auf einer taglichen Basis vorsehen, wird die jeweilige
Vergutung taglich in Hohe von 1/365 (in Schaltjahren 1/366) auf
Basis des ermittelten Nettoinventarwertes des Sondervermégens
berechnet. Eine taglich berechnete Vergitung wird - soweit in
den BAB nichts anderes bestimmt ist — von dem ermittelten
Nettoinventarwert des Sondervermdgens taglich abgegrenzt.
Tagliche Abgrenzung vom Nettoinventarwert des Sondervermd-
gens im vorgenannten Sinne bedeutet, dass die bereits ermittel-
te VergUtung bis zu deren Entnahme als Verbindlichkeit fur die
Ermittlung des Nettoinventarwerts beriicksichtigt wird. Die Ge-
sellschaft entnimmt dem Sondervermdégen die bereits abge-
grenzte Vergltung zu den in den BAB angegebenen Zeitpunk-
ten. Der Entnahmezeitpunkt hat wegen der taglichen Abgren-
zung keinen Einfluss auf die Hohe der Vergitung und den ermit-
telten Nettoinventarwert.

Somit werden an jedem Tag, der ein Bewertungstag ist, die
VergUtungen auf Basis des Nettoinventarwertes des vorangegan-
genen Bewertungstages berechnet und als Verbindlichkeit im
Nettoinventarwert des aktuellen Bewertungstages mindernd
berlcksichtigt. An jedem Tag, der kein Bewertungstag ist, wer-
den die Vergltungen auf Basis des Nettoinventarwertes des
vorangegangenen Bewertungstages berechnet und als Verbind-
lichkeit im Nettoinventarwert des nachsten Bewertungstages
mindernd berlcksichtigt.

§ 20 Besondere Informationspflichten gegeniiber den
Anlegern

Die Gesellschaft wird den Anleger gemal §§ 300, 308 Absatz 4
KAGB informieren. Die Einzelheiten sind in den BAB festgelegt.

§ 21 Rechnungslegung

1. Spatestens sechs Monate nach Ablauf des Geschaftsjahres
des Sondervermogens macht die Gesellschaft einen Jahres-
bericht einschlieBlich Ertrags- und Aufwandsrechnung ge-
maB § 101 Absatz 1 bis 3 KAGB bekannt.

2. Spatestens zwei Monate nach der Mitte des Geschaftsjahres

macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht gemaB § 103
KAGB bekannt.
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3. Wird das Recht zur Verwaltung des Sondervermdgens wah-

rend des Geschaftsjahres auf eine andere Kapitalverwal-
tungsgesellschaft Ubertragen oder das Sondervermdgen
wahrend des Geschaftsjahres auf ein anderes Sondervermo-
gen oder eine Investmentaktiengesellschaft mit veranderli-
chem Kapital verschmolzen, so hat die Gesellschaft auf den
Ubertragungsstichtag einen Zwischenbericht zu erstellen, der
den Anforderungen an einen Jahresbericht gemaB Absatz 1
entspricht.

Wird das Sondervermégen abgewickelt, hat die Verwahrstel-
le jahrlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung been-
det ist, einen Abwicklungsbericht zu erstellen, der den An-
forderungen an einen Jahresbericht gemal Absatz 1 ent-
spricht.

Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle
und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und im Basis-
informationsblatt anzugeben sind, erhaltlich; sie werden fer-
ner im Bundesanzeiger bekannt gemacht.

§ 22 Kiindigung und Abwicklung des Sondervermégens

1.

Die Gesellschaft kann die Verwaltung des Sondervermdégens
mit einer Frist von mindestens sechs Monaten durch Be-
kanntmachung im Bundesanzeiger und dartber hinaus im
Jahresbericht- oder Halbjahresbericht kiindigen. Die Anleger
sind Uber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kiindigung
mittels eines dauerhaften Datentragers unverziglich zu un-
terrichten.

Mit dem Wirksamwerden der Kindigung erlischt das Recht
der Gesellschaft, das Sondervermdgen zu verwalten. In die-
sem Falle geht das Sondervermdégen bzw. das Verfligungs-
recht Gber das Sondervermégen auf die Verwahrstelle Uber,
die es abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen hat. Fir
die Zeit der Abwicklung hat die Verwahrstelle einen An-
spruch auf Vergitung ihrer Abwicklungstatigkeit, sowie auf
Ersatz ihrer Aufwendungen, die flr die Abwicklung erforder-
lich sind. Mit Genehmigung der Bundesanstalt kann die Ver-
wabhrstelle von der Abwicklung und Verteilung absehen und
einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung
des Sondervermdgens nach MaB3gabe der bisherigen Anlage-
bedingungen tbertragen.

Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungs-
recht nach MaBgabe des § 99 KAGB erlischt, einen Aufl6-
sungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen
Jahresbericht nach § 21 Absatz 1 entspricht.

§ 23 Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der

Verwabhrstelle

. Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfligungs-

recht Uber das Sondervermégen auf eine andere Kapitalver-
waltungsgesellschaft tibertragen. Die Ubertragung bedarf
der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt.

Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und
dartber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht so-
wie in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektroni-
schen Informationsmedien bekannt gemacht. Die Ubertra-
gung wird frithestens drei Monate nach ihrer Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger wirksam.

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fir das Sonderver-
mogen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmigung der
Bundesanstalt.

§ 24 Anderungen der Anlagebedingungen

1.

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen andern.

. Anderungen der Anlagebedingungen bedrfen der vorheri-

gen Genehmigung durch die Bundesanstalt. Soweit die An-
derungen nach Satz 1 als wesentlich im Sinne des § 163 Ab-
satz 4 Satz 2 KAGB fur die Anleger des Sondervermdgens
einzustufen sind, bedurfen sie der vorherigen Zustimmung
des Aufsichtsrates der Gesellschaft.

Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im Bundesan-
zeiger und darlber hinaus in einer hinreichend verbreiteten
Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufspro-
spekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien be-
kannt gemacht. In einer Veréffentlichung nach Satz 1 ist auf
die vorgesehenen Anderungen und ihr Inkrafttreten hinzu-
weisen. Im Falle von anlegerbenachteiligenden Kostendnde-
rungen im Sinne des § 162 Absatz 2 Nummer 11 KAGB oder
anlegerbenachteiligenden Anderungen in Bezug auf wesent-
liche Anlegerrechte sowie im Falle von Anderungen der Anla-
gegrundsatze des Sondervermogens im Sinne des § 163 Ab-
satz 3 KAGB sind den Anlegern zeitgleich mit der Bekannt-
machung nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte der vorgese-
henen Anderungen der Anlagebedingungen und ihre Hinter-
grinde in einer verstandlichen Art und Weise mittels eines
dauerhaften Datentragers zu Ubermitteln. Im Falle von Ande-
rungen der bisherigen Anlagegrundsatze sind die Anleger
zusatzlich Uber ihre Rechte nach § 163 Absatz 3 KAGB zu in-
formieren.

Die Anderungen treten friihestens am Tag nach ihrer Be-

kanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft, im Falle von An-
derungen der Kosten und der Anlagegrundséatze jedoch nicht
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vor Ablauf von vier Wochen nach der entsprechenden Be-
kanntmachung.

§ 25 Erfiillungsort

Erfullungsort ist der Sitz der Gesellschaft.

§ 26 Streitbeilegungsverfahren

Die Gesellschaft hat sich zur Teilnahme an Streitbeilegungsver-
fahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet3. Bei
Streitigkeiten kénnen Verbraucher die Ombudsstelle fir Invest-
mentfonds des BVI Bundesverband Investment und Asset Mana-
gement e.V. als zustandige Verbraucherschlichtungsstelle anru-
fen. Die Gesellschaft nimmt an Streitbeilegungsverfahren vor
dieser Schlichtungsstelle teil?.

Die Kontaktdaten lauten: Biro der Ombudsstelle des BVI Bun-
desverband Investment und Asset Management e.V., Unter den
Linden 42, 10117 Berlin, www.ombudsstelle-investment-
fonds.de

Die Europdische Kommission hat unter www.ec.europa.eu/con-
sumers/odr® eine européaische Online-Streitbeilegungsplattform
eingerichtet. Verbraucher kénnen diese fir die auBergerichtliche
Beilegung von Streitigkeiten aus Online-Kaufvertragen oder Onli-
ne-Dienstleistungsvertragen nutzen. Die E-Mail-Adresse der Ge-
sellschaft lautet: service@deka.de.

3§ 36 Absatz 1 Nr. 1 VSBG
4§ 36 Absatz 1 Nr. 2 VSBG
5 Artikel 14 Verordnung (EU) 524/2013
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Besondere Anlagebedingungen

Besondere Anlagebedingungen zur Regelung des Rechtsverhalt-
nisses zwischen den Anlegern und der Deka Vermdgensmanage-
ment GmbH, Frankfurt am Main, (,, Gesellschaft”) fur das von
der Gesellschaft aufgelegte Gemischte Sondervermégen

Deka-Strategieportfolio aktiv,

die nur in Verbindung mit den fur Gemischte Sondervermégen
von der Gesellschaft aufgestellten , Allgemeinen Anlagebedin-
gungen” (AAB) gelten.

ANLAGEGRUNDSATZE UND ANLAGEGRENZEN

§ 1 Vermogensgegenstiande

1.

Die Gesellschaft darf fir das Sondervermégen folgende Ver-
mogensgegenstande erwerben:

Wertpapiere gemaB § 5 AAB,
Geldmarktinstrumente gemaB § 6 AAB,
Bankguthaben gemaR § 7 AAB,
Investmentanteile gemaB § 8 AAB,

Derivate gemaB § 9 AAB,

Sonstige Anlageinstrumente gemaf3 § 10 AAB.

Bei der Auswahl der fur das Sondervermégen zu erwerben-
den Vermdégensgegenstande gemal § 8 Absatz 4 AAB
(Sonstige Sondervermégen und vergleichbare Investmentver-
maogen) steht im Vordergrund, dass die Zielfonds — nach dem
Ausweis des jeweils aktuellen Verkaufsprospekts bzw. des
letzten Jahres- und/oder Halbjahresberichts — Ertrag und/oder
Wachstum erwarten lassen.

.Aktienfonds” sind solche Zielfonds, deren vertraglich fest-
gelegte Anlagepolitik eine hauptsachliche Investition in Akti-
en vorsieht. ,Rentenfonds” sind solche Zielfonds deren ver-
traglich festgelegte Anlagepolitik eine hauptsachliche Investi-
tion in fest- und/oder variabel verzinsliche Wertpapiere vor-
sieht. ,, Geldmarktfonds” sind solche Zielfonds, deren ver-
traglich festgelegte Anlagepolitik eine hauptsachliche Investi-
tion in Geldmarktinstrumente und flissige Mittel vorsieht.
,Ubrige Fonds” sind solche Zielfonds, deren jeweilige ver-
traglich festgelegte Anlagepolitik keiner der vorgenannten
Fondsgattungen zuzuordnen ist, aber deren jeweilige rechtli-
che Struktur dem § 8 AAB entspricht.

§ 2 Anlagegrenzen

Das Sondervermdgen kann jeweils vollstandig aus Aktien-,
Renten- oder Geldmarktfonds bestehen. Die in Pension ge-
nommenen Investmentanteile sind auf die Anlagegrenzen

des 8§ 207 und 210 Absatz 3 KAGB anzurechnen.

In Anteilen an Investmentvermdgen nach MaBgabe des §
196 Absatz 1 Satz 2 KAGB und an Gemischten Investment-
vermogen gemal §§ 218 und 219 KAGB darf insgesamt bis
zu 30 % des Wertes des Sondervermdgens angelegt werden.

Gemischte Investmentvermdgen im Sinne des KAGB kdnnen
nach deren Anlagebedingungen folgende Investitionen vor-
sehen:

Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Bankguthaben, Invest-
mentanteile nach § 196 KAGB, Derivate, Sonstige Anlagein-
strumente gemaB § 198 KAGB, Anteile oder Aktien an offe-
nen Investmentvermdgen gemal §§ 219 Absatz 1 Nr. 2a)
und 219 Absatz 1 Nr. 2b) KAGB.

Die in Pension genommenen Investmentanteile sind auf die
Anlagegrenzen des §8§ 207 und 210 Absatz 3 KAGB anzu-
rechnen.

In Vermdgensgegenstande gemal § 8 Absatz 4 AAB darf
insgesamt bis zu 10 % des Wertes des Sondervermdgens an-
gelegt werden.

Sonstige Investmentvermdgen im Sinne des KAGB kénnen
nach den folgenden Grundsatzen erworben werden:

Nach den Anlagebedingungen kénnen die Sonstigen Invest-
mentvermogen folgende Investitionen vorsehen: Wertpapie-
re, Geldmarktinstrumente, Bankguthaben, Investmentanteile
gemaB § 196 KAGB, Sonstige Anlageinstrumente gemal §
198 KAGB, Anteile an Investmentvermdgen gemal § 219
Absatze 2 und 3 KAGB, Derivate, Edelmetalle und unver-
briefte Darlehensforderungen.

In den erwerbbaren Sonstigen Investmentvermégen ist, auch
zur Generierung von Leverage, der Einsatz von Wertpapier-
Darlehensgeschaften sowie die Aufnahme kurzfristiger Kredi-
te bis zur Héhe von 20 % des Wertes des Sondervermdgens
moglich, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme
marktublich sind und dies in den Anlagebedingungen dieses
Sonstigen Investmentvermdgens vorgesehen ist.

Sonstige Investmentvermdgen dirfen auch erworben wer-
den, wenn sie ihre Mittel unbegrenzt in Bankguthaben,
Geldmarktinstrumenten und/oder Anteilen an Investmentver-
maogen im Sinne des § 196 KAGB anlegen durfen, die ihrer-
seits ausschlieBlich in Bankguthaben und Geldmarktinstru-
mente anlegen dirfen. Eine Mindestliquiditat in Form von
Bankguthaben, Geldmarktinstrumenten oder anderen liqui-
den Mitteln muss in erwerbbaren Sonstigen Investmentver-
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maogen nicht vorgesehen sein. Der Einsatz von Derivaten,
auch zur Generierung von Leverage, in erwerbbaren Sonsti-
gen Investmentvermdégen kann unbeschrankt erfolgen.

= Das Sondervermdgen darf nicht in mehr als zwei Sonstige
Investmentvermdgen vom gleichen Emittenten oder Fonds-
manager und nicht in auslandische Zielfonds aus Staaten an-
legen, die bei der Bekdmpfung der Geldwasche nicht im Sin-
ne internationaler Vereinbarungen kooperieren.

= Bei den Sonstigen Sondervermdgen mussen die Vermdgens-
gegenstande von einer Verwahrstelle verwahrt oder die
Funktion der Verwahrstelle von einer anderen vergleichbaren
Einrichtung wahrgenommen werden.

= Erwerbbare Zielfonds durfen keine Vermégensgegenstande
verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschaftsabschlusses nicht
zum Investmentvermogen gehoéren (Leerverkaufsverbot).

Die in Pension genommenen Investmentanteile sind auf die
Anlagegrenzen des §§ 207 und 210 Absatz 3 KAGB anzu-
rechnen.

4. Das Sondervermdgen kann jeweils vollstandig in Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente gemaf § 1 Absatz 1 Buchstabe
a) und b) angelegt werden.

Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1
bis 3 KAGB anzurechnen.

5. Das Sondervermdgen kann vollstandig in Bankguthaben
nach MaBgabe des § 1 Absatz 1 Buchstabe c) angelegt wer-
den.

6. Der Einsatz von Derivaten ist ausschlieBlich zuldssig zur Absi-
cherung von Kurs-, Zins- und Wahrungsrisiken.

ANTEILKLASSEN
§ 3 Anteilklassen

1. FUr das Sondervermégen kénnen Anteilklassen im Sinne von
§ 16 Absatz 3 AAB gebildet werden, die sich hinsichtlich der
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rucknah-
meabschlags, der Wahrung des Anteilwertes, der Verwal-
tungsvergutung, der Vertriebsvergutungen, der Mindestanla-
gesumme oder einer Kombination dieser Merkmale unter-
scheiden. Die Bildung neuer Anteilklassen ist zuldssig, sie
liegt im Ermessen der Gesellschaft. Es ist nicht notwendig,
dass Anteile einer Anteilklasse im Umlauf sind.

2. Der Abschluss von Wahrungskurssicherungsgeschaften aus-
schlieBlich zugunsten einer einzigen Wahrungsanteilklasse ist
zuldssig. FUr Wahrungsanteilklassen mit einer Wahrungsabsi-

cherung zugunsten der Wahrung dieser Anteilklasse (Refe-
renzwahrung) darf die Gesellschaft auch unabhangig von § 9
AAB Derivate im Sinne des § 197 Absatz 1 KAGB auf Wech-
selkurse oder Wahrungen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwert-
verluste durch Wechselkursverluste von nicht auf die Refe-
renzwahrung der Anteilklasse lautenden Vermdgensgegen-
stdnden des Sondervermdgens zu vermeiden.

3. Der Anteilwert wird fur jede Anteilklasse gesondert errech-
net, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen,
die Ausschattungen (einschlieBlich der aus dem Sonderver-
maogen ggf. abzufiihrenden Steuern), die Verwaltungsvergl-
tung, die Vertriebsvergtungen und die Ergebnisse aus Wah-
rungsgeschaften, die auf eine bestimmte Anteilklasse entfal-
len, einschlieBlich Ertragsausgleich, ausschlieBlich dieser An-
teilklasse zugeordnet werden.

4. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Ver-
kaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht ein-
zeln aufgezahlt. Die Anteilklassen kennzeichnenden Ausge-
staltungsmerkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeaufschlag,
Rucknahmeabschlag, Wahrung des Anteilwertes, Verwal-
tungsvergitung, Vertriebsvergitungen, Mindestanlagesum-
me oder eine Kombination dieser Merkmale) werden im Ver-
kaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Ein-
zelnen beschrieben.

ANTEILE, AUSGABEPREIS, RUCKNAHMEPREIS, RUCKNAH-
ME VON ANTEILEN,
ROCKNAHMEBESCHRANKUNG UND KOSTEN

§ 4 Anteile

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermogensgegenstanden des
Sondervermdgens in Héhe ihrer Anteile als Miteigentiimer nach
Bruchteilen beteiligt.

§ 5 Ausgabe- und Riicknahmepreis

1. Der Ausgabe- und der Riicknahmepreis entsprechen dem
Nettoinventarwert des Anteils.

2. Abweichend von § 18 Absatz 3 AAB ist fur Anteilabrufe und
Rucknahmeauftrage, die bis 12.00 Uhr an einem Wertermitt-
lungstag vorliegen, der nachste Tag der Abrechnungsstich-
tag; fur spater eingehende Auftrage ist der Ausgabe- bzw.
Rucknahmepreis des Gbernachsten Wertermittlungstages
maBgebend.

§ 6 Riicknahmebeschrankung

Die Gesellschaft kann die Riicknahme beschréanken, wenn die
Ruckgabeverlangen der Anleger mindestens 10 % des Nettoin-
ventarwertes erreichen (Schwellenwert).

§ 7 Kosten
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1.

Die Gesellschaft erhalt fur die Verwaltung des Sondervermo-
gens eine jahrliche Vergiitung in Hohe von bis zu 1,70 % des
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermo-
gens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten am
Ende eines jeden Tages errechnet wird. Die Vergtung wird
monatlich anteilig erhoben.

Die Gesellschaft zahlt den Vertriebsstellen jahrliche Vertriebs-
vergUtungen in Héhe von bis zu 0,92 % des durchschnittli-
chen Nettoinventarwertes des Sondervermégens in der Ab-
rechnungsperiode, der aus den Werten am Ende eines jeden
Monats errechnet wird. Die Vertriebsvergttungen werden
durch die Verwaltungsvergitung nach Absatz 1 abgedeckt
und werden dem Sondervermdgen nicht gesondert belastet.

Die Gesellschaft kann sich fir die Verwaltung von Derivate-
geschaften und bei der Verwaltung von Sicherheiten fur die-
se Geschafte (sog. Collateral-Management) der Dienste Drit-
ter bedienen. AuBerdem kdnnen weitere Leistungen Dritter
im Rahmen der Erfullung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
(European Market Infrastructure Regulation —sog. EMIR), un-
ter anderem fir das zentrale Clearing von OTC-Derivaten
und Meldungen an Transaktionsregister einschlieBlich Kosten
fr Rechtstrager-Kennungen, in Anspruch genommen wer-
den. Die Gesellschaft wird das Sondervermégen fir die von
Dritten fr ihre Leistungen in Rechnung gestellten Vergltun-
gen und Entgelte in Hohe von jahrlich bis zu 0,10 % des
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermo-
gens in der Abrechnungsperiode, berechnet aus den Werten
am Ende eines jeden Tages, belasten. Die Vergitung wird
durch die Verwaltungsvergitung gemal Absatz 1 nicht ab-
gedeckt und wird somit dem Sondervermdgen zusétzlich be-
lastet.

Die Gesellschaft erhalt fur die Anbahnung, Vorbereitung und
Durchftihrung von Wertpapierdarlehensgeschaften und
Wertpapierpensionsgeschaften fir Rechnung des Sonderver-
maogens eine marktlbliche Vergitung in Héhe von maximal
einem Drittel der Bruttoertrdge aus diesen Geschaften. Die
im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchfihrung
von solchen Geschaften entstandenen Kosten einschlieBlich
der in Zusammenhang mit diesen Geschaften an Dritte zu
zahlenden Vergutungen tragt die Gesellschaft.

Die monatliche Vergutung fir die Verwahrstelle betragt 1/12
von bis zu 0,075 % des durchschnittlichen Nettoinventar-
wertes des Sondervermégens in der Abrechnungsperiode,
der aus den Werten am Ende eines jeden Tages errechnet
wird.

Der Betrag, der jahrlich aus dem Sondervermégen nach den
vorstehenden Absatzen 1, 3 und 5 als Vergutungen entnom-
men wird, kann insgesamt bis zu 1,875 % des durchschnittli-
chen Nettoinventarwertes des Sondervermégens in der Ab-

rechnungsperiode, der aus den Werten am Ende eines jeden
Tages errechnet wird, betragen.

Neben den vorgenannten Vergitungen gehen die folgenden
Aufwendungen zulasten des Sondervermdgens:

bankibliche Depot- und Kontogebuhren, ggf. einschlieBlich
der bankiblichen Kosten fur die Verwahrung auslandischer
Vermdgensgegenstande im Ausland;

Kosten fir den Druck und Versand der fur die Anleger be-
stimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen
(Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, Basisin-
formationsblatt);

Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresbe-
richte, der Ausgabe- und Ricknahmepreise und ggf. der
Ausschittungen oder Thesaurierungen und des Auflésungs-
berichtes;

Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertraglich
oder gesetzlich vorgesehenen dauerhaften Datentragers, au-
Ber im Fall der Informationen tber Verschmelzungen von In-
vestmentvermégen und auBer im Fall der Informationen tber
MaBnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzun-
gen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung;

Kosten fur die Prifung des Sondervermégens durch den
Abschlussprifer des Sondervermégens;

Kosten der Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen
und der Bescheinigung, dass die steuerlichen Angaben nach
den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden;

Kosten fir die Geltendmachung und Durchsetzung von
Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fiir Rechnung des
Sondervermdgens sowie der Abwehr von gegen die Gesell-
schaft zulasten des Sondervermdgens erhobenen Anspri-
chen;

Gebihren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug
auf das Sondervermogen erhoben werden;

Kosten fir die Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf
das Sondervermogen;

Kosten fir die Analyse des Anlageerfolges des Sondervermo-
gens durch Dritte;

Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder
der Verwendung bzw. Nennung eines VergleichsmalBstabes

oder Finanzindizes anfallen kénnen;

Kosten fir die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmachtig-
ten;
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m) Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb und
der VerauBerung von Vermdgensgegenstanden (Transakti-
onskosten);

n) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusam-
menhang mit den vorstehend in Buchstaben a) bis m) ge-
nannten und vom Sondervermdgen zu ersetzenden Aufwen-
dungen.

8. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbe-
richt den Betrag der Ausgabeaufschlage und Ricknahmeab-
schlage offenzulegen, die dem Sondervermdgen im Berichts-
zeitraum fir den Erwerb und die Ricknahme von Anteilen
im Sinne des § 1 Absatz 1 Buchstabe d) berechnet worden
sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von
der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft ver-
waltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentli-
che unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,
darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft fir den Er-
werb und die Riicknahme keine Ausgabeaufschlage und
Rucknahmeabschldage berechnen. Die Gesellschaft hat im
Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergitung offen-
zulegen, die dem Sondervermégen von der Gesellschaft
selbst, von einer anderen (Kapital-)Verwaltungsgesellschaft
oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft
durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteili-
gung verbunden ist, als Verwaltungsvergitung fur die im
Sondervermoégen gehaltenen Anteile berechnet wurde.

ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHAFTSJAHR
§ 8 Ausschiittung / Thesaurierung

1. Fur die ausschittenden Anteilklassen schittet die Gesell-
schaft grundsatzlich die wahrend des Geschaftsjahres fur
Rechnung des Sondervermégens angefallenen und nicht zur
Kostendeckung verwendeten anteiligen Dividenden, Zinsen,
und sonstigen Ertrdge - unter Berticksichtigung des zugehori-
gen Ertragsausgleichs - aus. Realisierte VerauBerungsgewin-
ne - unter Beriicksichtigung des zugehérigen Ertragsaus-
gleichs - kédnnen anteilig ebenfalls zur Ausschuttung heran-
gezogen werden.

2. Ausschlttbare anteilige Ertrage gemaB Absatz 1 kénnen zur
Ausschittung in spateren Geschaftsjahren insoweit vorgetra-
gen werden, als die Summe der vorgetragenen Ertrage
15% des jeweiligen Wertes des Sondervermdgens zum Ende
des Geschéftsjahres nicht Ubersteigt. Ertrage aus Rumpfge-
schaftsjahren kdnnen vollstandig vorgetragen werden.

3. Im Interesse der Substanzerhaltung kénnen anteilige Ertrége
teilweise, in Sonderfallen auch vollstandig zur Wiederanlage
im Sondervermdgen bestimmt werden.

4. Die Ausschittung erfolgt jahrlich innerhalb von vier Monaten
nach Schluss des Geschaftsjahres. Zwischenausschittungen
sind zulassig.

5. Fur die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft
die wahrend des Geschéftsjahres fiir Rechnung des Sonder-
vermogens angefallenen und nicht zur Kostendeckung ver-
wendeten Dividenden, Zinsen, und sonstigen Ertrage - unter
Berlcksichtigung des zugehorigen Ertragsausgleichs - sowie
die realisierten VerauBerungsgewinne der thesaurierenden
Anteile im Sondervermdgen anteilig wieder an.

§ 9 Besondere Informationspflichten gegeniiber den Anle-
gern

Die Informationen gemaR § 300 Absatz 1 und 2 KAGB sind im
Anhang zum Jahresbericht enthalten. Die Informationen gemaf
§ 300 Absatz 4 sowie § 308 Absatz 4 KAGB werden den Anle-
gern per dauerhaftem Datentrager Gbermittelt. Die Informatio-
nen gemaR § 300 Absatz 4 KAGB sind daneben in einem weite-
ren im Verkaufsprospekt zu benennenden Informationsmedium
zu verdffentlichen.

§ 10 Geschaftsjahr / Abrechnungsperiode
Das Geschéftsjahr und die Abrechnungsperiode des Sonderver-

maogens beginnen am 1. Juni und enden am 31. Mai eines jeden
Jahres.
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Ill. Wertentwicklung des Sondervermdgens

Historische Wertentwicklung Deka-Strategieportfolio aktiv (Angabe in %)
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Absolute Wertentwicklung vergangener Zeitraume bezogen auf volle Kalenderjahre (Stand 31. Dezember 2024).

Quelle: Eigene Berechnungen nach der BVI-Methode, d.h. ohne Berticksichtigung eines eventuell anfallenden Ausgabeaufschlags.

Aktuelle Angaben zur Wertentwicklung kénnen den Jahres- und Halbjahresberichten sowie der Homepage der Gesellschaft unter www.deka.de entnommen werden.
Die historische Wertentwicklung des Sondervermégens bzw. der einzelnen Anteilklassen erméglicht keine Prognose fiir die zukiinftige Wertentwicklung.

62



V. Anhang

Der Fonds im Uberblick

ISIN / WKN DEOOODKOEC67 / DKOEC6
Auflegungsdatum 15. Juni 2012

Laufzeit des Fonds unbefristet
Ausgabeaufschlag keiner

Verwaltungsvergiitung p.a.!

maximal

1,70 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Fonds

derzeit

0,90 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Fonds

Verwahrstellenvergiitung’

maximal

0,0750 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Fonds

derzeit

Die derzeit erhobene Staffel der GebUhren kann dem Abschnitt ,,11.
Kosten” entnommen werden.

Vergiitung fiir Wertpapierdarlehensgeschifte, Wertpapier-
pensionsgeschifte

maximal ein Drittel der Bruttoertrage aus diesen Geschaften

Vergiitung fiir u.a. die Verwaltung von Sicherheiten bei Deri-
vategeschiften3

bis zu 0,10 % p.a. des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des
Fonds

Verbriefung der Anteile

Sammelurkunden, keine effektiven Stlcke

Ertragsverwendung Thesaurierung

Geschaftsjahr 1. Juni bis 31. Mai

Berichterstattung

Jahresbericht 31. Mai, erscheint ca. Mitte November

Halbjahresbericht

30. November, erscheint ca. Mitte Januar

1 Aus den Werten am Ende eines jeden Tages
2 Aus den Werten am Ende eines jeden Tages

63



Stand: 05 25

aDeka

Investments

Deka Vermégensmanagement GmbH
Lyoner StraBe 13

60528 Frankfurt am Main

Postfach 11 05 23

60040 Frankfurt am Main

Telefon: (0 69) 7147-8500

Telefax: (0 69) 7147-8650
http://www.deka.de

L]
5 Finanzgruppe



